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Vorwort 

Die hohe Bedeutung, welche dem Institute der Unter- 
suchungshaft im Griminalprocesse allseitig zugestanden 
wird) dürfte den Versuch der vorstehenden Abhandlung im 
Allgemeinen wohl zur Genäge rechtfertigen. Es bedarf 
daher an dieser Stelle nur einiger weniger Worte aber die 
Art der gewählten Darstellung. 

Je eingehender sich der Verfasser mit dem Vorwurfe 
„die Untersuchungshaft vom Standpunkte der österreichi- 
/ ) sehen Strafprocessgesetzgebung darzustellen" beschäftigte, 
um desto mehr reifte in ihm der Entschluss, die Abhand- 
lung in zwei Theile zerfallen zu lassen, deren ersterem 
die dem österreichischen Griminalprocesse zur historischen 
Unterlage dienenden Processsysteme^ dem letzteren dagegen 
die österreichischen Criminalprocessordnungen selbst zu 
Grunde zu liegen hätten. 

Nur auf diesem Wege glaubte er die historisch- 
dogmatische Erörterung des gewählten Thema mit an- 
nähernder Vollständigkeit durchführen zu können. 

Die österreichischen Criminalprocessordnungen^ welche 
seit Erlassung der Theresiana in längern und kfirzem 
Intervallen ergangen, die Untersuchungshaft regelten, bieten 
den passenden Anlass zur dogmatischen Erörterung 
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des Institutes, wogegen ein wenn auch nur gedrängter 
Bückblick auf die dem österreichischen Griminalprocesse 
zu Grunde liegenden Processsysteme den Weg vorzeichnet, 
auf welchem die geschichtliche Entwicklung der Unter- 
suchungshaft auf dem Gebiete des Strafverfahrens verfolgt 
zu werden vermag. 

Bass bei der historischen Darstellung — dem I. 
Theile der Abhandlung <- von den für einzelne Gesammtpro- 
cesslehren durch bewährte Forschungen bereits gewonnenen 
Resultaten ein stellenweiser Gebrauch gemacht werden musste, 
mag der nachsichtigen Beurtheilung des unternommenen 
Versuches nicht abträglich werden. 

Des Umstandes nicht zu gedenken, dass eine um- 
fassende Revision der vorhandenen allgemeinen Processlehren 
den Umfang einer von dem Gesichtspunkte einer Particular^ 
gesetzgebung angelegten monographischen Abhandlung hätte 
weitaus überschreiten müssen, schien es dem gesteckten 
Ziele zu genügen, die Richtigkeit oder Unrichtigkeit all- 
gemeiner Lehren und Grundsätze an einem organischen 
Theile in selbstthätiger und selbstständiger Weise darzulegen 
und aufzuzeigen. 

Sollte dieses bescheidene Streben in der vorlie- 
genden Schrift seine Verwirklichung gefunden Imbea, so 
wird sich der Verfasser biedurch gerne angeregt finden, 
zu einer Darstellung der Untersuchungshaft von einem 
allgeftieinen umfassenden Standpunkte in Bälde zurückzu- 
kehren« 

Prag, im Mai 1873, 
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Einleitnng. 



Bei der Erörternng der geschichtlichen Omndlagen des 
östreichischen Criminalprocesses glauben wir im HinblidEe anf 
die uns gestellte Aufgabe 1. den römischen, 2. den deutschen, 
3. den kanonischen Criminalprocess , dann 4« die Malefiz*, 
Hals- und Lahdgerichtsordnnngen der Ostr. Territorien ans 
dem 16.^ 17. und 18. Jahrhundert in*s Auge &sseir zu mfissen. — 
Dass der historischen Darstellung der Entwicklung des heimi* 
sehen Processes die drei erst genannten Yerfahrungsarten zu 
Grunde zu legen sind, bedarf keiner näheren Begründung, wohl 
aber muss die Rechtfertigung versucht werden, warum wir auf 
die bekannten Provinzialordnungen zurflckgehen und nicht riel- 
mehr der Darstellung der obgenannten drei Processsysten^e eine 
abgesonderte Skizze deiu Carolina und des gemeinrechtlichen 
Inquisitionsprocesses folgen lassen, wie dies durch einen ausge* 
zeichneten östreichischen Rechtsgelehrten*) geschehen ist« 

Wir glauben jedoch die mehrerwfthnten Territorialord- 
Dungen nicht ausser Acht lassen zu können. Zunächst aus einem 
berechtigten historischen Interesse. — Mag auch den erwähnten 
Ordnungen der Charakter eines staatlich österreichischen Oesetzes- 
Werkes abgehen, der wie später gezeigt werden soll, zuerst bei 
der peinlichen Gerichtsordnung der Kaiserin Maria Theresia 
hervortritt, mag femer auch unsere Darstellung sich ans nahe- 



*) Glaser, Die geschichüichen Grundlagen des heutigen österr. Straf- 
processes allg. österr. Ger.-Ztg. 1856. 

Zneker, UntemichiingBhftft. 1 
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liegenden Gründen nur auf einzelne wichtigere Provinzial- 
Ordnungen beschränken müssen, der innere Werth dieser Pro- 
vinzialordnnngen, die sämnitlich aaf der Höhe ihrer Zeit standen, 
würde schon für sich allein die eingehende Darstellang der- 
selben zn rechtfertigen vermögen. 

Aber anch die Stellang, die sie za der östr. Criminal- 
processgesetzgebong im engern Sinne des Wortes einnehmen, 
roass sie einer abgesonderten Erörterang im hohen Grade 
würdig erscheinen lassen. 

Die Theresiana, mit welcher die östr. Criminalprocess- 
gesetzgebnng inangnrirt wurde, ruht nämlich, wie wir sehen 
werden, znr Gänze auf ihnen ; dieselbe hat keinen innem höhern 
Werth als den einer mehr oder weniger glücklichen Gompila- 
tion von Bestimmangen, die fast dnrchwegs den mehrerwähnten 
Ordnungen entnommen wurden, es kann somit bei dem innigen 
Znsammenhange zwischen östr. Provinzial- and Reichsgesetz- 
gebang auch ans diesem weiteren Grande von der oberwähnten 
Darstellang nicht Umgang genommen werden. — 

Sobald aber dieselbe ihren Platz finden darf and mass, 
so konnte von einer abgesonderten Darstellang der Carolina 
nnd des gemeinrechtlichen Inqnisitionsprocesses als weiterer 
historischer Grandlagen unseres Griminalprocesses wohl kaum 
mehr die Rede sein. Eine solche hätte, da jene Ordnungen 
wieder zumeist auf ihnen ruhen und von ihrem Geiste erfüllt 
sind, zu einfachen Wiederholungen führen müssen ; wogegen die 
Darlegung des Zusammenhanges zwischen diesen Territorial' 
Ordnungen und dem gemeinen Rechte für uns schon darum 
von berechtigtem Interesse zu sein scheint, weil wir durch sie 
allein einen sichern Anhaltspunkt für die Beurtheilung des 
Verhältnisses des gemeinen deutschen Rechtes zu particularer 
östr. Rechtsbildung zu gewinnen vermögen. 

üeber dieses Verhältniss ist manches Urtheil gefällt wor 
den, das uns vom Standpunkte der östr. Rechtswissenschaft 
sehr revisionsbedürftig erscheint. Man pflegt nämlich die Sache 
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vielfach gaoz allgemein zn fassen mid stellt das dictum aof: 
„6is zur Theresiana falle das österr« L&ndergebiet gänz- 
lich anter die Herrschaft 'des gemeinen Processes, von da an 
nnd zwar eben darch die Theresiana h&tte sich Oestreich vom 
gemeinsamen Rechtsverbande losgelöst nnd die östr. Bechts- 
entwicklnng als solche habe ihren Anfang genommen.^ 

Wächter*) ist es insbesondere, der die schwerwiegende 
Behauptung aufstellt, durch die Erlassung der Theresiana habe 
Oestreich mit dem gemeinen deutschen Strafrechte vollständig 
gebrochen, von da an beginne eine gesonderte isolirte 
östr. Bechtscntwicklung; ja Oes^eich sei es gewesen, das 
eben durch diesen Austritt die Erlöschung des gemeinen Rechtes 
beschleunigt, wo nicht gar selbst veranlasst habe, so wenig 
auch dieser Vorgang mit der politischen Stellung des Staates 
zum übrigen Deutschland im Einklänge gestanden sei. 

Diese Behauptung Wächters muss nach doppelter Richtung 
hin lebhafte Bedenken wachrufen. Zunächst kann nicht zuge- 
geben werden, dass Oestreich es war, welches durch Erlassung 
der Theresiana vornehmlich zur Erlöschung des gemeinen Rechtes 
beigetragen hätte. 

Des ümstandes nicht zu gedenken, dass sich Oestreich 
dem Beispiel Bayerns anschloss und dass Preussen bald nachr 
folgte, liegen in Wächters eigenen Worten die Argumente 
zur Widerlegung seiner Anschauung. 

Wenn Wächter im Verlaufe derselben Abhandlung an 
einer andern Stelle zugibt, dass das Recht der obengenannten 
Territorien auch' nach Erlassung der Particularge- 
setzgebung in Vielem mit dem gemeinen Rechte 
übereinstimmte, weil es Doctrin und Praxis der 
damaligen Zeit in sich aufnahm, so kann schon aus 
diesem Grunde »von einer isolirten Fortbildung 



*) Wächter, Gemeines deutsches Stra£recht S. 165. 

1» 
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anf ganz anderen Grrnndlagen nnd Qnellen', Ober 
welche W. Klage führt, keine Rede sein« 

Der Irrthnm des gefeierten Rechtslehrers liegt aber auch 
in der üeberschätzung der Bedentnng der Theresiana, die zwar 
formal die Herrschaft des gemeinen Rechtes ffir das östr. 
Staatsgebiet anfhob, in materieller Beziehung jedoch sich den 
einzelnen der Zeit nach vorangegangenen Provinzialordnungen 
enge anschloss, so dass von einer ganz veränderten Ornndlagc 
der weiteren Entwicklung, die mit der Theresiana dem östr. 
Particnlarrechte gegeben worden sein soll, selbst im weitesten 
Sinne des Wortes nicht gesprochen zu werden vermag. 

Doch auch jener Theil der Behanptang Wächters, nach 
dessen Inhalte das östreichische Ländergebiet vor Erlassnng der 
Theresiana sammt nnd sonders unter der Herrschaft des ge- 
meinen Rechtes gestanden habe, bedarf einer Richtigstellung, 
die in keiner andern Weise versucht zu werden vermag, als 
wenn die ofterwähnten einzelnen Provinzialordnungen 
in ihrem Verhältnisse zum gemeinen Rechte ge- 
prüft und eingehend verglichen werden. 

Nur auf diesem bisher so selten unternommenen Wege 
der Erörterung kann ein richtiger üeberblick über die Ab- 
zweigung der östr. Rechtsentwicklung vom gemeinen deutschen 
Rechte gewonnen werden. 

Das Interesse, welches der östr. Jurist an dieser Er- 
scheinung zu nehmen hat, dürfte schon für sich allein genügen, 
um did Eintheilung des historischen Materiales, wie selbe an 
die Spitze dieser Einleitung gesetzt wurde, zu rechtfertigen. 
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1. Capitel. 



Römisches Recht. 

[Geib, Geschiclite des röm. GriminalprocesseB Periode I, 2. Abthlg. 

2. Cap. S. 117-120, Periode H, 2. Abthlg. 2. Cap. S. 286-289, Per. 
m, 2. Abthlg. 2. Gap. S. 560-569. Zumpt, der Griminalprocess 
der röm. Bepublik S. 165—169. Desselben Griminalrecht der röm. 
Republik I. B. I. Abthlg. 2 Absch. S. 171 u. 231 , I. B. D. Abthlg. 

3. Abßch. 2 Gap. S. 125-127, S. 155-168, 170-179, IL B. I. Abthlg. 
y. Gap. S. 854 — 856 u. s. w. Schmiedicke Historia processus 
criminalis p. 78— öl, 171 — 174. Platner Qaaesüones de jure cri- 
miemio romano S. 382—884. JNiebuhr, röm. Geschichte 11. Th. S. 
559-563. Bub in 0, Untersuchung über röm. Verfassung und Ge- 
schichte I. Buch lY. Absch. 872-874. Wachsmuth, Geschichte 
des röm. Staates I. B. S. 251. Filangieri, Scienza della legislazione 
m 2 Yol. p. 216. Bethmann-Hollweg Giyilprocess I S. 179-181. 
Walter, Gesch. des röm. Rechtes I. B. S. 215. A. W. Heffter, 
die athenäische Gerichtsverfassung S. 187''-*205, S. 213-215. Meier 
und Schömann, der attische Process S. 247-253 und S. 271« 
Vielfache Abhandlungen Abeggs, Wächters, Birnbaums, insbesondere 
Rosshirt N. Arch. des Criminalr. Bd. XI, S. 1—88, 371—435] u. a. M. 

Vom Standpunkte der Untersuchungshaft sind in der Ent- 
wicklung des römischen Griminalprocesses vier Perioden zu 
unterscheiden: 

Die 1. Periode umfasst die Zeit von der Gründung Borns 
bis zur Vertreibung der Könige. 

Die 2. Periode reicht von der Gründung des Freistaates 
bis zur Entstehung der Quaestio perpetua. 

Die 3. Periode umfasst die Zeit der Herrschaft der Quae- 
stio perpetua und 

Die 4. reicht vom Untergange derselben bis zum Tode 
Justinians. 
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Diese EintheiluDg hat in ihren wesentlichen Punkten 
durch die Darstellung Gelbs n. A. bereits ihre Rechtfertigung 
erhalten, nur bezüglich der 1. Periode — von der Gründung 
Roms bis zur Vertreibung der Könige —, die dieser bewährte 
Forscher des römischen Criminalprocei^ses nicht anerkennt, wird 
Einiges zu bemerken sein. 

Zunächst gilt es die Anschauung Geib's zu widerlegen, 
die sich zu einer Anerkennung der erwähnten Periode darum 
nicht verstehen will, „weil nach Yeitreibung der Könige die 
höchsten Magistrate schlechthin in ihre Stelle traten, und so 
wie alle übrigen Gewalten auch die Ausübung der Criminal- 
Jurisdiction in ihrem vollen Umfange auf sie übergegangen 
wäre". — 

Dagegen ist zu bemerken, dass die erwähnte Anschauung 
nur theil weise richtig sein könne, sie gilt nur für die ersten 
Zeiten des Freistaates ; in^der kürzesten Frist theilten sich 
nach dem vollgültigen Zeugnisse der Quellen die Gewalten und 
gerade die Criminaljurisdiction überging zumeist auf andere 
Magistrate als auf jene, die ursprünglich an die Stelle der 
Könige zu treten geschaffen waren ; doch selbst in dieser Ein- 
schränkung kann die Ansicht Geib's zur Begründung seiner 
Anschauung von der üebereinstimmung des Processes unter 
den Königen mit jenen unter der Herrschaft des Freistaates 
nicht auslangen^ weil das wichtige Moment ausser Acht ge- 
lassen erscheint, dass die Gewalt des Königs nicht auf Eine, 
sondern auf zwei Personen überging, von denen jede auf die 
Ausübung der Gewalt durch die andere einen so bedeutenden 
Einfluss ausübte, dass hiedurch die Yollgewalt des Amtes 
wesentlich, wenn auch in eigenthümlicher Form beeinträchtigt 
wurde. 

Hiemit war aber schon jetzt gleich bei Vertreibung der 
Könige der Grund zu einer Neugestaltung des Criminal- 
processes gelegt, die gerade auf dem Gebiete des Institutes 
der Untersuchungshaft von höchster Bedeutsamkeit ist. 
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Der Grundsatz > den Cicero bei der Schilderung der all? 
gemeinen Grundsätze der römischen Verfassung aufstellt Magi-r 
stratus nee obedientem et noxium civem multa vinculia ver- 
berisve coerceto, ni par majarve potestas poptUusve prohibescit 
ad quos provocatio esto trat gleich bei Begründung des 
Freistaates in seiner ganzen Bedeutung hervor 
und wenn auch äusserlich die Formen des Verfahrens dieselben 
blieben, so erlitt doch das Wesen der römischen Griminalhoheit 
hiedurch eine so veränderte Form, dass die nun folgende 
Processgestaltung als eine neue angesehen werden muss, 
die in einer Ausscheidung der frühern Epoche als einer be- 
sondern Periode ihre Würdigung finden «soll. 

Aber auch aus einem andern Grunde glauben wir mit Rück- 
sicht auf unser Thema eine abgesonderte Darstellung der Unter- 
suchungshaft unter der Herrschaft der Könige versuchen zu 
sollen. — 

Wenn gemeinhin eine abgesonderte Darstellung des unter 
der Herrschaft der Könige bestandenen Processes in seiner 
Gesammtentwicklung vermieden wird, so findet dies in der 
Dürftigkeit der Quellen eine noch zum Theile genügende Recht- 
fertigung. Die vorhandenen Stellen, wenn auch mit bewunde- 
rungswürdigem Fleisse von Gelb, Zumpt^ Rubino, Kiebuhr u. A. 
gesammelt und gesichtet, geben kein Bild von dem bestehenden 
Processe als Ganzem; aus einzelnen Worten und abgerissenen 
Sätzen ist es schwer ein haltbares Gebilde aufzubauen, das uns 
mit nur einiger Zuverlässigkeit den ältesten römischen Process 
vom Beginne bis zum Abschlüsse veranschaulichen würde. A:nders 
aber ist es da, wo es sich um die Darstellung eines einzelnen 
Institutes handelt; hier kann eine einzige Stelle das Verständniss 
erleichtern und genügendes Licht über die Sache verbreiten. 

Ist überdies das Institut ein solches, dem eine besondere 
Formengestaltigkeit abgeht, so hat die Hypothese hier einen 
freiem und sicherem Spielraum, weil dieselbe ausgehend von 
der Beobachtung des Rechtslebens eines Volkes auf die Ge- 
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Btaltang des einzelnen Institntes in dessen ersten Entwick- 
Inngsstadien weit zntreftendere Schlüsse zu machen vermag als 
auf den Gesammtorganismns des Processes. 

Sollte nnn gar der Leser aas den nachfolgend angefahrten 
Qnellenstellen die Ueberzeugung gewinnen, dass gerade bezüglich 
des Institntes der üntersnchungshaft die Aasbeute eine weitaus 
ergiebigere sei als bezüglich aller anderer Processinstitute , so 
dürfte sich wohl auch der letzte Zweifel an die Zulässigkeit einer 
abgesonderten Darstellung der Untersuchungshaft im Processe 
der Königszeit bannen lassen. 



L Abschnitt. 

Der Criminalprocess der Königszeit. 

Wir wollen zunächst die geschichtlichen Darstellungen 
des Livius zusammenfassen. 

Ton Romulus und Remus wird erzählt: Huic deditis ludicro 
quum solenne notum esset, insidiatos ob iram praedae amissae 
latrones, quum Romulus vi se defendisset Remum cepisse, cap« 

tum regi Amulio tradidisse, nitro accusantes Sic Numitori 

ad supplicium Remus deditus; ....Forte et Numitori quum 
in custodia Remum haberet. -— 1. I, cap. 5. 

Mag auch die Erzählung von der Gründung Roms durch 
Romulus und Remus mannigfoch ausgeschmückt und thcilweise 
erdichtet sein, immer veranschaulicht uns diese Darstellung aufs 
lebendigste das Bild eines alten Processes, in welchem wir die 
Untersuchungshaft in ihrer 3fachen Gestalt deutlich zu erkennen 
vermögen. 

Die Wegelagerer lauern den Brüdern auf und nehmen 
Remus gefangen; sie übergeben ihn unter der Anklage als 
Gefangenen dem Könige Amulius, und nach seiner Yer- 
urtheilung wird er zum Zwecke des Strafvollzuges — ^ ad sup- 
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plicinm — dem Nnmitor in die Yerwahrimg —• custodia — 
übergeben. 

Wir haben hier somit die Festnehmang zum Zwecke 
der Untersachnng, die eigentliche Untersachungs- 
haft nnd die Haft zum Zwecke der Sicherang des YoUzages 
des bereits geftllten Erkenntnisses — ad supplicium deditus. — 

Auch die berühmte Darstellung des Processes des Horatiers 
Liv. 1. I, C. 26 erwähnt in bezeichnender Weise die Verhaftung 
des Beschuldigten. 

Movet feroci jnveni animum comploratio sororis in victoria 
sua tantoque gaudio publico. Stricto itaque gladio simul ver- 

bis increpans transfigit puellam Atrox visum id facinus 

Patribus plebique, sed recens meritum facto obstabat; 

tarnen rapius in jus ad regem Hac lege decemviri 

creati, qui se obsolvere non rebantur ea lege ne innoxium qui- 
dem posse, quum condemnassent, tum alter ex his; P. Horati 
tibi perduellionem judico, inquit. I lictor, colliga manns. 
Accesserat lictor injiciebatqae laqueum. Tum Hora- 
tiusy auctore Tullo demente legis interprete, Provoco in« 
quit. — 

Auf den ersten Blick sollte man vermeinen, habe es sich 
hier um eine Verhaftung und Verurtheilung eines auf offener 
That ergriffenen Thäters gehandelt ; der Mord ward im Ange- 
sicht des ganzen Volkes vollbracht worden, von einem Läugnen 
des Beschuldigten nnd von einer Nothwendigkeit der üeber- 
weisung desselben konnte somit keine Rede sein und es schien 
somit, als würde es sich hier um ein Verfahren wegen eines 
delictum manifestum handeln; bei näherer Betrachtung zeigt 
sich aber, dass hier ein ordentlicher Criminalprocess ab- 
geführt wurde. 

Wiewohl nämlich die Thatfrago eine unzweifelhafte war, 
so gestaltete doch die Rechtsfrage den Fall zu einem sol- 
chen, über den ein ordentliches Gericht gehalten werden 
musste. 



Digitized by 



Google 



10 

DeoD der Horatier hielt sich — wie er dies auch 
zum Ausdrucke bringt — für berechtigt die yaterlandsver- 
gessene Schwester zu tödten, der Vater stimmte ihm bei und 
selbst bei dem Volke, recens meritum facto obstabat, hier war 
somit Anlass zu einem gewöhnlichen ordnungsmässigen Criminal- 
processe gegeben, das in bezeichnender Weise damit eingeleitet 
wird, dass der Beschuldigte ergriffen und vor 'das Gericht des 
Königs geschleppt wird — tarnen raptus in jus ad 
regem. 

Der König lässt von den Dnumvirn das Strafurtheil über 
den Schuldigen aussprechen und sofort naht sich dem Ver- 
urtheilten der Lictor , bindet ihm die Hände und nur das 
^jprovoco*' des vcrurtheilten Horatiers schützt ihn vor dem 
bereits angeordneten Vollzuge der ausgesprochenen Strafe. 

• Endlich muss der über Fürsprache seines Vaters Be- 
gnadigte durch's Joch gehen. 

Während dieser ganzen Procedur scheint der Beschuldigte 
im öffentlichen Gewahrsam sich befunden zu haben, er blieb 
in custodia wie es nach der obigen Darstellung Remus gewesen. 

üeber den Ort, in welchem die Beschuldigten verwahrt 
wurden, und über die Art wie die Verhaftung vorgenommen 
wurde, geben uns andere Stellen des Livius belehrenden Auf- 
schluss. 

Liv. I. G. 33. „Ingenti incremento rebus auctis, quum 
in tanta multitudino hominum discrimiue recte a perperam 
facti cönfuso facinora clandestina fierent; Carcer ad terrorem 
increscentis audaciae media urbe imminens foro aedificatur; es 
war dies das noch heutzutage erhaltene Staatsgefängniss , wel- 
ches König Aucus Marcius erbaut und Servius Tullius mit 
einem unterirdischen Keller dem TuUianum versehen hat. 

Die Verhaftung besorgten die Lictoren, die den König 
auf dem forum, wohin jede Klage gebracht wurde, umstanden. 

Dieselben hatten die Verpflichtung, flüchtigen Verbrechern 
nachzueilen, dieselben zu Stande zu bringen, wie dies aus 
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einer Darstellung des ans Anlass der Ermordung des Tarqui- 
nius Priscus eingeleiteten Criminalverfahrens sich ergibt. 

Liv. sagt hierüber, Lib. I G. XL und XLI ob haec 

ipsi regi insidiae parantur. Ex pastoribus duo ferocissimi de- 
lecti ad facinns, quibus consueti erant, uterque agrestibus fer- 
ramentis, in vertibnlo regiae, quam potuere tumultuosissime, 
specie rixae in se omnes apparitores regios convertunt: inde 
quum ambo regem appellarent clamorque eorum penitus in 
regiam pervenisset, vocati ad regem pergunt Primo uterque 
vociferari et certatim alter, alteri obstrepere, coerdti ab lietore 
et jussi in vicem dicere tandem obloqui desistunt. ünus rem 
ex composito orditur. Quum intentus in eum se rex totus 
averterety alter elatam securim in caput dejecit, relictoque in 
vulnere telo ambo se foras ojiciunt. Tarquinium moribundum 
quum, qui circa erant, cxcepissent illos fugientes lictores 
comprehendunt 

Servlus cum trabea et lictoribus prodit ac sede regia 
sedens alia decernit, de aliis consulturum se regem esse slmu- 

lat Anci über! jam tum comprehensis sceleris ministris 

. . . Suessam Pometiam exsulatum ierant. — In ähnlicher Weise 
wie Livius berichten über die in der Königszeit durchgeführten 
Griminalprocesse die Schriftsteller Dionys und Zonaras an 
mehreren Stellen. 

Fassen wir die Ergebnisse dieser Darstellung im Hinblicke 
auf das Institut der Untersuchungshaft zusammen, so gelangen 
wir ohne besondere Schwierigkeiten zu der Anschauung, welcher 
schon Pomponius den treffenden Ausdruck leiht: quod ad magi- 
stratus attinet initio civitatis hujus constat, Reges omnem po- 
testatem habuisse» Lib. I d. g. de origine juris §. 14. Der König 
war in der Vollgewalt aller Machtbefugnisse; in dieser Yoll- 
gewalt lag die unumschränkte Befugniss Jeden 
verhaften zu lassen, mochte nun eine Klage vor des 
Königs Tribunal gebracht sein oder das öffentlich verübte Ver- 
brechen öffentliche Sühne verlangen. 
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In dem ersten Falle sandte der König über die vor ihm 
angebrachte Klage die Lictoren ans nm den Beschuldigten her- 
beizuftüiren, in dem letztern gingen, wie wir sehen, die Lictoren 
selbststftndig vor und walteten ihres Amtes. 

Die. Einfachheit damaliger Verhältnisse lässt uns im 
Griminalprocesse noch vielfach den Charakter des Streites er- 
kennen, bei dem dem Institute der Verhaftung eine wichtige 
Rolle zugewiesen erscheint. 

Der eine Streittheil zmnfft nämlich den andern ihm zum 
Richter zu folgen, um vor demselben die Streitsache jauszutragen, 
diesen Zwang ttbt er entweder selbst aus, wie wir es bei den 
Räubern sahen, die den Remus zum Könige Amulius brachten, 
oder er wendet sich an den König, der die ihn umgebenden 
Lictoren zur Stellung des Belangten aufbietet. 

Hier haben wir es daher mit der Untersuchungshaß 
in ihrer primitivsten Form, in ihrer einfachsten Gestaltung zu 
thun, da wo sie Sich aus dem Zwange entwickelt hat^ dem 
Kläger vor den Bichier m folgen* Das Verfahren trägt 
hier noch vielfach die Merkmale des blossen 
Streites zwischen Schädiger und Beschädigtem; 
in der Nöthigung diesen Streit dem Ausspruche 
eines Dritten zu unterwerfen und in der daraus 
sich entwickelnden Verpflichtung vor diesem 
Dritten — hier dem König als Richter zu erscheinen, 
wobei physische Gewalt gegen den Widerstreben- 
den zur Anwendung kommt, liegt unserer An- 
schauung nach das ürprincip des Haftinstitutes, 
das in der Darstellung der ältesten Geschichte 
Roms so klar und präcis zum Ausdrucke gelängt. 

Die häufige Anwendung der Verhaftung fand überdies 
auch in den damaligen staatlichen Verhältnissen ihre Begrün- 
dung. Rom war klein und lebte in immerwährenden Kämpfen mit 
seinen Nachbarn, wurde der Beschuldigte nicht sofort ergriffen 
und an das Tribunal gebracht, so war es, ihm ein Leichtes 
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aus dem Weicbbilde des kleinen Oebietes zn gelangen und bei 
den Feinden Roms Beistand fttr die Anlegung und Ausführung 
seiner Rachepiäne zu gewinnen« Da ferner die ganze Criminal- 
procedur eine äusserst kurze und summarische sein musste, 
so hatte man es um so weniger nöthig, die Durchführung des 
Verfahrens irgendwie vom Belieben des Belangten abhängig 
sein zu lassen, man hoUe ihn daher kurzweg da, wo er nicht 
freiwillig selbst' erschien. 

Liess so eine rasche kräftige Justiz in der Verhaftung 
ein geeignetes zweckdienliches Processmittel erblicken, so 
empfahlen auch polizeiliche Rücksichten von der Haft vielfach 
Gebrauch zn machen. 

Die vielen Kriege brachten zahlreiche Staatsgefangene, 
ebenso wuchs ein Pöbel heran, der mit Strenge behandelt 
werden musste, da war es dann sehr natürlich, dass unter 
den ersten Staatsgebäuded auch ein grosses Staatsgef&ngniss 
figurirte und dass für die Aufrechthaltung der Ruhe und Ord- 
nung bald besondere Organe geschaffen wurden, denen oblag, 
Unruhstifter zur Qaft zu bringen, Verbrecher zu verfolgen und 
festzunehmen, Verdächtige aufzugreifen, bis der König oder 
der von ihm für die Entscheidung geringerer Sachen berufene 
Richter die Sache geprüft und seine Entscheidung gefällt hat^ 
die denn auch dann sofort in Vollzug gesetzt wurde. 

So verhielt sich dann das Verfahren unter der Herrschaft 
der Könige zn dem Verfahren der republikanischen wie unser 
heutiges summarisches zu dem ordentlichen Verfahren und 
schon die Schleunigkeit und Einfachheit brachte es mit sich, 
dass von der Verhaftung der Beschuldigten ein sehr ausgiebiger 
Gebrauch gemacht wurde, weshalb wir denn auch in den Quellen- 
stellen hievon eine oftmalige Erwähnung finden. 
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n. Abschnitt 

Vertreibung der Könige bis zur Entstehung 
der 1. Quaestio perpetua (Comitialprocess). 

In der geoanuten Periode entwickelte sich die ünter- 
snchungshaft zu einem wichtigen Processinstltute, dessen 
Darstellung einen gedrängten Röckblick auf die Gerichts- 
organisation und das Verfahren in dieser Entwicklungs- 
phase des Processes nöthig machen wird. 

Nur kurze Zeit galten die Gonsulen Anfangs Prätoren ge- 
nannt, als vollberechtigte Erben der königlichen Griminal» 
hoheit, ihre unbeschränkte Jurisdiction konnte sich nicht lange 
erhalten, sollte das Werk der Befreiung nicht ein unvollstän- 
diges werden. 

So schuf denn schon im ersten Jahre der Freiheit 
(501 V. Chr.) Yalerius Publicola das bedeutungsvoll gewordene 
erste Provocationsgeisetz, das die Befugnisse einstiger unum- 
schränkter Gerichtsbarkeit t heilte und auf zwei Factoren 
übertrug, deren gesonderte Entwicklung durch die ganze Dauer 
des Freistaates bis in die Zeit der Imperatorenherrschaft herab 
festgehalten werden muss; es waren dies die richtenden 
Organe einerseits, die Magistrate andererseits. In letztern 
erblicken wir die Erben des königlichen Imperiums, 
während die richtenden Organe im Volke wurzeln, 
das schon zur Zeit der Herrschaft der Könige, wenn auch damals 
nur in beschränkter Weise, zur Mithilfe bei Ausübung der Rechts- 
pflege berufen war. In der Zeit des Freistaates geschah es 
zunächst in den Gomitien und zwar in den Centuriat- und 
Tributcomitien , die entweder unmittelbar oder über an sie 
ergangene Provocation zuerst nur über Lebens- und Leibes- 
strafen sodann aber auch über Yermögensstrafen zu entscheiden 
hatten. 

Wie sich die Gompetenz der genannten Gomitien zu ein- 
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ander abgrenzte , über welche Delicte die Comiiia centoriata, 
über welche die Comiiia tributa entschieden, dies haben wir 
mit Rücksicht anf nnser begrenztes Thema hier nicht zu er- 
örtern; es genügt im Allgemeinem festzahalten^ dass eine 
ziemlich ausreichend begründete Hypothese die Entscheidung 
über die gemeinen Verbrechen in die Hände der Comitia cen- 
turiata, jene über die politischen Verbrechen in die Hände der 
Comitia tributa gelegt wissen will. 

Mannigfacher als das Verhältniss der verschiedenen Co. 
mitien gestaltete sich jenes der römischen Magistrate zu ein- 
ander. Nachdem nämlich das Imperium der Consulen durch 
das oberwähnte Provocationsgesetz eine wesentliche Einschränkung 
erfahren , wurde im J. 493 v. Chr. das für die weitere Ent- 
wicklung des Criminalprocesses so wichtige Volkstribunat 
geschaffen. 

Den Tribunen wurde gegen das Imperium der Consulen 
das wichtige Jtis auocüii eingeräumt, und sie erhielten hiedurch 
den ersten bedeutenden Einfluss auf die weitere Entwicklung 
des Criminalprocesses, einen Einfluss, den vom Standpunkte 
unserer Abhandlung wir insbesondere ins Auge zu fassen 
haben werden.' Nachdem es den Tribunen gleich vom Beginne 
an gestattet werden musste, die Widerstrebenden mit Strafen 
heimzusuchen, trat durch die Icilischen Gesetze eine Regelung 
dieser Gerichtsbarkeit ein, indem die den Tribunen eingeräumte 
Strafbefugniss nunmehr der Provocation an die Tribnt- 
comitien unterworfen wurde, so dass wir im Verfolge weiterer. 
Entwicklung zur Zeit der 12 Tafelgesetze zwei Klassen von 
Beamten zu unterscheiden haben. 

Consulen und ihre Gehilfen die Quästoren ausgerüstet 
mit dem consularischen Imperium; ferner , Tribunen und 
deren Gehilfen die Aedilen, kraft ihrer ünverletzlichkeit 
ihr richterliches Amt waltend; von jenen gefit die Provocation 
an die Centuriatcomitien, von diesen an die Tributcomitien. 
Einer Provocation nicht unterworfen war "das Imperium des 
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Dictators und die den Decemvirn eingeräumte Gerichts- 
barkeit 

Nach dem Sturze der Zehnmänner erweiterte sich durch 
die Yalerisch-Horatische Gesetzgebung die Gerichtsbarkeit der 
Tribunen und Aedilen — somit auch jene der TributcomiÜen 
in sachlicher Beziehung, und auf Seite der consularischen Aemter 
traten folgende Aenderungen ein* 

Die Consulen wurden durch längere Zeit von den Militär- 
tribunen ersetzt, denen durch die consularische Amtsgewalt 
(tribuni militom consulari potestate) gleiche Befugnisse zu- 
gestanden worden waren. 

Die Quästur als ständiges richterliches Amt ging unter, 
und die auf besondere Veranlassung, für besondere Fälle vom 
Volke ernannten Quaest ores parricidii traten an ihre Stelle. 
Bei ihnen, wie in gewissen Fällen bei den Consulen ent- 
äusserte sich das Volk der ihm aus der ProYOcation zu- 
stehenden Rechte, und dann war die Gerichtsbarkeit dieser 
Magistrate eine unumschränkte. 

Als die Militärtribunen beseitigt wurden und man zu dem 
Consulat zurückkehrte, das jedoch über Andringen der Plebejer 
zwischen den beiden Ständen fortan getheilt bleiben sollte, 
erstand die Prätur, ein curulisches Amt. 

Der Prätor hatte die consularische Gerichtsbarkeit zu 
verwalten, da die vielen Kriege und anderweitigen Staats- 
geschäfte dem Gonsul hiezu keine Zeit Hessen, dem Prätor lag 
nicht allein, wie früher geglaubt wurde, die Schlichtung der 
Civilrechtsstreitigkeiten, sondern auch die Pflege der StraQustiz 
ob, wofür mehrfache Darstellungen röm. Schriftsteller ein un- 
zweifelhaftes Zeugniss geben, so die Erzählung der Processe 
gegen die Publilia und Licinia, welche vor dem Prätor 
beschuldigt wurden, ihre Männer mit Gift getödtet zu haben, 
der Process des Host. Tubulus, der sich in seiner Eigenschaft 
als Prätor in einem wegen Mord geführtem Processe hatte 
bestechen lassen. 
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Endlich wäre aach noch der Gerichtsbarkeit der ciimlisdiea 
Aedilen und gener der triamviri capitales (Illviri) zu gedenken^ 

Letzteren war die polizeiliche Thätigkelt im Criminal- 
processe überantwortet, worauf schon ihr Titel hindeutet; sie 
führten die polizeiliche Voruntersuchung und hatten in dieser 
Stellung naturgemäss mehr als alle übrigen Beamten mit Ver- 
haftungen zu thnn, wesshalb ihnen auch die Aufsicht über die 
Gefängnisse eingeräumt war; eine Gerichtsbarkeit Judicium 
stand ihnen nur gegen Nichtbürger oder Sklaven zu; im 
Uebrigen hatten sie die von ihnen eingeleiteten Untersuchungen 
an die Prätoren abzugeben. 

Was das Verfahren in dieser Periode betrifft, so soll 
von einer Darstellung desselben im Einzelnen aus zweifachen 
Gründen Umgang genommen werden ; zunächst darum, weil die 
Quellen diesfalls keine so sichern und genauen Anhaltspunkte 
bieten, wie dies rücksichtlich des im folgenden Abschnitte zu 
erörternden Quästionsprocesses geschieht , andererseits weil 
die Darlegung der Hauptgrundzüge des Verfahrens auszu- 
reichen scheint, um auf sie die Darstellung des Wesens der 
Untersuchungshaft in dieser Periode stützen zu können. 

Hier muss nun vor Allem festgehalten werden, dass das 
Verfahren in zwei grosse Abschnitte zerfällt, das Verfahren in 
jure und jenes in judicio; so wie diese Eintheilung dem 
Privatprocesse zu Grunde liegt, so ist sie auch im Criminal- 
processe anzuerkennen. 

Das Verfahren in judicio bildet den Mittelpunkt des 
Processes, dem das Verfahren in jure voranzugehen und nach- 
zufolgen hat. 

Das dem Verfahren in judicio vorangehende Verfahren 
in jure hat den Zweck, das Materiale für die Fällung des 
richterlichen Spruches zu sammeln und vorzubereiten, und ist 
das Verfahren in judicio beendet, so ist das weitere Verfahren 
in jure zu dem Zwecke da , um den gefällten Spruch in Voll«* 
zug zu setzen. 

Zueker, XJniersQchangBhsft. 2 
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Diese eigenthttmliche Trennnpg des Yerfahreiifi in das 
in iure und das in jadioio findet jedoch nur da statt, wo die 
Sache vor einem Yolksgerichte zur Entscheidang gelangt; 
wo .dies jedoch nicht der Fall ist, wie in den Fällen der Er- 
tappnng auf frischer That oder bei dem geständigen Verbrechen, 
wovon weiter unten des Näheren gesprochen werden soll, ent- 
fällt das . Verfahren in judicio zur Gänze und es findet bloss 
ein Verfahren in jure st4tt. 

Betrachten wir nun die Stellung der oben angeftihrten 
Organe in diesem so geregelten Verfahren, so ergibt sie,% 
dass das Verfahren in jure vor dem Magistrate, jenes in 
judicio Tor dem Volksgerichte unter der Leitung und 
Führung des Magistrates stattfand. 

In Fällen, wo das Verfahren in judicio entfiel, wo die 
Sache also nicht an die Entscheidung des Volkes zu gelangen 
hatte, richtete der Magistrat uneingeschränkt über den vor ihn 
^gebrachten Verbrecher, wo aber in Kraft der Provocations- 
gesetze das Voik mm Eichten berufen wurde, da gestaltete 
.sich das Verhältniss folgendermassen. 

Der Magistrat ftthrte in solchen Fällen das Verfahren in 
jure vollkommen durch und wenn er fand^ dass die Ange- 
legenheit dem Voiksgerichte zu unterbreiten sei, so leitete er 
unter Berufung desselben zur Entscheidung das Verfahren in 
judicio ein; war danp das ürtheil gesprochen, so zog er die 
Angelegenheit wieder selbstständig an sich und vollzog das 
ürtheily welches durch das Volk Ober den von ihm ange- 
klagten Verbrecher gefällt worden war« 

Bei dem Magistrate also stand die Sache bei Beginn uod 
während, der Fortsetzung des Verfahrens, ohne Unterschied 
ob er über erhobene Beschwerde des Beschädigten oder aas 
eigener Initiative thätig geworden, und sie stand so lange bei 
ihm — in jure — bis er Anlass hatte, sie in das Verfahren 
in judicio hinüberzuleiten, ohne dass man sich jedoch die 
Sache etwa so denken dürfte, als ob er sie nunmehr an eine 
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andere Behörde abgegeben, sich des Einflusses auf dieselbe 
yollständig oder auch nur theilweise entäussert hätte; mit 
nichten! 

Hatte die Angelegenhdt entweder über eingelegte Provö- 
cation oder aus einem andern gesetzlichen Grunde an die Ent- 
scheidung der Comitien m gelangen^ so fiel ihm zwar die Bolle 
einer Art Anklägers zu ; im Uehrigen blieb ihm jedoch sdbst 
in der weiteren Fhase des Processes seine Stellung gewahrt^ 
in welcher er sieh uns als ein wahrer dominus litis während 
der ganzen Bauer des Processes repräientirt. Die richtende 
Yolksversammiung wird auch weiterhin nur von ihm bemfeni 
er bestimmt den Tag der Verhandlung -* diem dicit -^ er 
instruirt dieselbe, leitet sie ganz selbstständig , und wenn sie 
nach Anhörung seines Antrages JRecht gesprochen und das 
Verfahren endlich in das in jure wieder zurückgekehrt ist, hat 
er allein für den Vollzug des Erkenntnisses Sorge zu ^agen. 

Bei einer solchen Stellung des die gesammte Action be- 
herrschenden Magistrats ist es naturgemäss, dass die Entschei- 
dung darüber, ob der Beschuldigte während des Verfahrens 
verhaftet sein solle, principiell dem Magistrate allein zufallen 
musste, er hat darüber kraft'seines Imperiums zu beschliessen 
und so war es auch ein altes Recht des anklagenden 
Magistrates, den Beschuldigten während der ganzen Dauer des 
Processes ip Gefängniss zu halten. 

Wiewohl in judicio der Beschuldigte dem Magistrate ge- 
wissermassen als Parthei gegenübersteht, so ist er doch dessen 
Zwangsgewalt unbedingt unterworfen und nicht irgend ein 
Recht des Römers auf Freiheit , im Sinne moderner Be- 
stimmungen, sondern andere bestimmte Gewalten, die hin- 
dernd eingriffen oder doch eingreifen konnten, sind es, die 
dem Beschuldigten nach Massgabe der Verhältnisse den Genuss 
persönlicher Freiheit während der Verhandlungen yor den 
Comitien zu sichern vermögen. 

Dieses Princip ist auch bei der Beurtheilung der ferneren 

2* 
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Entwicklung der Untersucbungshaft im röm. Rechte stets genau 
im Auge zu behalten: a priori verfügt der Magistrat über die 
persönliche Freiheit des Beschuldigten, er kann die Verwahrung 
desselben immer und überall verfügen, wo er einzuschreiten 
fhr gut findet, diese Befugniss liegt in seinem Imperium, iix 
der Ausübung seiner Amtshoheit. 

Verhaftung tritt somit überall da ein, wo der Magistrat 
dieselbe für zweckmässig erachtet; sie unterbleibt nur xianu, 
wenn derselbe der mildernden Sitte folgend freiwillig von der 
Ausübung seinesVerhaftungsbefiignissesabsteht oderwennjene 
bestimmten Mächte eingreifen, die- zum Schutze 
der von dem Römer so hoch gehaltenen persönlichen Freiheit 
erst geschaffen werden mussten. 

Eine Darstellung des Institutes der Untersuchungshaft 
in dieser Periode wird sohin in erster Linie darzulegen haben, 
welcher Art die Gewalten waren, die das Imperium des Ma- 
gistrats in der erwähnten Richtung einzuschränken berufen 
wurden. 

In erster Linie ist das Einspruchsrecht des Amts- 
coUegen hierher zu rechnen. 

Schon in den ersten Anfängen der Republik unter den 
Consulen (Prätoren) gelangte, wie bereits oben erwähnt wurde,' 
der wichtige Grundsatz zur Geltung: par majorve potestas plus 
valeto — Cic. de leg. IH. 4, 11. 

Nur was beide Consulen gemeinschaftlich bestimmten, 
was der eine mit ausdrücklicher oder stillschweigender Ge- 
nehmigung des Andern that, hatte Giltigkeit; bei erhobenem 
Widerspruche konnte der Consul keine beschlossene Massregel 
zur Ausführung bringen, kein gesprochenes Urtheil voll- 
ziehen. 

Dieses Princip, geschaffen um die Gefahr der Tyrannei 
zu beseitigen und aller Wahrscheinlichkeit nach dem griechischen 
Rechte entnommen, überging auf alle spätem neu geschaffenen 
Magistrate. 
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So finden wir es bei den Tribanen beth&tigt, vop denen 
jeder die volle tribanicische Gewalt besass, jedoch, durch den 
Einspruch und nur durch den Einspruch des Collegen ^n der 
Ausfahrung der von ihm beschlossenen Massregel gehindert 
werden konnte, so bei den mit den höchsten Machtbefugnissen 
ausgestatteten Decemvlrn, bei den Prätoren, Aedilen tind 
Quästoren, kurz bei allen Beamten^ denen eine Executivgewalt 
eingeräumt war. 

Fälle, in denen ein derartiges Intercessionsrecht des 
Amtscollegen zur Abwendung der verhängten Haft von dem 
Betroffenen angerufen wurde, finden wir in den Quellen zahl* 
reich -verzeichnet und soll auf einzelne derselben weiter unten 
des Nähern eingegangen werden. 

Zur Beschränkung des Yerhaftungsbefug- 
nisses des Magistrats erscheint ferner berufen: das 
Hilfsrecht (jus auxilii) der Volkstribunen^ 

Die allgemeine Anschauung lässt zwar das Tribunat 
aus Anlass der drückenden Schuldverhältnisse der Plebs ent- 
stehen; wird aber in Bedacht gezogen, dass diese Schuldver- 
hältnisse eben zumeist zur Beschränkung der persönlichen 
Freiheit des Schuldners führten, so ist es keine gewagte Be- 
hauptung^ wenn wir sagen : ,^äa8 Tribunat sei zur Beschränkung 
jenes imperiums geschaffen worden, welches die Freiheit der 
römischen Bürger bedrohte.^ 

Die Tribunen erhielten gleich bei ihrer Einsetzung das 
jus auxilii d. h. das Recht, den von dem imperium der Con» 
sulen Betroffenen Hilfe zu bringen, sie waren zur Beschränl^unjg 
des imperium consulare eingesetzt, jenes Imperiums, von welchem 
Pomponius an der oben citirten Stelle ausdrücklich sagt, es 
sei nach der Erlassung der Provocationsgesetze auf das Recht 
der Gefangennehmung beschränkt worden. „S o 1 u m r e 1 i c t u m 
est iis, i^t co3rcere possent et in vincula publica 
duci juberent." 

Durch die ihnen verliehene Unverletzlichkeit selbst vor 
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Jedem Angriffe gesichert,, brachten die Tribunen die wirksamste 
Hilfe gegen jeden Eingriff in die persönliche Freiheit und so 
sehen wir denn bei den meisten Criminalprocessen der damaligen 
Zeit, von denen ans die Quellen berichten, dass der Ruf des 
Gefangenen, von dem Lictor oder Yiator Ergriffenen zunächst 
an die Tribnnen ergeht. 

Darum schliefen sie bei offenen Thüren^ sind verpflichtet 
stets in Rom zu bleiben und dürfen mit Ausnahme des Latin er- 
festes keinen ganzen Tag ausserhalb der Stadt verbringen. 

Als später das Jus auxilii in ein jus intercessionis 
überging, blieb gleichwohl der tribunicischen Gewalt dieser 
eigenthümliche Charakter der Amtsthätigkeit strenge gewahrt 
und so erblicken wir im Tribunat so recht den personifi» 
cirten Schutz der Freiheit des römischen Bürgers, unter dessen 
Fittige Reich und Arm, Hoch und Niedrig sich zu bergen 
suchte, wenn ein Machtspruch über die Freiheit verfügte und 
der Büttel bereits die Hand angelegt hatte, um den Verfolgten 
ins Gefängniss zu führen. 

So sehen wir in dem Einsprüche des Amtscollegen 
und in der Intercession des Tribunen zwei mächtige Boll- 
werke römischer Freiheit erstehen, zu denen noch ein drittes 
hinzutritt: 

Die Provocation an das Tolle. Die so wichtige Frage, 
ob die Provocation als ein Rechtsmittel gegen die Yerhän- 
gung der Untersuchungshaft bei den Römern in gesetzlicher 
Uebung war, scheint uns bisher nicht genügend erörtert worden 
zu sein. Einzelne Schriftsteller wie Geib, Niebuhr, Rubino, 
Walter u. A« gehen über diese Frage mit vollständigem Still- 
schweigen hinweg, andere, unter ihnen auch Zumpt, äussern sich 
in so unklarer, zweifelhafter Weise über dieselbe, dass man 
versucht sein muss zu vermuthen, sie wollten die Provocation 
auf blosse Strafurtheile beschränkt wissen. So sagt Letzterer 
in seinem sonst so trefflichen Werke „Das Criminalrecht der 
römischen Republik« L Band. L Abth. IL Absch. S. 171, da 
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wo er die Zaiässigkeit der Provocation gegen Strafurtheile sehr 
ausführlich erörtert: „Den Coosnlen ist das Recht des Qe- 
fangensetzens geblieben; dieses ist^ durchgehendes Recht. Ge- 
fängniss ist nicht Strafe, sondern dient nur zam Festhalten des 
Angeklagten bis zum ürtheil; nur missbränchlicb kann sie, ohne 
gesetzlich angeordnet zu sein, die Stelle der Strafe vertreten. 
Aus diesem Grunde ist auch die Gesetzgebung nie darauf aus- 
gegangen sie zu beschränken oder aufzuheben, man erfand andere 
Mittel, um ihren Misshrauch eu verhüten.^ 

Offenbar stützt sich diese Anschauung auf die dort citirte 
Stelle des Pomponius de orig. jur. §. 16: solum relictum 
est illis ut cogrcere possent et in vincula publica duci jube* 
rent. Hiedurch ist aber nur erwiesen, dass das erste Provoca- 
tionsgesetz die Provocation auf Strafurtheile beschränkte , und 
es ist immer noch die Frage offen, ob nicht die weiteren Pro- 
vocationsgesetze , insbesondere aber das zweite von einem 
Yalerier unmittelbar nach dem Sturze der Zehnmänner erlassene^ 
die Provocation auf die Verfügungen ausdehnte, auf Grund 
deren der römische Bürger in's Gefängniss geführt werden sollte. 

Wir glauben nun aber diese Frage mit aller Benimmt- 
heit bfijähen m müssen. Fassen wir vor Allem die Verhältnisse 
in^s Auge, unter denen die Decemviralherrschaft gestürzt wurde. 
— Mag man auch die Geschichte der Ermordung der Virginia 
durch ihren Vater, deren übrigens selbst Pomponius eirwähnt/ 
für eine jener Mythen halten, mit denen die Geschichte Roms 
so vielfach ausgeschmückt sein soll: soviel ist wohl gewiss, dass 
üebergriife und Willhühracte der Zehnmämicr deren gewalt- 
samen Sturz herbeiführten/ sowie selbe das Königthum unter- 
graben hatten. 

Diese Willkühracte hatten aber eben zumeist die Frei- 
heit des römischen Bürgers bedroht, was ist natürlicher, als 
dass das reformirte 2. Provocationsgesetz die persönliche Frei- 
heit des römischen Bürgers nunmehr auch während der Dauer 
des Processes zu schützen suchte. 
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Es steht diese Erweiterung im ?oIlen Einklänge mit den 
übrigen YAlerisch-Horatischen Gesetzen and mit der von 
diesem Zeitpunkte beginnenden neuen Recbtsbildung. "Wir 
sehen nämlich durch das Yalerisch • Horatische Gesetz in Tri- 
bunen sowohl als in Tributcomitien gesammtstaatliche Behör- 
den erstehen, deren Acte für Plebejer sowohl als Patricier 
fortan Giltigkeit haben sollten. 

Nunmehr bedurfte es keines Senatsbeschlusses mehr, wie 
es früher der Fall war, um der tribunicischen Gerichtsbarkeit 
gegen ^Patrider Durchgang zu verschaffen und andererseits 
nahmen Patricier keinen Anstand mehr, die Hilfeleistung -r^ 
das jus apxilii der Tribüne für sich in Anspruch zunehmen. 

Diese Gleichartigkeit musste aber ihre Vollendung durch 
die Ausdehnung des Provocationsbefagnisses erfahren, welches 
nunmehr auch an die Tributcomitien gehen sollte, in dieser 
Ausdehnung aber eben zumeist gegen das Yerhaftungsrecht der 
Tribunen gerichtet wurde. 

So tritt die Provocation zur Appellation in das Yer- 
hältniss einer organischen Gliederung und wir sehen, dass 
fortan jeder römische Bürger ohne Unterschied des Standes 
sich eines zweifachen Bechtsmittels bedienen kann, um die Ver- 
haftung von sich abzuwenden; in erster Linie appellirt er au 
die Tribunen oder wendet sich an den Amtsgenossen des ihn 
verhaftenden Magistrats, in zweiter Linie, wenn dieser Hilferaf 
nicht fruchtet, provodrt er zur Erhaltung seiner persönlichen 
Freiheit^ während des Processes an das Volk, und erst wena 
diese beiden Hilferufe erfolglos verhallen, gelangt das Imperium 
des ihn verfolgenden^ Magistrats zur vollen ungeschmälerten 
Wirksamkeit und^er muss in's Gefängniss gehen. 

Diese Auffassung, die von der unten folgenden Darstellung 
überlieferter Criminalprocesse bis in's Detail unterstützt wird, 
lässt sich mit den Principien einer geordneten Bechtspfiege 
gajQZ gut vereinen, wenn das Wesen und die Natur der Provo- 
cation in richtiger Weise erkaimt wird. 
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Würde man sich freilich die Sache etwa nach der Cha- 
blone moderner Verhältnisse so denken, dass um jedes Ver- 
brechers willen das ganze Volk zusammentreten muss, sobald 
er bei der Gefangennehmung an dasselbe provocirt, dann wäre 
allerdings ein so geartetes Processinstitat ein juristisches Mon- 
strum 3u nennen; die Natur der Provocation nach römischem 
Rechte und nach römischer Sitte ist aber eine solche, die nicht 
nach heutigem Maasse gemessen werden darf. 

Zuvörderst gab es, wie später gezeigt werden soll, dort 
keine Provocation, wo die That ein, delictum manifestum war 
oder wo der Thäter gestand; sodann war die Zulassung der 
Provocation immer der Zustimmung des Magistrats anheimge- 
geben, gegen dessen Anordnung provocirt wurde; dieser aber 
kehrte sich nur dann an den Hilferuf des Verfolgten und unter- 
warf seinen Ausspruch der Entscheidung des Volksgerichtes, 
wenn das Volk in einer Art gesetzliehen Aufruhrs, wie Zumpt 
geistvoll bemerkt, d. i. in bestimmter durch Sitte und Her- 
kommen geregelter Weise seine Theilnahme am Schicksal des 
Ergriffenen an den Tag legte. 

Wird hiezu noch erwogen, dass die Provocation an die 
Stadt Rom , wo das Volk allein seinen Sitz hatte , ja an den 
Markt, wo die Gerichtsstätten sich befanden, gebunden war, 
so ergibt sich^ dass wir uns ein Gerichtsverfahren ganz gut zu 
denken vermögen ,^ welches dem Bürger gestattete, auch gegen 
die blosse Verhaftung die Hilfe seiner Mitbürger mit Erfolg 
aufzurufen und wir finden gerade hkdurch dem römischen Cri* 
minafprocesse ein Moment gewahrt^ das an Grossartigkeit der 
VertPirklichtmg des Freiheitsgedankens die Habeascorpusade 
des englischen Staates und die Errungenschaften modem&r Ver- 
fassungsgesetze weit hinter sich lässt. — 

Nun zu einer kurzen Erörterung mehrerer von Livius 
dargestellten Criminalprocesse, durch welche die Richtigkeit 
der hier aufgestellten Grundsätze erhärtet werden soll. — 

In die Zeit vor Erlassung der 12 Tafelgesetze fällt 



Digitized by 



Google 



ansser dem Processe gegen CoriolaDUSy dessen eminent politi- 
sche Bedeutung jedoch das juristische Moment bedeutend ab- 
schwächt, ferner den Processen gegen Meuenins, Seryilius, 
Manlius, Furins, Appius Claudius und Sp. Cassius, Aber die 
Livius nur ganz kurz hinweggeht, auch noch der berühmte 
Process gegen Kaeso Quinctius, der uns das Bild des Criminal- 
processes damaliger Zeit am klarsten veranschaulicht ^ daher 
wir denselben auch vollständig hier reproduciren wollen. — 
Quinctius Kaeso wurde wegen Gewaltthätigkeiten , die er sich 
gegen die Plebejer zu Schulden kommen Hess, von dem Tri- 
bunen A. Yirginius vor den Tributcomitien angeklagt; an dem 
Gerichtstage traten F&rsprecher und Zeugen für und wider 
Eaeso auf; nun erscheint Yolscius Fictor als Zeuge und gibt 
an: se haud multo post quam pestilentia in urbo fuerat in ju- 
ventutem grassantem in Snbura incidisse. Ibi rixam natam 
esse, fratremque sunm majorem natu necdum ex morbo satis 
validum pugno ictum ab Kaesone cecidisse semianimem. 

Durch diese den Eaeso eines ruchlosen gemeinen Mordes 
beschuldigende Anklage wurde die Volksmenge derart erbittert, 
ut haud multum afnerit, quin impetu populi Kaeso interiret. 

Nun heisst es weiter: 

Yirginius arripi jnbet hominem et in vincula duci; pa- 
tricii contra vi resistunt J. Quinctius Eaeso — der Angeklagte 
clamitat „Cui rei capitalis dies dicta sit et de quo futurum 
prope diem Judicium, enm indemnatum indicta causa non debcre 
violari. Tribunus supplicium negat sumptnrum se de indem- 
nato servaturum tamen in vincnlis esse ad judicii diem : ut qui 
hominem necaverit de eo supplicii sumendi copia populo Ro- 
mano fiat — 

Appellati tribuni medio decreto jus auxilii sui ex- 
pediunt in vincula conjici vetant, sisti reum, pecuniamque sistatur 
populo promitti placere pronuntiant. Summam pecuniae quantam 
aequum esset promitti, veniebat in dubiom, id ad senatum re- 
jicitur. Reus dum consolareiitur patres retentus in publice 
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est. Yades dare placnit, uimm yadem tribns millibas obligarunt 
Qaos darentor permissum tribunis est: Decem finiernnt. Hie 
primus vades pnblicos dedit. Bimissns e foro nocte pro- 
xima in Tascos in exilium abiit. Jadicii die quam excusaretür solnm 
vertisse exilii causa, nihilpminus Yirginio comitia habente» col- 
legae appellati dimisere consiliuxn pecunia a patre exacta cru- 
deliter ut divenditis omnibus bonis aliquamdiu trans Tiberim 
veluti relegatur devio quodam tugurio viveret. 

Wir haben dieser Darstellung darum in ihrem ganzen 
Umfange Raum geben zu massen geglaubt, weil in ihr die 
wichtigsten Grundsätze des Processes, die auf das Institut der 
Untersuchungshaft von wesentlichem Einflüsse sind, klar ver- 
anschaulicht werden. Zunächst der tiefeitischneidende Grund- 
satz , dass das Verfahren wegen eines politischen Vergehens 
ein ungleich milderes gewesen sein mnss^ als das Verfahren 
wegen gemeiner Verbrechen. Insolange der Process seinen 
politischen Charakter wahrte das ist, insolange Kaeso blosser 
Gewaltthaten gegen die Plebs angeklagt ist, bleibt er unbe- 
helligt und erscheint id seiner persönlichen Freiheit unbe- 
schränkt vor den richtenden Tributcomitien. Nun tritt aber 
während der Verhandlungen Volscius Fictor auf und erhebt 
die Beschuldigung wegen eines gemeinen Mordes gegen Kaeso. 
Darauf befiehlt der klagende Tribun den Kaeso nunmehr in 
Ketten zu schlagen und erwidert auf die Eemonstrationen 
des Kaeso: Nicht tödten will ich dich; da aber dem römischen 
Volke die Möglichkeit gewahrt werden muss, über Jenen, der 
einen Menschen gemordet, das ürtheil zu vollziehen, so muss 
ich dich bis zum Tage des Gerichtes in Ketten verwahren. 

Man sieht, dass nach Ansicht des Anklägers die von 
Volscius Fictor vorgebrachte Beschuldigung eine Vertagung 
der Verhandlung zur Folge haben musste, darum will Virginius 
mit Rücksicht auf die neu hervorgekommene Beschuldigung 
wegen Mordes sich der Person des Angeklagten durch die 
Verhaftung versichern. Die Intercession der Tribunen be- 
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freit den Eaeso vor der sofortigen Einkerkerung , doch legen 
ihm dieselben , am sich seiner Stellung vor Gericht zn verge* 
wissern, die Leistung einer Bürgschaft auf. Die Höhe der zu 
fordernden Bürgschaftssumme wird ihnen zweifelhaft, darum 
wenden sie sich um Belehrung an den Senat. 

Während sich die Väter berathen, wird der Beschuldigte 
in ' öffentlicher Verwahrung (in publice) behalten. Die Senatoren 
bestimmen, dass Bürgen zu stellen seien für jeden 3000 asses, 
die Zahl der Bürgen mögen die Tribunen festsetzen, welche 
nun auch sich auf die Anzahl von 10 einigen. Nun erst wird 
Kaeso aus der öffentlichen Verwahrung, in der er über die ganze 
Dauer der Verhandlungen verbleiben musste, entlassen, er geht 
aber sofort ins Exil. An dem von den Comitien bestimmten 
Tage verfügt Virginius trotz der legalen Entschuldigung des 
von Kaeso freiwillig gewählten Exils die rücksichtslose Ein- 
treibung der Bürgschaftssummen vom Vater des Kaeso, so 
dass demselben alle Güter verkauft werden. 

In diesem Abschnitte der Processdarstellung finden wir 
die weitern Grundsätze bezüglich der Untersuchungshaft zum 
Ausdrucke gebracht: 

Zunächst, dass gegen die Verhaftung durch den Tribunen 
die Hilfe der Genossen desselben mit Erfolg aufgerufen wird. 

Von einer Berufung an das Volk zur Abwehr der Ver- 
haftung ist hier, wie wir sehen, noch nirgends die Rede, sie 
kann daher als Rechtsmittel gegen die Haft noch nicht in 
Wirksamkeit gewesen sein, weil Kaeso sonst sicher von ihr 
Gebrauch gemacht hätte, zumal er als Beleidiger der Plebs 
von der Appellation an die Tribunen nie viel -zu hoffen hatte. 

Aber nicht allein über diesen so wichtigen Punkt gibt 
uns die Darstellung des Livius zuverlässige Nachricht, sie ent- 
rollt uns in ihrem weitern Verlaufe ein Bild von der An- 
Wendung der Bürgschaft im Oriminalprocesee, wie wir uns 
ein solches kaum lebendiger und vollständiger zu denken 
vermögen. 
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Yerfügang , dass der Angeklagte gegen Leistung der 
Cantion auf freiem Fasse belassen weräen könne^ Bestimmnog 
der Höhe des Oantionsbetrages darch eine höhere Behörde 

— den Senat — Leistung desselben durch die Bürgen, Erklärung 
des Verfalles der Caution, rflcksichtslose Eintreibung derselben 

— mit einem Worte, glaubt man nicht die Dar^ellung einei* Bürg- 
schaft des heutigen Processes bis in die minutiösesten Details 
vor sich zu haben? 

Kann es ein getreueres Ebenbild unserer heutigen Bürg- 
schaftsleistung geben? 

So gelangte als Surrogat der Untersuchungs- 
haft das Institut der Bürgschaftsleistung in das 
System des römischen Rechtes und einmal er- 
mittelt, wurde es mit römischer Zähigkeit festge- 
halten, so dass wir es noch zu Justinians Zeiten 
mit allen Erfordernissen eines entwickelten 
Rechtsinstitutes versehen wiederfinden; hier frei- 
lich bei geänderten politischen Verhältnissen in wesentlich ge- 
steigerter Bedeutung und Wichtigkeit. 

Widmen wir nun, um die Entwicklung der Untersuchungs- 
haft vom Standpunkte der Darstellung des Livius zu verfolgen, 
einem in die Zeit nach Erlassnng der 12 Tafelgesetze fallen- 
den Processe unsere Aufmerksamkeit. 

Es ist dies der Process des Tribuns Virginius gegen 
den Decemvirn Appius, dessen Gewaltthätigkeit bekanntlich 
den Anlasszum Sturze der Zebnmännerherrschaft gegeben hat. 
Livius berichtet hierüber in folgender Weise ; 

Fundata deinde et potestate tribunicia, et plebis libertate, 
tum tribuni aggredi singulos tutum maturumque jam rati, accu- 
satorem primum Virginium et Appium reum deligunt Quum 
diem Appio Virginius dixisset, et Appius, stipatus patriciis 
juvenibus , in forum descendisset; redintegrata exemplo est 
Omnibus memoria foedissimae potestatis, qaum ipsum satel- 
litesque ejus vidissent. 
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Tum Virginias „Oratio" inquit „rebus dubiis inventa 
est. Itaque nequeego accasaDdo apud vos eam tempas teram, 
a cuius crudelitate vosmet ipsi armis vindicastis: nee iatam 
ad cetera scelera iropadentiam in defendendo se adiicere 
patiar. Omninm igitar tibi, Ap. Claadi, quae impie nefarieqae 
per bienniom alia snper alia es ansns, gratiam facio: anias 
tantnm criminis ni iudicem diccs, te ab libertate in servitutern 
contra leges vindicias non dedisse, in vincnla te duci iabeo.'' 
Wir sehen vor Allem, wie Virginias, um die Rechtmäs- 
sigkeit seiner Anklage gleich in vorhinein gegen jede An- 
fechtung sicherzustellen, dem angeklagten Appius eine Richter- 
Sponsion anbietet und erst als Appius dieselbe anzunehmen sich 
wohlweislich hQtet, den Auftrag gibt, ihn in's Oefängniss zu 
führen« Darauf fährt Livius fort: 

y^Nee in tribunicio aiujßilio Appius necinjudiciopopuU 
vUam spem habebat, aitamen et trüninos appellavit et nullo 
morante arreptvs a viatare Provoco inquit,**' 

Hier finden wir die beiden Rechtsmittel gegen Verhaf- 
tung: Appellation des Tribunen und Provocatiou an das Volk 
in klarster, präcisester Form neben einander ; dadurch dass das 
Judicium populi dem tribttnicium auxilium an die Seite gestellt 
wird, erscheint dargethan , dass dem Volke ein Judicium 
über die Verhaftung zusteht, das gleiche Wirkung hat wie 
das auxilium tribuuicium und eben durch diese Znsammen- 
stellung ist jedem Zweitel daran, dass es sich hier nicht um 
den Endspruch über Schuld oder Nichtschuld, sondern um das 
Interlocut über die Rechtmässigkeit der Verhaftung handelt — 
in vorhinein die Spitze abgebrochen. 

£ine noch wirksamere Bestätigung erfährt die Anschauung, 
dass die Provoeation gegen die Verhaftung gerichtet war^ 
durch den weitern Inhalt des Gapitels (56). 

Audita vox una vindex libertatis ex eo missa ore qno 
vindiciae nuper ab libertate dictae erant, silentium fecit. 

Et dum pro se quisque : Deos tandem esse et non negli- 
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gere hamana, fremunt, et superbiae cntdelitatique, etsi seras, 
non leves tarnen venire poenas, provocare qui pravocationem 
sustulisaet^ et implorare praesidinm populi, qui omnia jora 
populi obtrisset, rapiqae in vincula egentem jure libertatis, qni li- 
berum corpus iu Servituten! addixisset;ipsiusAppii inter concionis 
murmur fidem populi Romani implorautis vox audiebatur. 

Das um Hilfe angerufene Volk sah eine göttliche Fügung 
darin, dass gerade Jener den Schutz des Volkes anrief^ welcher 
die Bechte desselben so freventlich missachtet hatte, und dass 
der gerade ins Gefängniss geschleppt werde, welcher 
einen freien Menschen der Knechtschaft überliefert hatte, ein 
Beweis, dass es sich der Bedeutung der Errungenschaft^ 
nunmehr auch über die Freiheit seiner Mitbürger während 
der Dauer des Oriminalprocesses endgiltig entscheiden zu 
können^ wold bewusst war. 

Die Beden, mittels deren Appius das Volk für sich zu 
stimmen sucht, Yirginius aber auf seinem Antrage beharrt, er- 
gänzen das lebensvolle Bild, das uns Livius bezüglich der 
Stellung der Provocation im römischen Criminalprocesse 
entwirft. 

Quod si indicta causa in vincula ducatur, iterum se 

tribunos plebei appellare et monere, ne imitentur, quod oderint 

Quod si tribuni eodem foedere obligates se fateantur 
toUendae appellationis causa, in quam conspirasse decemviros 
criminati sint, at se provocare ad populum, implorare leges^ de 
provocatiane et consulares et tribunicias eo ipso anno latas. 
Quem enim provocaturum , si hoc indamnato indicta causa 
noja liceat, cui plebejo et hnmili praesidium in legibus fore, 
si Ap. Claudio non sit, se documento futurum, utrum novis 
legibus dominatio, an libertas firmata sit, et appellatio 
provocatioque ad versus injuriam magistratuum ostentata 
tantnm inanibus literis, an vere data sit. 

Appius erinnert also an die Provocationsgesetze des 
letzten Jahres, sie ruft er zu seinem Schutze auf^ damit sie 



Digitized by 



Google 



32 

aiush fernerhin eine Bollwehr für geringere Leute zu bilden 
vermögen. 

Beide Rechtsmittel Appellation und Provocation er- 
klärt er ausdrücklich als gegen die TJebergriffe der Magi- 
strate gegründet. 

Gegen diese gefährliche captatio benevolentiae bietet 
Yirginius die äussersten Mittel auf; er erklärt, nachdem er das 
Schreckensbild der Willkührherrschaft mit den lebhaftesten 

Farben ausgemalt: Proinde ut ille iternm ac saepius 

provocety sie se iterum ac saepins judicem Uli ferre, ni vindi- 
cias ab libertate in servitutem dederit: si ad judicem non eat 
pro damnato in vincula duci jubere. 

Er — Yirginius — ist nämlich entschlossen, die Folgen ^ines 
günstigen Ausganges der Provocation allerdings auf Umwegen 
dadurch zu paralysiren, dass er erklärt, die Anklage mittels An- 
trages auf Richtersponsion öfters wiederholen zu wollen und 
den Beschuldigten, wenn er die Unterwerfung unter einen 
Wahlrichter ausschlage, als üeberführten ins Gefllngniss zu werfen. 
Wie die Darstellung des Livius weiter fortfährt, bemüht sich der 
Stammgenosse des Claudius, der zur Zeit der Schreckensherr- 
schaft seines Neffen die Stadt freiwilb'g verlassen hatte, den 
Gefangenen zu befreien, indem er in alt hergebrachter Weise 
von Gentilen und dienten begleitet mit Trauerkleidern ange- 
than bei dem Volke einhergeht und Fürsprache einlegt. 

Er flehet und bittet: das Volk möge auf dem Stamme der 
Claudier die Schmach des Kerkers und der Ketten nicht ruhen 
lassen, ein Mann, dessen Ahnenbild bei der Nachwelt von 
seiner höchsten Ehrenstelle zeugen werde , ein Gesetzgeber 
und Stifter römischen Rechtes liege gefesselt unter nächtlichen 
Dieben und Strassenräubem . . . durch Tapferkeit sei die Freiheit 
erkämpft worden, durch Milde möge sie befestigt werden. 

Diesen nicht minder verfänglichen Bitten setzt der Tribun 
die Erinnerung an seine hingemordete Tochter entgegen und 
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fordert das Volk auf, ihm und den Tribimeii, die znm Sdiatze 
des Volkes berufen sind, die Hilfe nicht zu versagen. 

„Justiores haec lacrimae videbantur'' fährt Livius in 
seiner schwungvollen Schilderung fort^ und so bleibt Appius 
im Kerker, in welchem er den Tod sich selbst gibt, bevor 
der Tffg der endlichen Entscheidung herangebrochen. 

Auch aus diesem letzten Absätze der Processdarstellung 
geht zur trollsten Evidenz hervor^ dass die Bitten an das Volk 
den Zweck haben sollten, dem Äppius aus dem Kerker zu 
helfen, wenn auch nicht geläugnet werden soll, dass in diesem 
Machtspruche des Volkes zugleich auch ein günstiges Präjudi- 
dalerkenntniss für den eigentlichen Gerichtstag angestrebt wer- 
den wollte. 

Zur passenden Ergänzung der Lehre von der Provocation 
gegen den Vollzug der Gefängnisshaft müssen wir noch der 
Darstellung des Processes gegen M« Manlius gedenken. 

Livius (VI, 15, 16) berichtet hierüber: 

Der Dictator 0. Cossus zog den M. Manlius wegen Ver- 
läumdung des Senates vor Gericht. Manlius verweigert auf das 
Verlangen die Senatoren zu nennen, die das gallische Gold 
versteckt hielten, oder sich der Verläumdung schuldig zu er- 
kennen, die bestimmte Antwort, worauf der Dictator befiehlt, 
ihn ins Gefängniss zu führen. Arreptus a viatore „Jupiter" 
inquit „optime, maxime Junoque Regina ac Minerva, ceterique 
dii, deaeque, qui Capitolium, arcemque incolitis, siccine vestrum 
militem ac praesidem sinitis vexari ab inimicis? Haec dextra 
qua Gallos fudi, jam in vinculis et catenis erit?** 

Statt des gebräuchlichen Rufes um tribunicische oder 
Volkshilfe sehen wir hier in bezeichnender Weise einen Anruf 
der Götter figuriren; von ihnen verlangt Manlius die Hufe, die 
ihm gegen den Machtspruch des Di etat ors kein Magistrat 
zu bringen vermag. 

Livius hebt diese Thatsache ausdrücklich hervor mit dem 

Zucker, Untenncliungsliaft. 3 
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den Rechtssinn seines Volkes glorificirenden Beisatze: nee 
oculi nee aares indignitatem ferebant; sed invicta sibi 
qnaedam patientissima jnsti imperii civitas fecerat; nee ad- 
versns dietatoriam vim ant tribnni plebis, ant ipsa 
plebs attollere ocnlos ant hiscere aadebant. Con- 
jecto in carcerem Manlio satis coustat magnam. partem plebis 
vestem mntasse maltos mortales capillum ac barbam promisisse 
obyersatamqne vestibnlo carceris maestam turbam. 

Das Yolk half nicht — es konnte nicht helfen, es masste 
sich mit einfachen Trauerdemonstrationen begnügen! 

Fassen wir das Gesagte zusammen, so stellt sich uns 
folgendes Bild der Untersuchungshaft dar, das wir bezüglich 
der 2. Periode der Entwicklung des römischen Criminalprocesses 
festzuhalten haben werden. 

Gleich zu Beginn des Criminalprocesses können, mag das 
Verfahren aus eigener Initiative des Magistrates Oder über 
Klage des verletzten Theiles eingeleitet worden sein, Zwangs- 
massregeln angewendet werden, um das Erscheinen des Be- 
schuldigten an der Gerichtsstätte des Magistrats zum Zwecke 
der Vornahme der Interrogatio in jure zu bewirken. 
Wenn schon im Givilprocesse di^s Gesetz dem Kläger beistand, 
um den widerspänstigen Verklagten vor Gericht zu bringen, 
so musste dies umsomehr im Criminalprocesse der Fall sein, 
und so sehen wir, wie einestheils Privatleute Verdächtige mit 
Gewalt an die Magistratsstätte bringen, z. B. die Freunde 
und Freigelassenen des Asuvius den Avilius; andererseits wo 
der Beamte aus eigener Initiative vorging oder wo Private 
sich zu schwach fühlten, die JDreimänner mit ihren Dienern 
einschritten, um den Beschuldigten zum Erscheinen zu zwingen. 

Hier hätten wir es daher mit einer Art von Vorführungs- 
oder Erseheinungsbefehl zu thun, wie selbe auch vom modernen 
Rechte anerkannt und der Verhängung der Untersuchungshaft 
entgegengesetzt wird. 

Hier wie dort wird Zwang angewendet, nicht um sich 
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der Person des Besehnldigten für die Dauer des Processes 
oder für den Vollzug des Straferkenntnisses zu vergewissern, 
sondern um mittels einer Einvernehmung — bei den Römern 
interrogatio in jure — aus dem Munde des Beschuldigten 
Aufklärungen über die Sache zu erhalten, die den weitem 
Gang des Processes bestimmen sollen. 

Beschloss der Magistrat bei mangelndem Geständnisse 
oder bei Mangel eines delictum manifestum die Anklage vor 
dem Yolksgerichte^ so war es, wie wir oben wiederholt erörtert 
haben, sein altes Bechty den Angeklagten bis zur Beendigung 
de^ Processes in Gewahrsam zu halten, um an ihm die zu 
verhängende Strafe vollziehen zu können. 

Als Surrogat dieses Processmittels , wofern nicht schon, 
wie wir oben sahen, das Einspruchsrecht des AmtscoUegen, das 
Hilfsrecht des Tribunen und die Provocation den Beschuldigten 
vor jedweder Verfolgung sicherte, trat frühzeitig die Bürg- 
schaftsleistung — vadimonium ein, wie dies auch im 
Oivilprocesse üblich war. 

Eaeso Quinctius war nach der Darstellung des Livius, 
die wir oben des Näheren erörtert haben, der Erste, dem 
gegen die Stellung von Bürgen die Belassung auf freiem Fusse 
verstattet wurde. Hie primus vades äeäit. 

Könnte man der Darstellung des Geschichtschreibers 
vollen Glauben schenken, so wäre das Institut der Bürgschafts- 
leistung ein Product des Kampfes zwischen Imperium und 
Ein^ruchsrechf; immerhin lernen wir aber in der Erzählung 
des Pataviners die Anschauung kennen, die die Römer bezüg- 
lich der Entstehung des Institutes der Bürgschaftsleistung im 
Griminalprocesse gehabt haben mochten. 

Doch auch in anderer Weise war man bemüht, die Durch- 
führung der so strengen peinlichen öffeiitlichen Haft nach 
Thunlichkeit zu beseitigen. Man gewöhnte sich schon in dieser 
Periode die Verwahrung des Gefangenen als persönliche Sache 
des Beamten anzusehen, die er in seinem eigenen Hanse be- 
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halten oder einzelnen Bürgern oder Beamten zur üeberwachang 
geben konnte. 

Hieraus entwickelte sieb das Institut der sogenannten 
custodia libera, mit deren Ausübung auch Freunde und 
Verwandte des Beschuldigten unter persönlicher Haftung für 
die Stellung zu Gericht betraut wurden. 

Endlich fällt bereits in diese Periode die üebung^ den 
Beschuldigten ohne alle Einschränkung während der Dauer des 
Processes auf freiem Fusse zu belassen. 

Diese milde Praxis wurde durch das römische Strafen- 
system insbesondere rücksichtlich der politischen Yerbrechen 
bedeutend gefördert. . 

Auch auf die schwersten Verbrechen war zum Theile 
Verbannung als Strafe gesetzt; wenn daher der Beschuldigte 
zum Gerichtstermin nicht erschien, sondern freiwillig in die 
Verbannung ging, so unterwarf er sich mit Rücksicht auf die 
später auszusprechende Interdictio selbst der Strafe und die 
römische Criminalhoheit sah sich somit durch die Belassung 
des Beschuldigten auf freiem Fusse selbst in dem Falle, als 
derselbe seine Freiheit missbrauchte, um kein Opfer betrogen. 

Von der öffentlichen Gefängnisshaft» custodia publica, zum 
Zwecke der Verwahrung des Angeklagten während der Dauer 
des Processes muss eine — allerdings abusive — gefängliche 
Verwahrung des Angeklagten zum Zwecke der Bestrafung genau 
unterschieden werden, deren noch in Kürze hier gedacht wer- 
den soll. 

In den Quellen finden wir zahlreiche Belege dafür, dass 
einzelne Personen wegen bestimmter Vergehen durch längere 
Zeit, ja sogar bis zu ihrem Tode im Gefängnisse behalten 
wurden. . 

So G. Cornelius, ein seiner Tapferkeit halber berühmter 
Genturio wegen Unzucht, die er mit einem freigelassenen Jüng- 
ling getrieben; der Dichter Naevius wegen eines Spottgedichtes 
auf die römischen Staatsmänner; der Wechsler L. Fnlvius 
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wegen seines Prunkes während der Zeit der Eriegsbedrängnisse, 
Theilnebmer an den BachftnalieD, Gatilinarische Verschworene 
u. a. m. 

In allen diesen Fällen war der Yerhaftang entweder eine 
Anklage nicht gefolgt oder die bereits begonnene Anklage 
wurde nicht fortgesetzt; es herrschte zwischen dem zar Hilfe- 
leistung berufenen Magistrate und dem Ankläger eine Art 
stillschweigenden Uebereinkommens , vermöge dessen Niemand 
für den Verhafteten einschritt und so musste der Gefangene 
im Kerker bleiben, bis ihn der Tod erlöste oder ein Macht- 
spruch ihm die Freiheit wiedergab. 

Ein solcher Vorgang wurde beobachtet, wenn auf eine 
das allgemeine Aergerniss erregende Handlung keine Strafe 
gesetzt war, oder die auf das Verbrechen verhängte Strafe im 
bestimmten Falle für die Sühne nicht auszureichen schien. — 

Die Aufsicht über die öffentlichen Gefängnisse — das 
alte Staatsgefängniss und die Gautumiae, dann noch bei ausser- 
ordentlichen Anlässen anderweitige öffentliche Gebäude führten, 
wie bereits oben erwähnt wurde , die Triumviri capitales; sie 
nahmen mit ihren Dienern die Verhaftungen vor, führten die 
Gefangenenregister, entliessen die Freigewordenen und voll- 
zogen die ausgesprochenen Todesurtheile. 

Auch bevölkerten sie dieselben mit jener Sorte geringerer 
Verbrecher, die ihrer eigenen selbstständigen Gerichtsbarkeit 
unterstanden ; so wanderten nächtliche Herumtreiber, nächtliche 
Diebe, nichtsnutzige Sklaven, kurz allerhand schlechtes Volk 
in die Gefängnisse, um nach einem summarischen Verfahren 
und raschem Strafvollzuge dasselbe wieder zu verlassen. 
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m. Absclmitt 

Die Zeit der quaestiones pßrpetuae. 

Jene Epoche der Entwickliing des römischen Criminai- 
processes, innerhalb deren die quaestiones perpetaae oder wie 
sie Einzelne genannt wissen wollen, die Schwurgerichte ihre 
Wirksamkeit begannen, dieselbe aasdehnten and allmählig wieder 
einbjflBSten , wird gemeinhin die Periode der qaaestiones per- 
petaae genannt. 

Es waren im Verlauf dieser Periode, insbesondere aber 
zu deren Anfang and Ende neben den qaaestiones perpetaae 
noch vielfach andere Gerichte thätig; weil aber die Wirksam- 
keit der erstem in die Zeit des höchsten Glanzes des römi- 
schen Staatswesens and was noch mehr Interesse erwecken 
mnss, in die Zeit des Ueberganges von repablicauischem za 
monarchischem Terfassnngsleben fällt, weil wir ferner von der 
Einrichtang and dem Wesen des Verfahrens vor diesen Ge- 
richten in den Schriften eines Cicero and anderer Schriftsteller 
die ausführlichsten and genauesten Berichte haben und weil 
endlich das Verfahren, wie es vor den Quaestionen sich ent- 
wickelt hatte, auch in der spätem Epoche als das ordent- 
liche Verfahren gegolten hat, welches der neuern Procedur 
— der sogenannten extraordinaria cognitio gegenüberstand; so 
hat man sich darin geeint, diese Entwicklungsphase des römi- 
schen Criminalprocesses die Periode der quaestiones perpetuae 
zu benennen« 

Der Anfangspunkt dieser Periode wird in die Zeit der 
Gründung der ersten quaestion perpetua — 149 v. Chr. ge- 
setzt, der Endpunkt fällt in die 2. Hälfte des 1. Jahrh. nach 
Chr., es umfasst daher dieser Abschnitt einen Zeitraum von 
Hundert und einigen Jahren. 

Die Geschichte der quaestiones perpetuae und ihres Ver- 
hältnisses zu den andem Gerichten ist aber in Kürze folgende. 
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Die Yerwaltang der Provinzen war in den Zeiten des 
Freistaates Sache des Senates, dieser führte die Oberaufsicht 
über die Beamten, konnte sie abberufen, ihnen besondere Auf- 
träge geben, sie zur Verantwortung und Strafe ziehen; vor 
ihn kamen somit die zahlreichen Erlagen römischer ünterthanen 
und Bundesgenossen gegen die römischen Beamten, denen die 
Provinzen als ein ergiebiges. Feld ihrer habsüchtigen Thfttig- 
keit von jeher gegolten haben. 

Der Senat in seiner Gesammtheit war jedoch nicht in 
der Lage, noch hatte er Müsse genug, um über die einzelnen 
Beschwerden zu entscheiden, er übertrug daher die Unter- 
suchung bestimmten Ausschüssen, welche die Sachlage zu 
prüfen und nach den ihnen gegebenen Anweisungen zu ent- 
scheiden hatten. 

Durch diese vom Senate bestellten Commissionen wurde 
der Keim zur Entstehung der quaestiones perpetuae gelegt. 

Als nämlich der Yolkstribun L. Calpurnius Piso im Jahre 
149 vor Chr. ein Gesetz durchgebracht hatte, durch welches 
bestimmt wurde, wals der Beamte zu fordern habe und was 
nach Ablauf der Amiszeit von ihm zurückgefordert werden 
dürfe (lex de pecuniis repetundis), errichtete der Senat für 
die Untersuchung aller im Grunde dieses Gesetzes eingehenden 
Klagen einen stehenden Ausschuss — quaestio perpetua de 
pecuniis repetundis. — 

Diese erste quaestio hatte jedoch nicht irgend eine Strafe 
auszusprechen, sondern nur zu fixiren, was als ungesetzlich 
genommen anzusehen und sohin an die jeweiligen Kläger zurück- 
zuerstatten sei — quod repetere licet. 

Eine Erweiterung der Gompetenz des Schwurgerichtes 
erfolgte, als der Tribun M. Junius dasselbe auf alle Vergehen 
der Beamten ausdehnte und C. Grachus im J. 122 unter gleich- 
zeitiger Berufung des Ritterstandes zum Geschwornenamte der 
quaestio perpetua eine ausgedehnte Strafbefugniss einräumte. 
Das Hauptverdienst um die Entwicklung erwarb sich jedoch 
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unstreitig der Dictator L. Com. Sulla. Als derselbe die Reform 
des Criminalgericfatswesens in Angriff nahm , bestand eis drei- 
faches Verfahren gegen Verbrecher: 

Das. ordentliche Griminalverfahren vor dem Praetor^ — 
Consulen und Qnaestoren griffen nur in ausserordentlichen Fällen 
ein — ; das atisserordentliche Verfahren der Tribunen vor den 
Centurial- und Tributcomitien und endlich das SchwwrgeruM^ 
dessen Competenz sich jedoch damals nur auf Verbrechen und 
Vergehen der Beamten erstreckte. 

Die Hauptveränderung ^ die Sulla vornahm, bestand nun 
darin, dass er auch bestimmte gemeine Verbrechen — 
solche die von allen Bürgern begangen werden konnten, dem 
Schwurgerichte zuwies , so zwar, dass die Schwurgerichte nun- 
mehr über zwei Classen von Verbrechen zu richten hatten : über 
bestimmte gemeine und über die politischen Verbrechen. 
Es gab eine quaestio für alle Amtsverbrechen, eine quaestio 
für den Mord, eine für die Fälschung, eine andere für den 
Staatsdiebstahl etc. 

Bei dem Umstände nun, als immer mehr gemeine Ver- 
brechen durch die Gesetzgebung Sullas und seiner Nachfolger 
den quaestionen zugewiesen wurden, bei dem weitern Umstände, 
als die tribunicische Gewalt immer mehr geschmälert; wurde, 
verdrängten die quaestiones perpetuae die beiden andern Ver- 
fahrungsarten immer mehr, ohne sie jedoch ausdrücklich auf- 
zuheben, bis selbe von selbst erloschen. Aber auch den 
quaestiones perpetuae war kein langer Bestand vergönnt. Schon 
unter den ersten Imperatoren wurde ihre Competenz durch die 
concurrirende Wirksainkeit der kais. Aemter immer mehr und 
entschiedener eingeengt und so erloschen auch sie um das 
Jahr 60 vor Chr., ohne ausdrücklich beseitigt zu werden. 

So gab es in dieser Periode je nach der Competenz der 
mehrfachen Gerichtsstände ein verschiedenes Strafverfahren, 
doch soll hier nur jenes vor den quaestionen^ insofern es auf 
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die üntersachnDgflhaft Bezog hat, näher ins Ange gefasst wer* 
den, znmal das Yerüahren vor den Yolksgerichten, insofern es 
in dieser Periode noch stattfand, so wie das Verfahren in jenen 
Fällen, in welchen der Richter bei vorliegendem Geständniss 
oder bei Ertappong auf frischer That das Ürtheil selbst zu 
sprechen hatte — dessen weiter nnten gedacht werden soll — 
keine nennenswerthe Aenderung erfahren. 

Das Verfahren vor der qaaestio perpetna setzt zunächst 
einen Ankläger accusator voraus. 

Es mnsste Jemanden geben, der entweder schon zu Be- 
ginn der Verhandlung oder doch zum wenigsten im Laufe des 
Verfahrens sich dem zu Verfolgenden gegentlber als Partei 
constituirte und Alles unternahm, was die Verfolgung und Be- 
strafung des Beschuldigten herbeizufahren geeignet war. Dass 
solche Ankläger stets da waren, dafür sorgte das rege, wache 
Selbstgefühl des riömischen Bürgers, der das Staatsinteresse zu 
dem seioigen machte, dafür sorgte der nimmer ruhende Partei- 
geist der politischen Gegner und endlich wurde dafür durch 
Belohnungen vorgesorgt, die auf die glückliche Durchführung 
bestimmter Anklagen gesetzt waren. 

Schliesslich gediehen die Sachen dahin, dass die Gesetz- 
gebung mehr darauf bedacht sein musste, das Recht der An- 
klage zu beschränken und einzudämmen, als zur Erhebung der* 
selben aufzumuntern. 

War nun ein Ankläger vorhanden, der bereit war gegen 
einen Beschuldigten eine Klage anzustrengen und durchzu- 
führen, so galt es, gleichwie im Verfahren vor den Volksge- 
richten, zunächst das Verfahren in jure in Scene zu setzen. 
Dies geschah in folgender Weise. 

Der, welcher klagen wollte, wandte sich zunächst an den 
Praetor oder judex quaestionis, den Leiter jener quaestio per- 
petua, vor der der Process nach Massgabe des verübten Ver^ 
brechens abgeführt werden musste, und bat diesen ganz allge- 
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mein am die Erlanbniss, eine bestimmte Person anklagen zn 
dürfen. 

Dieser Act heisst postulaHo, der Vorstand der quaestio 
perpetaa hatte zn untersuchen, ob der Kl&ger Überhaupt oder 
die bestimmte Person insbesondere zu klagen berechtigt und 
ob ihm nicht ein Hinderniss im Grunde persönlicher Eigen- 
schaften oder sonstiger Verhältnisse im Wege stehe. 

An diese postulatio konnte sich, wenn Mehrere zugleich 
klagen wollten ^ eine Art Incidenzstritt — divinatio — an- 
schliessend in der entschieden wurde, wer von diesen Mehreren 
ein grösseres Anrecht zur Klage hatte, weil nach den Grund- 
sätzen des römischen Criminalprocesses immer nur Ein An- 
kläger auftreten konnte. 

War so der Ankläger durch die einfache Entscheidung 
des Prätors oder nach Torausgegangener diyinatio durch den 
Spruch der judices bestimmt, so kam es dann zur nominis vel 
criminis delatio; es war dies die Erhebung der Anklage, welche 
früher mündlich, später aber durchwegs in schriftlicher 
Form geschah. Wurde die in bestimmter Form erhobene An- 
klage von dem Praetor oder judex quaestionis angenommen, so 
hatte er sie in das amtliche Verzeichniss der von ihm zu 
leitenden Processe einzutragen. Diese Eintragung, in- 
scripHo genannt, war der formelle Act, durch welchen die 
Anklage zum Gegenstande der Processführung gemacht wurde; 
der Angeklagte wurde durch denselben reus, er galt nunmehr 
auch dem Prätor gegenüber für angeklagt , weil sein Name in 
der betreffenden Amtsliste figurirte. Von diesem Augenblicke 
an trafen ihn alle Jene Nachtheile, welche mit der Erhebung 
einer peinlichen Anklage für den Belangten verbunden waren. 
Er wurde durch die Sitte angewiesen, das Mitgefühl der 
Richter und der öffentlichen Meinung für sich zu erwecken, er 
erschien in Trauerkleidern , legte den Schmuck seines Standes 
ab, Termied es sich öffentlich zu zeigen. Er konnte sich 
während der Dauer des Reats um kein Amt bewerben und 
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war von der Ausübung gewisser Fnnctionen so von jener eines 
Geschworenen ausgeschlossen. 

In diese Phase des Processes f&llt aber auch die Ent- 
scheidung über die Frage, ob der Reus in Folge der formell 
erhobenen Anklage eine Einbusse an seiner persönlichen Frei- 
heit zu erdulden habe, mit der wir uns nach durchgeführter 
Skizze des Processverlaufes zu beschäftigen haben werden. 

Der Inscriptio folgte die Interrogatio in jure. Sobald 
der Name des Beschuldigten in die Liste des Vorstandes der 
quaestio aufgenommen worden war, muss derselbe über die 
gegen ihn erhobene Anklage gehört werden. Das Verhör nimmt 
der Vorsitzende der quaestio vor, indem er den reus über die 
Thäterschaft des ihm zur Last gelegten Delictes feierlich 
befragt. 

Gesteht der Thäter das Verbrechen ein, was jedoch 
sehr selten geschah, so findet kein weiteres Verfahren statt, 
der Prätor oder der judex quaestionis hat die Strafe sofort 
auszusprechen und in Vollzug setzen zu lassen. 

Läugnet jedoch der Angeklagte die That oder stellt er 
ihre Subsumption unter das Gesetz in Abrede, so sind drei 
Fälle möglich. Der Geklagte ist im Stande den Vorstand der 
quaestio von seiner Unschuld zu überzeugen, dann wies der 
Beamte die Anklage zurück und strich den Namen des Be- 
klagten aus der Anklageliste; Niemand, auch kein Amts- 
college, konnte den Beamten zur Annahme der Klage zwingen. 
Hält der Richter die Schuld des Angeklagten trotz des Läug- 
nens für unzweifelhaft und nahm er an, er sei ein offenbarer 
Verbrecher -r manifestus — der auf der That ergriffen 
wurde, so sprach er, wenn der Angeklagte keinen wirksamen 
Schutz fand, gleichfalls sofort das Urtheil, ohne dass ein 
weiteres Verfahren stattgefunden haben würde. War die Schuld 
jedoch zweifelhaft, so gelangte die Entscheidung der Sache 
nunmehr an die quaestio perpetua. 

Der Leiter derselben bestimmte dem Ankläger, der nun- 
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mehr seine Klage zu erweisen hatte, einen Termin zur weitem 
Verhandlung vor der quaestio perpetna und innerhalb dieser 
Frist mit dem technischen Namen inquisitio hatte der 
Kläger, mit einer Art Beglaubigung des Gerichtes versehen, 
die Beweismaterialien zur Begründung seiner Anklage za 
sammeln, wogegen auch der Beklagte Vorbereitungen für eine 
wirksame Vertheidigung traf. Mit der dici dictio der Anbe- 
raumung der Verhandlung vor der quaestio schloss das Ver- 
fahren in jure, um dem Verfahren in judicio Platz zu machen. 

Das Verfahren in judicio zu skizziren, gehört nicbt zur 
Förderung unserer Aufgabe, es genügt zu erwähnen, dass es 
unter strengster Wahrung des Principes, dass der Richter Alles 
der Thätigkeit der Parteien zu überlassen habe, durchgeführt 
wurde; ihm kam blos die Leitung der Verhandlung zu, in allem 
Üebrigen hatten Ankläger und Vertheidiger den judices gegen- 
über freie Hand. 

Waren aber die Stimmtäfelchen der Richter gesammelt, 
so lebte die Thätigkeit des Prätors oder judex quaestlonis 
wieder auf. 

Mit Verkündigung des Wabrspruchs der Geschworenen 
nahm das Nachverfahren in jure seinen Anfang; in dem- 
selben hatte der Leiter der quaestio für den Vollzug des von 
ihm auf Grund des Wahrspruches gefällten Urtheiles Sorge zu 
tragen, eine Processphase, in welcher der Beamte wieder zu 
seiner vollen Thätigkeit gelangte. — 

Wir gelangen nunmehr zur Erörterung der Untersuchungs- 
haft in diesem so abgeführten Quaestionsprocesse , doch bevor 
wir zur Lösung dieser unserer Hauptaufgabe schreiten, muss 
zunächst die Stellung des die quaestio leitenden Magistrats des 
Nähern ins Auge gefasst werden. 

Eine jede quaestio unterstand einem Prätor, auch quae- 
sitor genannt oder einem judex quaestlonis. 

Bezüglich der erstem ist festgestellt, dass es deren zur 
Zeit der 1. Galpurnia sechs gab, später fand eine Vermehrung 
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derselben anf 8, 10, 14 and sogar 16 statt, bis schliesslich 
die Zahl von 12 festgestellt wurde. Widerstreitende Anschau- 
ungen sind bezfiglich des Ursprungs und der Art der Ernen- 
nung der quaestores judicis vorhanden, doch scheint jene 
Ansicht die zutreffendste zu sein, nach welcher die quaestores 
judicis für die Leitung der quaestionen zu Beginn des Amts- 
jahres von den Prätoren ernannt wurden, so dass jede quaestio 
ihren eigenen Vorstand (praetor oder judex quaestionis) hatte. 

Die Stellung des Leiters der guaestio perpetua zu den- 
selben war nun aber eine gang andere als jene des Magistrats 
gegenüber den Chmitien, 

Yor den Oomitien hatte der Magistrat eine Art Doppel- 
stellung von Ankläger und Vorsitzenden zugleich ; so wie er 
allein befugt war, die Volksversamijilung zu berufen ^ ihr den 
Rechtsfall darzulegen, die Verhandlung über denselben zu 
leiten ; so war er auch allein derjenige , der über Verlangen 
des Betheiligten oder aus eigener Initiative das Terfahren in 
jure gegen den Beschuldigten einleitete und zu Ende führte. 
Sein Antrag war es, den er den Gomitien vorlegte und über 
den Streit zwischen ihm und dem läugnenden Beschuldigten 
entschied das römische Volk, das durch die Provocationsge- 
setze über den Schutz des Mitbürgers gegen den mit dem Im- 
perium ausgestatteten Magistrat in wirksamer V^eise zu wachen 
berufen war. 

Bei der quaestio hingegen nahm der praetor oder der 
judex quaestionis eine unparteiische Stellung ein; hier war er 
nicht Ankläger, sondern Verhandlungsrichter im eigentlichen 
Sinne des Wortes, und zwar nicht allein im Laufe der eigent- 
lichen Verhandlung über Schuld und Nichtschuld, sondern be- 
reits im Laufe des Vorverfahrens. 

Die Person eines Privatanklägers, der den Rechtsfall vor 
dem Leiter der quaestio anhängig macht, ihn zu den vorbe- 
reitenden Handlungen veranlasst und seine Anklage auch vor 
der quaestio führt, tritt im Gegensatze zum Prätor oder judex 
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qnaestionis handelnd und wirkend auf; kurzum es gelangt die 
Anklageform des Terfahrens zu einem so entschiedenen 
Durchbruche, dass hiedurch auch das Princip der Untersuchungs- 
haft eine wesentliche Umgestaltung erfahren muss« 

Während nämlich im Verfahren vor den Yolksgerichten 
der Magistrat die ihm eingeräumte Terhaftungsbefugniss prin- 
cipiell überall da zur Ausübung bringen konnte, wo er sein 
Interesse als Ankläger durch die Belassung des Angeklagten 
auf freiem Fusse bedroht sah oder für gefährdet erachtete, 
und es dem Verfolgten anheimgestellt blieb, den gesetzlichen 
Schutz in bestimmten Formen gegen Ankläger und Magistrat in 
Einer Person anzurufen, nahm bei dem Verfahren vor den 
quaestionen der Vorsteher derselben eine zwischen Ankläger 
und Angeklagten vermittelnde und richtende Stellang 
ein, so wie dies etwa heutzutage seitens des Untersuchungs- 
richters gegenüber dem Staatsanwälte oder Privatankläger 
einerseits und dem Beschuldigten andererseits geschieht •— 
oder doch wenigstens geschehen soll. 

Diese Aenderung in der Stellung des mit der Verhaf- 
tungsgewalt ausgestatteten Magistrats konnte nicht ohne den 
wesentlichsten Einfluss auf das Institut der Untersuchungshaft 
bleiben. 

Wenn sich der Magistrat das Erscheinen des von ihm 
selbst Verfolgten vor den Volksgerichten durch Verhängung 
der Untersuchungshaft zu sichern bemüht war, so trieb ihn 
eigenes Interesse dazu und es lag wohl auch eine Huldigung 
für das richtende Volk darin, dass man ihm eine Gewähr dafür 
gab, es werde der Geklagte am Gerichtstage auch wirklich vor 
ihm erscheinen und es werde für den Fall der Verurtheilung 
der richterliche Ausspruch des ganzen Volkes an dem an- 
wesenden Uebelthäter auch vollzogen werden können. 
Anders im Quaestionsprocesse 1 

Kläger und Geklagte standen einander hier als gleichbe- 
rechligte Streittheile gegenüber, fanden gleiches Gehör und 
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fochten mit gleichen Waffen. Hier Jag für den Leiter des 
Gerichtes ohne besondere Verhältnisse kein Anlass vor, die 
Stellung des einen Streittheiles durch die Verhäpgung einer 
custodia gegenüber dem andern von vornherein zu beschränken 
und ihm die Yertheidigung hiedurch zu erschweren oder gar 
unmöglich zu machen. 

So ergab sich mit innerer Nothwendigkeit schon aus der 
geänderten Stellung desjenigen, der über die Untersuchungshaft 
zu entscheiden hatte, eine Einschränkung der Untersuchungshaft. 

Hiezu trat jedoch noch ein anderweitiges Moment, das 
der Gepflogenheit, den Angeklagten während des Reats auf 
freiem Fusse zu belassen, noch einen bedeutendem Vorschub 
leisten musste. 

Es war dies eine durchgreifende Aenderung des Strafen. 
Systems, die wir in dieser Epoche römischer Strafrechtsent- 
wicklung zu verzeichnen haben. Die Todesstrafe weicht selbst 
bei sehr schweren Verbrechen vor der Verbannung und Aech- 
tung des Bürgers zurück. Die Verbannung, die den Verur- 
theilten zwang, Rom und Italien zu verlassen, die Aechtung, 
die ihn der straflosen Tödtung durch den Gegner oder dessen 
Partisane preisgab, fanden mehr Anklang als ceremoniöse 
Hinrichtungsacte, mit denen der stolze Römersinn sich nie so 
recht befreunden mochte, und so kam es, dass die Strafe, die 
dem Angeklagten drohte, dem Gesetze und der Sitte entspre- 
chend nur in den seltensten Fällen auf Tod zu lauten pflegte. 

Hiermit war aber, da auch Gefängnissstrafe, wie oben 
bemerkt wurde, nur per nefas verhängt werden konnte, der 
wichtigste Grund und Anlass zur Verhängung der Unter- 
suchungshaft beseitigt. 

Ob der römische Bürger das Urtheil der Verbannung 
über sich ergehen liess, ob er vor der Fällung des Erkennt- 
nisses sein Vaterland verliess, um dann hintennach „interdicirt** 
zu werden, das Resultat war dasselbe und so konnte man ihn 
während des Processes allerdings frei gewähren lassen. 
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Werden diese beiden Erörterten Momente in Betracht 
gezogen and in ihrem wichtigen Einflüsse anf die Entwicklung 
des Criminalprocesses geprüft, dann wird es leicht erklärbar, 
wamm in der Darstellung der meisten Qnaestionenprocesse von 
einer Üntersnchnngshaft keine Erwähnung geschieht, der An- 
geklagte während der ganzen Inqnisitio und während des 
Schiassverfahrens vor der qaaestio anbehelligt in Freiheit 
bleibt, so dass nicht einmal von der mildesten Form der Ver- 
wahrung, von der sogenannten custodia libera gesprochen wird. 

Indess so sehr die entwickelten Rechtsverhältnisse dem 
Beamten es gestatteten, ja ihm es sogar nach Sitte and Ge- 
brauch zur Pflicht machten, von der ihm eingeräumten Yerhaf- 
tungsbefngniss keinen Gebranch zu machen, so konnte er sie 
doch in Uebereinstimmung mit alten Satzungen und mit früherer 
Sitte verhängen und durchführen und zwar zunächst da, wo 
es sich um Personen niedrigen Standes handelte, und ebenso 
dann, wenn um gemeiner Verbrechen willen geklagt wurde. 
Ciceros Schriften geben selbst davon Kunde, dass bei Processen 
wegen Amtsverbrechen die Möglichkeit der Untersuchungshaft 
gesetzlich nicht ausgeschlossen wurde, indem er in seiner Rede 
pro Murena 20, 42 die Thätigkeit des Prätors, der über Staats- 
diebstahl — peculatus — zu richten hatte, nachstehends 
schildert: Quid tua sors? tristis atrox quaestio peculatus, ex 
altera parte lacrlmarnm et squaloris, ex altera plena catenarum 
atque indicum. Hier droht also der Angeber und das Ge- 
fängniss dem zu Verfolgenden. — 

Auch von Bürgschaftsleistung ist in dieser Periode viel- 
fach die Rede, so stellt Bomilcar, der über Veranlassung Ju- 
gurthas dessen Nebenbuhler Massiva tödten Hess, 50 Bürgen 
für sein Erscheinen vor dem Tribunal^ lässt sie aber im Stiche 
und flieht nach Numidien. 

Alles in Allem genommen erscheint jedoch die Unter- 
suchungshaft in ihrer praktischen Wirksamkeit wesentlich be- 
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schränkt and die Fälle» in welchen sie zur Oeltong gelangt 
sind, als AnsnahmsfiUle sa betrachten und xu benrtheilen. 

Im OegenaaUe m den frükem Perioden ist persihUiche 
Freiheit des Beecktüdigten während der Dauer des ganaen 
Proceaees mr geseMichen Eegel geworden. 

So viel über die üntersachangshaft in den zu Rom Tor 
der qnaestio perpetaa abgeführten Oriminalprocessen. 

Nun soll aber auch des Verfahrens in den römi- 
schen Provinzen gedacht werden. 

Wohl fällt die Erwerbung fremder Länder znm Theiljd 
bereits in die frühere Periode, eine geregelte Verwaltung 
wird jedoch erst in dieser und in den späteren Epochen wahr- 
genommen, des Umstandes nicht zu gedenken, dass die wich- 
tigsten und grössten Provinzen wie Spanien, Afrika n. A. erst 
in dieser Periode beginnender Weltherrschaft von den Römern 
unterjocht wurden. 

Wir haben dein Criminalverfahren in diesen Provinzen 
ans doppelten Gründen unsere Aufmerksamkeit zu schenken; 
einerseits darum, weil bezüglich des Griminalverfahrens in der 
Provinz rücksichtlich der Haftbestimmungeti ein wesentlich 
anderes Princip als in Rom zur Geltung gelangte, andererseits 
weil gerade dieses Criminalverfahren in der spätem Epoche 
der Entwicklung unter den Imperatoren bezüglich der Bestim- 
mungen über die Untersnchangshaft massgebend wurde. Die 
Gerichtsbarkeit in den Provinzed stand zur Gänze unter dem 
Statthalter — Proprätor oder Proconsul. Wurde auch das 
Urtheil der Sitte nach nur nach vorgängiger Berathung mit 
dem consiliüm — eohorte und eonventus geschöpft, die Leitung 
des Verfahrens lag ausschliesslich in den Händen des Statt- 
halters oder seines Legaten. Da in der Provinz die Macht 
des Gewalthabers In der Person eines einzigen Beamten 
concentrirt war, so ist der Einspruch eines Amtscollegen nn- 
denkbarvund ebenso kann von einer Provocation an das Volk 
zum Schatze vor dem imperium des Magistrats keine Rede sein« 

Zucker, UntenoohaBgslukft/ 4 
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Der ProYinciale war ein Tinte rthan, er war somit der 
Gewalt des römischen Machtbabers vollständig ohoe alle recht- 
liche Einschränkung nnterwbrfen. Wenn die Ans&bung der Amts- 
gewalt nicht znr Willktthr ausartete, so war dies nur politischen 
Rücksichten za danken, die an die Stelle fester Satzungen 
Sitte nnd Gewohnheit als Norm setzten, welche der Gewalt- 
haber, ohne eine Verantwortlichkeit anf sich zu laden, nicht 
verletzen durfte. 

Hieraus erklärt sich, dass die Stellung des Statthalters 
zum Verfahren etwa jene war, die die Magistrate in früherer 
Zeit zu Rom bekleideten. 

Als Wächter der öffentlichen Sicherheit und Ruhe der 
Provinz vereinigten sie Kläger und Richter in Einer Person 
und griffen in dieser Doppelstellung in das Verfahren ein. 

Sie verfolgten von amtswegen — ex officio die Ver- 
brecher, mochte den.Anlass zur Verfolgung eine blosse Ajizeige 
ihrer Untergebenen oder die Beschwerde des Verletzten ge- 
geben haben. 

Unter diesen Verhältnissen musste die persönliche Frei- 
heit des Beschuldigten aus einem doppelten Grunde einer Be- 
schränkung ausgesetzt sein, die dem römischen Bürger erspart 
blieb; zunächst lag kein Grund vor, die Freiheit des Provin- 
cialen zu achten, der kein römisches Bürgerrecht dem imperium 
des Beamten gegenüber in die Wagschale zu werfen hatte; 
sodann war der Gewalthaber zugleich auch Verfolger] hier 
musste somit die Entscheidung darüber, ob der Beschuldigte 
während der Dauer des Processes in Haft zu nehmen oder 
auf freiem Fusse zu belassen, ob Bürgschaft für sein Erscheinen 
angenommen werden solle etc., ganz in das Ermessen des Be* 
amten gestellt bleiben, und dies war auch wirklich der Fall. — 

Dieser Epoche der Entwicklung des Griminalverfahrens 
in den Provinzen verdanken wir wohl jene Grundsätze, welche 
über die Untersuchungshaft in dem 48. Buche der Digesten 
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unter dem Titel de castodia et exhibitione reomm niederge- 
legt sind. — 

Ulpianns (libro 11 de officiis Froconsalis): De coBtodia re- 
ornm proconsol aestimare solet, ntrom in carcerem reeipienda sit 
persona, ant militi tradenda, vel fidejnsseribas committenda, 
vel etiam sibi. Hoc autem vel pro criminis, quod objidtnr, qaa- 
litate vel propter honorem ant propter amplissimas facnltates 
vel pro innocentia personae» vel pro dignitate ejas, qoi acca- 
satnr, facere solet. 

In dieser Stelle, anf deren besondere Wichtigkeit wir 
noch des weitern werden znrückkommen müssen, ist die Be- 
deutung des Wortes „aestimare' wohl in Bedacht zuziehen« 

Mit »aestimare' bezeichnet der Römer eine Thatigkeit, 
die von der Fällung eines richterlichen Spruches genau ge- 
schieden werden mnss. 

Da wo die Verhältnisse den Magistrat anweisen, bei seinen 
Entscheidnngen und Massnahmen die Principien der Billigkeit 
und Opportunität zur Richtschnur zu nehmen, da findet ein 
aestimare,. eine Art Abwägung der Thatsachen statt, auf welche 
sich die Entscheidung zu stützen hat 

Dieses aestimare wird dem Proconsul bezüglich der Be- 
handlung desjenigen, dem der Process gemacht wird, zur Pflicht 
gemacht. 

Er soll die Verhältnisse prüfen,' die sich aus dem Stande 
und der Stellung des Angeschuldeten, aus der Schwere der 
Beschuldigung, aus der Grösse des Verbrechens ergeben, und 
hieraus den Schluss ziehen, ob es der Billigkeit oder der 
Zweckmässigkeit entspricht, den Beschuldigten in den Kerker 
zu werfen, ihn einem Soldaten zur Bewachung zu übergeben, 
ihn gegen Bürgschaft oder ohne anderweitige Einschränkung 
auf freiem Fusse zu belassen. 

Auch in diesem letztem Falle spricht ülpian mit einer 
unübertrefflicheu Feinheit des Ausdruckes von einem sibi com-- 
mittere. 

4» . 
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Der Beschuldigte wird seiner eigenen Obhnt anvertrant, 
er selbst bat Aber sieh zu wachen und hat der Darchfahrnng 
des Processes sein eigenes Interesse zu opfern. 

Selbstverständlich war es , dass die Statthalter von ' der 
Befngniss, die üntersnchnngshaft in jedem Criminalprocesse zu 
verhängen, reichlichen Gebranch machten nnd bei Unter snchnng 
wegen schwererer Verbrechen den Beschuldigten unbedenklich 
in den Kerker warfen, worüber wir in den Reden Ciceros gegen 
Yerres vielfache Belege finden* 

Auch das Gefängnisswesen in den Provinzen erfreute sich 
einer sorgfältigen Pflege nnd Obsorge; es gab genaue Gefan- 
genenregister , in welchen die Zahl der Gefangenen, der Zu- 
wachs und die Abnahme derselben, die Art der Beendigung 
des Processes sorgfältig verzeichnet wurde, etwa in der Weise, 
wie es zu Rom durch die triumviri capitales geschah. Auch 
in dieser Richtung hat eine Aeusserung Cicero's als Beleg zu 
dienen, da wo er erwähnt: Gedo mihi rationem carceris, quäe 
diligentissime conficitur, quo quisque die datus in custodiam, 
quo mortuus, quo necatus sit (Cic. in Verr. V. 27). 



IV. Abschnitt. 

Vom Untergänge der quaestiones perpetuae bis 
zum Tode Justinians. 

Der Zeitpunkt, in welchem die quaestiones perpetuae 
vollständig erloschen sind, lässt sich nicht genau bestimmen, 
er fällt ungefähr in die 2. Hälfte des 1. Jahrhunderts. Gewiss 
ist es jedoch, dass die Art und Weise ^ in welcher sie andern 
Institutionen Platz machten, genau jener gleichet, in der die 
Comitien durch sie verdrängt worden waren. Zunächst erhielt 
nämlich der Senat und die Praefectura urbis eine coneur- 
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rirende Gerichtsbarkeit, dem Ankläger stand die Wahl frei, 
ob er den Belangten vor der betreffenden quaestio oder vor 
den neuen Gerichten verfolgen wollte, sodann beschränkte aber 
Sitte und theilweise anch Gesetzgebung diese Freiheit immer 
mehr, bis es zuletzt zur Regel wurde, dass nur die kaiserlichen 
Gerichte zur Bestrafung der Verbrecher befugt erschienen, wo- 
durch die quaestiones perpetuae abstarben, ohne durch ein be- 
sonderes Gesetz aufgehoben zu werden. 

Neben dem Senate und dem Praefectus urbi, denen ins- 
besondere bestimmte Verbrechen zugewiesen waren, gelangten 
jedoch frühzeitig noch andere Organe zur Ausübung der Cri- 
minalgerichtsbarkeit, so insbesondere für den Umfang des 
ganzen Reiches das Gericht des Kaisers und der Präfectus 
Praetorio; für die Stadt Rom nebst dem Präfectus urbi, der 
Vicarius urbis Romae, der Präfectus Annonae und der Präfectus 
vigilum; für Italien die Gerichte der Präfecten nnd Quästoren, 
für die Provinzen endlich die Gerichte der Correctores und 
Praesides, sowie die Municipien der einzelnen Städte. 

Die Verfahrungsart war trota dieser vielfachen Gerichts- 
stände eine gleichförmigere als sie es früher gewesen. 

Die Eigenthümlichkeit der 8. Periode war darin gele- 
gen, dass fast für jede quaestio perpetua eine besondere lex 
bestanden hatte, und dass somit der ganze Process in so viele 
Verfahrungsarten zerfallen war, als es quaestiones perp. gab; 
nunmehr aber gibt es Ein Verfahren für sämmtliehe Verbrechen 
und sämmtliehe Gerichte. Dasselbe schloss sich zwar der 
äussern Form nach dem Quästionsverfahren an, nahm aber 
Grundsätze in sich auf, die den Charakter und den organischen 
Bau des Processes vielfach alteriien mussten. Hierzu ist in 
erster Linie mit besonderer Bedachtnahme auf das Institut 
der Untersuchungshaft die Verwirklichung des Inqui» 
aitionsprincipes zu rechnen. 

Im Allgemeinen gilt zwar auch jetzt noch der Grundsatz 
„non possunras reum facere, quem nullus accusat", aber dem 
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Wesen der Sache nach war der Process inquisitorisch mit ac- 
cnsatorischen Formen geworden. Das Anklageprincip der 
frühem Periode wurde vielfach durchbrochen. Zunächst wur- 
den Belohnungen fOr die Ankläger ausgesetzt, sodann wurden 
Personen gesetzlich gezwungen in bestimmten Fällen die An- 
klage zu erheben. 

In gewissen Fällen trat das Gericht von amtswegen zur 
Verfolgung auf, so rücksichtlich der Diebe, Räuber, Sacrilegii 
und Plagiarii und endlich sollte das Gericht in bestimmten 
Fällen Aber eine blosse Anzeige des ünterbeamten oder 
einer Privatperson thätig werden. Diese ünterbeamten spielen 
rücksichtlich der Untersuchungshaft eine ungemein wichtige 
Rolle, da ihre Thätigkeit zunächst eine Art von Yerwahrnngs^ 
haft nach modernen Begriffen schaffen und bilden half. 

Als solche Ünterbeamte , deren Anzeige die Sache an 
das Gericht brachte, fungirten zunächst die Defensoren in den 
Provinzen; in ähnlicher Weise die Irenarchen, sodann die so- 
genannten Stationarii und Guriosi. Letztere waren es insbe- 
sondere, die eine Art Aufsicht über die öffentliche Sicherheit 
führten, über das Vorkommen von Verbrechen ein wachsames 
Auge zu haben angewiesen waren und die Verpflichtung hattei^ 
vorkommenden Falles die Untersuchung einzuleiten, die Ver- 
dächtigen festzunehmen und mit einem Berichte •— elogia 
— an die competente Behörde abzuliefern. Dieselbe Aufgabe fiel 
4en „nuntiatores** und „frumentarii" zu, welche gleichfalls auf 
die Entdeckung der Schuldigen ihr Augenmerk richten sollten, die^ 
selben festzunehmen die Befugniss hatten und mit einem Be- 
richte — hier notoria genannt — an die Gerichte abzuliefern 
verbunden waren. Hier haben wir also als Ausfluss der Wiric- 
-samkeit eines polizeilichen Inquisitionsprincipes eine Art Verw 
wahrungshaft in einer Voruntersuchung, die nach der Natur 
der Dinge sehr häufig platzgreifen musste. 

Doch auch bezüglich der eigentlichen Untersuchungshaft 
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des wirkliehen Processes konnten die geftnderten Yerh&ltmsse 
nidit ohne bedeutenden Einfloss bleiben. 

War nach dem Vorbilde des Qaaestionsprocesses nach 
dorehgeftthrter postalatio nnd criminis delatio die inscriptio 
oder Bubscriptio seitens des Klftgers erfolgt, so wnrde doroh 
die nominis receptio seitens des Beamten das Vorver- 
fahren geschlossen und mit dieser Eintragung in die Liste der 
Angeklagten galt der Beschnldigte als in den Stand der Ange- 
klagten versetzt. 

In dieser Phase des Processes worde nunmehr gleich wie 
in der frühem Periode über die üntersnchuDgshaft des reus 
entschieden, wofern die Verwahrung nicht schon früher platz- 
gegriffen hatte. — Nach den vollwichtigen Zeugnissen de^ 
Schriftsteller, wie insbesondere eines Tacitus, Zosimus, Quinti- 
Man und Juvenal wurde von der Untersuchungshaft im Gegen- 
satze zu der frühem Periode in sehr vielen Fällen Gebrauch 
gemacht, ja man kann sagen, dass die Beschränkung des reus 
in ihren vielfachen Abstufungen die Regel bildete. Da gab es 
zunächst als mildeste Form der Freiheitsbeschränkung die so- 
genannte custodia libera, deren wir bereits oben erwähnt 
haben. Der Angeschuldete wurde nicht in ein Gefängniss ge- 
bracht, sondern einem hohem Magistrate oder einem Senator 
übergeben, unter dessen Verantwortlichkeit er bewacht und 
mit möglichster Schonung behandelt wurde. 

Anf der zweiten Stufe stAüd die custodia militaris, die 
dem Criminalverfahren in der Provinz entnommen worden war ; 
der Angeklagte wurde zwei gedienten Soldaten übergeben, die 
ihn überallhin begleiteten, ja selbst an ihn angeschlossen waren, 
so dass ein eigentlicher Unterschied zwischen dem öffentlichen 
Gei&ngttiss und dieser militärischen Haft nicht stattfand. 

Ais schwerste Haftart endlich figurirte die alte custodia 
publica, das öffentliche Geftngniss, in das die Angeklagten 
häufig genug gehen mussten, wofern es dem Richter nicht an- 
gemessen erschien, auf die beiden gelindern Haftarten oder auf 
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Entlassung gegen Bttrgschaft ro erkennen. Es traten somit 
hier änsserlich genan jene Verhältnisse zu Tage, die wir frflher 
bei dem Griminalverfahren in der Provinz kennen gelernt 
hal)en. Die Ursachen dieser ümgestaltang liegen vornehmlich 
in den politischen Verhältnissen. 

Zar Zeit der Republik und in den Anfingen der Impe- 
ratorenherrschaft steht die Stadt Born und theilweise anch 
Italien in einem schroffen Gegensätze zu den Provinzen. 

Gegen den civis Romanas, den Theilhaber an der römi- 
schen Weltherrschaft masste natargemäss in anderer Weise 
processirt werden^ als gegen den unterworfenen , abhängigen 
Provincialen. 

Später sank jedoch das Selbstgefühl des römischen Bür- 
gers; im gemeinschaftlichen Unterthanenverbande fielen die 
Schranken persönlicher Vorzüge and so warde es möglich, dass 
nanmehr ein gemeinsames Verfahren an die Stelle früherer 
vielgestaltiger Rechtsformen treten konnte. 

Nach der Lage der Dinge war es nan aber natürlich, 
dass rttcksichtlich der üntersuchangshaft die Normen des pro- 
vincialen Griminalprocesses zar Geltang gelangen massten, da 
die neuen Verhältnisse der frühern provincialen Unterthanen- 
schaft gewiss näher standen als dem freien Bflrgertham der 
Republik. 

So finden wir an der Spitze der Digestenstellen über die 
Untersuchungshaft jenen Grundsatz aufgestellt, den wir als 
Cardinalsatz der Lehre über die Untersuchungshaft nach römi- 
schem Rechte bezeichnen zu dürfen glauben, wir meinen die 
bereits oben interpretirte Stelle Hb. dig. de custodia et exhi- 
bitione reorum; an diese Stelle reihen 8ich in Digesten und 
Codex die andern Lehrsätjse in solcher BeiehkältigkeU an^ dass 
wir ein vollendetes abgeschlossenes System der Untersuckimge^ 
haft vor uns haben , wie es vollständiger hawn gedoM mu 
werden vermag. 
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Zorn Zwecke leichterer üeberricht lassen wir die vier- 
sdiiedenen Qaellenstellen in passender Anordnung hier folgen. 

Ueber die Frage, wann nnd wie die Unter- 
snchnngshaft zn yerhl^ngen sei. 

1. D. de custodia et exhibitione reonim. 

De cnstodia reonun proconsnl aestimare solet, ntmm in 
carcerem recipienda sit persona an militi tradenda vel fidejns* 
soribns committenda vel etiam sibi. Hoc antem vel pro cri« 
minis qnod objicitnr qnalitate, yel propter honorem aut propter 
amplissfmas facoltates vel pro innocentia personae vel pro di- 
gnitate ejns, qni accnsator, facere solet. 

1. 3. D. h. t. 

Divus Pins ad epistolam Antiochensinm graece rescripsit 
non esse in vincnla coi^iciendnni enm , qni fidejnasores dare 
paratas est, nisi si tarn grave scelns admisisse enm constet, 
nt neque fidejnssoribns neque militibns committi debeat, verum 
in hanc ipsam carceris poenam ante snpplidnm jnstinere. 

1. 5 D. h. t 

Si confeesus fuerit rens, donec de eo pronuntietnr in vin- 
cnla publica conjiciendus est ^ 

L 2 G. de exhibendis vel transm. reis. 

Nnllns in carcerem priusquam convincatur omnino vin- 
datnr. 

1. 6 G. h. t Ep» 

Nemo debet com'id in cnstodiam sine jnssu magnorum 
magistratnum regiae urbis aut in provindis sine jnssu eorum, 
qni eas regnnt vel defensornm locorum. 

L 16 G. de dignitatibus. 

Si gravius ullum facinus admittatur, nocente persona extra 
carceralem cnstodiam sub fidejussione habita super illustribus 
qnidem nobis suggeri Jubemus, super ceteris vero quaedam 
minori dignitate decoratis ad sui referri culminis notionem ut 
ita demum, quid de admisso crimine constitni oporteat, judicetur. 
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1. 17. 0. h. t 

Qaotles ex priVata cajnslibet interpellatione civili vel 
crimiiiali vM illustres conveniendi snnt nallo dandae fidejas- 
sionis concussionis vexentar sed per speciale pririlegiam suae 
committi fidei consequantar juratoria ab his cantione tantum- 
modo exponenda .... in criminalibns vero negotiis dignitate 
qaoqne, qua se per sanm videlicet peqariam indigaos esse 
probaverint, spolientar nt in eos atpote illastri dignitate per 
sunm fäcinns privates incalta etiam nostra pietate judidbaa 
legnm severitatem liceat exercere. 

Nov. 134 sq. 

Necessarinm vero dncimns etiam illnd decenti anxilio 
emendare, nt iUa malier ob qaampiam pecnniariam cansam a 
qnopiain magistratn in carcerem includatar vel castodiatnr .... 
vemm si mulier criminis rea fiat, oh qaod eäm cnstodiri ne- 
eesse sit, si qnidem fidejnssorem pro persona sna dare possit, 
ipsi credatnr, si vero jnret se fldejiissorem dare non posse, 
jnratoriam cantionem praestet de hoc, ot in jndicio se sistat; 
si antem gravissimnm sit crimen, ob qnod accnsatnr in mona- 
sterinm vel asceterinm coiyiciatar, vel feminis tradatnr, a qni- 
bns caste et liber^ter cnstodiri possit, donec cansa ejus pro- 
betnr .... nuUam enim feminam ob causam pecnniariam, publi- 
cam aut privatam vel ob crimen quodpiam, aut in cnstodiam 
tradi aut a viribus cnstodiri permittimus ne bac occasione a 
castitate injuriam patiantur; Monacbam vero vel sanctimonialem 
nulla actione a monasteriis spis vel asceteriis abstrahi con- 
cedimus. 

üeber die Bürgschaft zur Abwendung der Unter- 
suchungshaft. 

1. 2« D. de custodia et exhibitione reorum. 

Si servus capitali crimine postuletur lege publicorum 
eavetur ut sistendum vel ab extero satisdato promitlatur, quod 
si non defeadatar, in vincula publica coi^id jubetur. 
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!. 2. § I. Ö. h. i 

Solet itaqne tractari , an postea domino permittendaiii sit 
oblata satisdatione servam snam vincnlis liberare. Dabitationem 
aaget edictam DomitiaDi, quo caattim est aboIitiöaeB ex Senatas 
coDsnlto f&ctas ad ht^nsmodi aervos non perünere, nam et lex 
ipsa prohibet enm absoM, prinsquam de eo jadicetur; sed 
haec interpretatio perdnra peraimiam severa est in eo cm'as 
dominns absens fait vel qnod per inopiam illo momento tem- 
l)ori8 satisdationem implerc non potait; neqne enim pro inde^ 
fenso derelictus recte did potest, qni dominam praesentem 
non habnit, vel faabuit paratnm defendere, panperem tarnen, 
qnod ntique facilias admitti* poterit, si non post longnm tem- 
poris spatinm hoc desideretnr. 

1. 4 D. h, t. 

Si quis renm criminis pro qno satisdedit non exhibnerit 
poena pecnniaria plectitnr, pato tarnen si dolö non exhibeat 
etiam extra ordinem esse damnandnm sed si neqne in cantione 
neqne in decreto Praesidis certa qnantitas comprehensa est ac 
ne consaetndo ostenditnr, qnae certam formam hab'bt. Praeses 
de modo pecnniae, quae inferri opporteat, statnet 

Ueber die Yorsicbt bei Vornahme der Verhaftung. 

1. 6. D, h. t. 

Divns Hadrianns Jnlio Secnndo ita rescripsit: Et alias 
rescriptnm est, non esse ntiqne epistolis eomm credendam, qni 
qnasi damnatos ad Praesidem remiserint Idem de Irenarchis 
praeeeptnm est, qnia non omnes ex fide bona elogia scribere 
compertnm est. 

1 9. D. h. t 

De militibns ita servatnr nt ad enm remittantnr, si qnid 
deliqnerint snb qno militabnnt, is antem, qni exercitnm accipit 
etiam jus animadvertendi in milites caligatos habet 

1. 11. D. h. t 

Non est dubinm, qnin cnjascnnqne et provinciae homo, 
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qni ex cnstodia producitar, cognoscere debeat is, qni ei pro- 
?indiae praeest, in qaa provincia agitur. 

1. 11. D. h. t; §. 1. 

lllnd a quibiisdam obseryari solet nt qaüin cognovit et 
coDStitait remittat illom cnm elogia ad eum, qni provinciae 
praeest, unde is bomo est qnod ex cansa faciendnm est 

1. 1. C. de exhib. vel transm. reis. 

Si miles in provincia repertns crimen publicum comiserit 
enm rector provinciae snb cnstodia constitnat atqne ita vel 
cansae meritum vel personae qnalitatem ad magistrum militnm 
referat. 

üeber die Beschlennignng der üntersnchnng bei 
vorgenommener Verhaftung. 

1. 1. G. de cust. reorum. 

In quacunqne causa reo exhibito sive aceusator existat 
sive enm publicae söllicitudinis cura produxerit statim debet 
qnaestio fieri, ut noxins puniatnr, innocens absolvatur. Qnod 
si aceusator aberit ad tempns, ant sociorum praesentia neces- 
saria videatur, id quidem debet qnam celerime procurari. 

1. 5 C. b. t. 

De bis, quos tenet carcer id aperta definitione sancimus, 
nt ant convictos velox poena subducat ant liberandos custodia 
dinturna non maceret. Jubemus autem, ut intra tricesimum 
diem semper comentariensis ingerat numerum personarum varie- 
tatem delictorum clausorum ordinem aetatemque vinctomm. 
Qnod si haec praetermiserit officium viginti libras auri aerario 
noBtro jubemus inferre. 

1. 6. §. 1. C. b. t 

Oportet autem episcopum quarta quoque ant sexta die 
inquirere, quam ob causam co^Jecti sunt 

1. 6. §. 2. C. b. t 

Etsi quidem servi sint intra viginti dies exclndi eos ant 
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castigatos ant dominis redditos tel 8i non appareant domini 
illos carcere dimitti. 

1. 6. § 3 C. h. t 

Si yero liberi sint et propter tnmaltnm detineaBtor con- 
festim eos Judicari vel si ex alia qaacnnqae causa fidejnssores 
ab ipsis dari. Si antem non habent fidejassores propter crimen 
detinenttir, excepto tarnen homicidio, cito eos Jadicari et si 
capitale est crimen intra triginta dies. Sed si ampliore dilatione 
opus est et inclDsns neütiqaam causam praebeat committi eum 
juratoriae cautioni ita« ut sententia in eum, licet absentem, 
feratur. 

L 6. § 4 C. h. t. 

At si crimen est homicidii et ex relatione quidem per- 
sonarum publicarnm intra sex menses judicari scientis publicis 
personis, eidem poenae si mentiti fuerint se subjicere. Si yero 
accusator qni inscripsit, auctor ejus detentionis fnerit, com- 
mitti eos fidejnssoribns, vel si copiam non habent fidejussorum 
mauere eos quidem in yinculis causam autem intra annnm 
decidi. 

1. 6, § 6 Cod. iu i. 

Episcopis admonentibus magistratus, quia sciant se et 
officia sua decem libras illat . . . esse, llcentia data episcopis 
principi deferendi magistratuum negHgentiam* 

üeber die Behandlung der üntersuchungs- 
gefangenen. 

1. 1. C. de cust reor. 

Interea yero reo exhibito, non ferreas mantbus et 

inhaerentes ossibus mitti opportet sed proliciores catenas, si 
criminis qualitas etiam catenarum acerbitatem postolayerit ut 
et crutiatio desit et permaneat snb flda custodia. 

Nee yero sedis intimae tenebras paü debebit inclusus sed 
usurpata luce yegetari, et ubi nox geminayerit custodiam yesti- 
bulis carcerum et salubribus locis recipi ac f eyertentd iterum 
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die ad primam soHs ortam UKco ad pnUicam lumen ednci, ne 
poenis carceris perimatnr, qaad innocentibaft miserom noxiis 
non satis seyeram esse dignosdtar. 

L 3. C. h. t. 

Qnoniam nnnm earceris cooclave permixtos secmn crimi- 
nosos indadit, hae lege sancimus, at, etiamsi poenae qnalitas 
permixtione pingenda est, sexa tarnen dispares diversa claostro- 
ram habere tutamina jabeantor, 

üeber diePfliehten der Oefängnissbeamten, ttber 

das AasbTechen der Gefangenen nnd aber Privat- 

gefängnisse. 

L 8 D. de cnst et exhib. reomm. 

Carceri praepositns si pretio corraptns sine vincnlis agere 
cnstodiam Tel fermm Tenenomve in carcerem inferri passns 
est| officio Jodids pnniendas est, si nescit, ob negligentiam re- 
moTendas offido. 

1. 10 D. h. t. 

Ne qnis receptam cnstodiam sine cansa dimittat mandatis 
ita cavetnr. Si qnos ex bis, qoi in civitatibos sunt, celeriter 
et sine cansa solutos a magistratibus cognoveris, vinciri jnbebis 
et bis, qoi solverint, multam dices, nam qnum scierint sibi qno- 
qne molestiae fntonim magistratn^, si &dle solverint, vinctos 
non indifferenter de cetero facient 

1. 17. D. h. t 

Milites si amiserint cnstodiam, ipsi in pericnlnm deda- 
cnntnr, nam Diyns Hadrianns Stabilio -secnndo legato rescrip- 
sit, qnoties custodia militibas eyaserit exqniri oportere, ntrnm 
nimia negligentia evaserit» an ca&ia et ntrnm nnns ex pluribus 
an ona plares et ita demnm afficiendos snpplido milites, qni- 
bus custodiae evaserint, si cnlpa eornm nimia reprehendatni: 
alioqnin pro modo cnlpae in eos statnendnm* 

1. 14 D. de cnst. reor. 

Kon est facile tironi coBtodia credenda nam ea prodita 
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!s cnlpae rens est, qni eam ei commiBii § 1. oee asl se<i 
dQobns eastodia committeiida est § 4. Qaod si ipse cnstos 
castodiam* interfecerit, homiddii reos est 

1. 4. G. de cast reor. 

Ad commentariensem receptarnm personarom custodia 
observatioqae pertineat nee piitet hooiinem objectnm atqne 
vilem objiciendnm esse Jodid si reas modo aliqao faerit elap- 
SQS, nam ipanm Tolnmns ejasmodi poena consumi, qua obno- 
xias docebitor fiiisse, qni fagerit Si yero oommentariensis 
necessitate aliqua procul ab officio egerit a^jntorem ejas pari 
jabemns invigilare cnra et eadem statnimaa legis severitate 
coDstriDgi. 

L 13. D. de CQSt et exbib. reor« 

In eos, qni qmiin recepti essent in earcerem conspiraverint 
nt rnptis vincnlis et effracto carcere evadant amplius qnam 
cansa ex qna recepti snnt reposcit, coustitnendnm est, qnamvis 
innocentes inveniantnr ex eo crimine, propter qnod impacti 
snnt in earcerem, tarnen pnniendi snnt^ eos vero, qui conspi- 
rationem eornm detexerint, relevandos. 

1. 1, G. de privatis carceribns inhibendis. 

Gonstitntio jnbet non haberi privatas cnstodias, et qui 
boc commiserint et talioui snbjici et tot dies peragere in pn- 
blico carcere^ qnot qnis fnerit in parata ab ipsis custodia in- 
clnsns, cnjnsennque sint fortnnae ?el dignitatis, et cadere eos 
cansa, qnae ipsis adversns incinsos eompetit Providentia epis- 
copi et praesidis, qnod si negligens faerit praeses et bonomm 
et salutio periculnm sabit. Si qnis in privatam cnstodiam con- 
jectns Sit, Providentia religiosissimornm episcopomm statim 
cnstodiae anferatnr. Notandnm qnod si ea res segniter pro- 
cedit, episcopus debet referre ad enm, qni pro tempore praeest 
sacris rebus privatis. Hoc enim alt, qni non fecerint non 
circa solnm Patrimonium sed circa ipsam salntem periclitatnros. 

Die citirten Stellen in Verbindung mit noch vielen an- 
dern minder wichtigen Bestimmungen einzelner Digestentitel, 
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Als de poenis, de digoitatibngi de fidejassoribns etc. begrttnden 
unseres Erachtens ein vollendetes System der Untersuchungs- 
haft zum Zwecke der Sidierung der Processführung, wie es 
seither exacter und vollständiger uns noch von keinem Rechts- 
buche überliefert worden ist. Alle Bestimmungen unserer 
Processordnungen sind» genau genommen, nichts mehr als eine 
mehr oder weniger gelungene Paraphrase dieser Digestenstellen; 
und so erscheint auch auf diesem noch so wenig gewürdigten 
Oebiete dem römischen Rechte der bleibende Vorzug innerer 
Yortrefflichkeit und Vollkommenheit gewahrt und es stand mit 
Einem Worte das Institut der Untersuchungshaft zur Zeit des 
sinkenden römischen Reiches in seiner höchsten Vollendung da, 
einer weitern Entwicklung weder fähig noch bedürftig, wenn 
nicht geänderte äussere Verhältnisse mit dem Sturze der Welt- 
herrschaft des römischen Griminalprocesses den Anstoss zu 
einer Neubildung des Institutes gegeben haben würden, an 
dessen Entwicklung eben jetzt rühriger als je gearbeitet wird. 

Das entwickelte moderne Institut der Untersuchungshaft 
mit der custodia der römischen Strafrechtspflege zu vergleichen 
und an den Einzeinheiten Vorzüge und Schattenseiten einander 
gegenüberznhalten, wäre gewiss eine sehr dankbare und frucht- 
bringende Arbeit; wir müssen sie jedoch, weil sie die be- 
schränkten Grenzen unserer Abhandlung weitaus überschreiten 
würde, bei Seite lassen. 

Vielleicht kehren wir einmal zu der Lösung dieser so 
hoch interessanten Frage in Form einer selbstständigen Be- 
sprechung zurück. 
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V. Abschnitt. 

. Wir haben an mehreren Stellen davon Erwähnung ge- 
than, dass da, wo der Thäter in offener Tbat ergriffen warde, 
oder wo er sein Verbrechen eingestand, das Verfahren im 
Allgemeinen und bezüglieh der Untersachongshaft im Besondem 
sich wesentlich anders gestaltet 

Es soll hievon nunmehr in einem besondem Abschnitte 
gesprochen werden. 

Vor Allem erscheint es geboten auf das Institut der Er- 
greifung auf frischer That nach attiscbem Rechte einen ROck- 
blick zu werfen, weil dieses dem römischen Rechte bezüglich 
des genannten Institutes unstreitig zum Vorbilde diente. 

Nach dem gewöhnlichen Rechtsgange sowohl in öffentli- 
chen als Privatrechtshändeln mnsste derjenige, der eine Klage 
erheben wollte, zunächst seinen Gegner auffordern, vor der Be- 
hörde .zü erscheinen , welche zur Entscheidung des Processes 
berufen war. Diese Aufforderung war die TtQOCxkrjötg oder 
xl^öigy die Ladung unseres heutigen Rechtes von dem Kläger 
ausgehend; die Zeugen, deren man sich bei der Ladung be- 
diente, waren die xkr^rriQsg. Sie waren dazu bestimmt, vor 
. der Behörde zu bezeugen, dass die Vorladung auf gehörige 
Weise gemacht worden sei. War die Ladung geschehen, so 
erfolgte die üeberreichung der Schriftklage yQatpri bei dem 
competenten Gerichte, welches die Klage in Anwesenheit des 
geladenen Belangten oder bei Abwesenheit desselben ttber Be- 
stättignng der Ladungszengen, dass die Ladung in gesetzlicher 
Form geschehen sei, annahm. Hiedurch war der Process er- 
öffnet. In diesem gewöhnlichen Fall behielt der Belangte auch 
bei Anklagen wegen der schwersten Verbrechen seine Freiheit, 
er wurde weder verhaftet, noch zur Bürgschaft gcnöthigt, er 
konnte sich sogar der Verurtheilung durch ein selbstgewähltes 
Exil entziehen. Unter gewissen Verhältnissen Jedoch nahm 

Znoker, Untenachnngsliaffc. 5 



Digitized by 



Google 



«8 

man von diesem regelmässigen Verfahren Abstand, es geschah 
dies in jenen Fällen, wo die Bettete mittels der Apagoge, der 
Endeixis oder der Eisangelie verfolgt wurden. DieAehnlich- 
keit aller Yerfahrnngsatten bestand darin, dass bei 
ihnen keine Vorladung jc^otfxli^tfig vorkam und dass, 
sobald die Klage angenommen war, der Belangte 
sofort ins Gefängniss gehen musste, wenn er nicht 
drei Bfirgen stellte, endlich iu dem, dass, wenn der Be- 
klagte vor dem Magistrate ein Geständniss ablegte, die Sache 
nicht mehr an das Gericht ging, sondern die Strafe auf Befehl 
des Magistrates an ihm vollzogen wurde. Die Fälle, bei wel- 
chen eine dieser Förfnen angewandt wurde, waren 
grösstenthisils solche, wo der Beklagte atif der That 
bei der Ausübung des Verbrechens ertappt wurde. 
Bei der Apagoge führte der Kläger den auf der That ertappten 
Verbrecher ins Gefllngniss oder zum Vorstande; ins Gefängniss, 
wenn die Klage vor die 11 Männer Vorsteher des Gefängnisses ge- 
hörte ; im Falle die Sache vor einen anderen Magistrat gehörte, 
erfolgte die Vorfahrung vor diesen Magistrat und derselbe ver- 
hängte erst Gaptur, die nun im Gefängnisse, das den 11 Män- 
nern unterstand, erfolgte. Daneben erfolgte die üeberreichung 
einer Klageschrift AitayiAyili^ um den Gegenstand der Klage 
anzugeben. Nicht jedes Verbrechen, bei dem man auf frischer 
That ertappt wurde, gestattete wohl diese Klage; gewiss aber 
fand die Apagoge der %€t%ov(^wp statt, zu welch' letzteren 
Diebe, Kleiderräuber, Strassenräuber, Mörder, Tempel-, See- 
räuber und Beütelschneider gehörten. Häufig war die Apagoge 
die Apagoge tmv nXiitvtov genannt, gewiss jedoch nur der nächt- 
liche Diebstahl, der grössere Diebstahl am Tage (50 Drach- 
men), dann der Diebstahl in Bädern und Häfen (10 Drachmen), 
endlich der Diebstahl in Gymnasien, ohne Bficksicht auf den 
YHörth. 

Wir haben oben gesehen, dass das Princip der Verhaf- 
tung des Thäters bei Betretung auf frischer That im atti- 
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sehen Processe im Institute der Apagoge klar und deutlich 
seinen Ausdruck findet, es will uns bedttnken, dass in der 
ausserordentlichen Processform der Endeixis und Eisangelie 
die Verhaftung wegen der besonderen Gefährlichkeit 
der begangenen üebelthat zum Ausdrucke ge- 
langte. So wie bei der Apagoge kam es auch bei diesen 
beiden Processarten zu keiner Vorladung n(^6a%kr^6iq, denn 
sobald der Vorstand eine auf Endeixis oder Eisangelie ge- 
richtete yqcitpr^ angenommen hatte^ so wurde auch schon der 
Beschuldigte ins Gef&ngniss gelegt, wofern nicht 3 athenische 
Bürger sich für ihn verbürgten. Der unterschied zwischen 
Endeixis und Apagoge lag darin^ dass während bei der Apa- 
goge der Kläger den Beschuldigten selbst ins Oefilngniss führen 
konnte, bei der Endeixis dies durch den Vorstand des Oe- 
richtes über das in der Klageschrift gestellte Verlangen des 
Klägers geschah. Sie fand zumeist in denselben Fällen statt, 
in welchen die Apagoge Platz gegriffen hätte, wenn der Thäter 
auf frischer That ertappt worden wäre, so gegen jene, die 
Oerter besuchten, deren Besuch ihnen versagt war, gegen jene, 
die Handlungen ausübten, deren Ausübung ihnen von den Ge- 
setzen verwehrt war. So fand auch Endeixis gegen die manwvi^ol^ 
insbesondere gegen die Mörder statt, wenn der Kläger den 
Moment hatte vorübergehen lassen, wo die Apagoge hätte an- 
gestellt werden können. Femer fand die Endeixis auch gegen 
die Sykophanten und endlich gegen Vaterlandsverräther, die 
im Kriege den Feinden Zufuhr geleistet hatten. Die Behörden, 
bei welchen die Endeixis angebracht werden musste, waren 
die Elfmänner und Thesmotheten, und zwar fungirten die 
ersteren bei den %a%ovqyoig. In den vorerwähnten Fällen 
wurde das Verfahren kraft des Gesetzes mit der Verhaftung 
des Beschuldigten eingeleitet, es kann aber keinem Zweifel 
unterliegen, dass auch in anderen Fällen eine Verhaftung statt- 
fand, da wo der Kläger sich der Person des Beschuldigten 
zum Zwecke der Sicherung .der ProcessfQhrung bemächtigen 

6* 
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ZQ mfissen glaubte. So war der Senat in allen Fällen berech- 
tigt, wo es das öffentliche Interesse zn fördern schien, Yer- 
haftuDgen zu verfügen. Der gerichtliche Polizeibeamte holte 
sieh vom Senate die Antorisation zur Verhaftung ein und 
wurde dieselbe Insbesondere gegen den Staatsverbrecher mit 
Strenge durchgeführt. Gab es doch ein Gesetz, — das kano« 
nische Psephisma, — in welchem verordnet war, dass bei 
Verbrechen gegen den Staat der Angeklagte in Fesseln gelegt 
und gefesselt seine Vertheldigung führen sollte. 

Dass nun aber auch bei den Römern die Verhaftung bei Er- 
greifung auf frischer That eine sehr wichtige Rolle spielte, bestä- 
tigen zahlreiche Quellenstellen, deren bereits vielfach Erwähnung 
geschah. Blicken wir zunächst auf die Gerichtsbarkeit unter 
den Königen zurück^ so finden wir jenes patriarchalische Ver- 
hältniss vor, in welchem joder Streit zur richterlichen Aus- 
tragung sofort an den König gebracht wird. Die Stritttheile 
im Criminalprocesse — Kläger und Beklagter — begeben 
sich an den Sitz des Königs, an den königüchen Palast und 
über ^ ihren Ruf setzt sich der König zu Gericht und waltet 
seines Amtes. Die richterliche Thätigkeit des Königs wird 
wirksam, sobald der Streit angebrochen und ihm zur Kenntniss 
gebracht worden ist, man könnte sagen, der Richter wird an 
den Streit, nicht der Streit an den Richter gebracht. Einen 
Beleg hiefür liefert Livius in seiner Darstellung des an Tar- 
quinius Priscus verübten Mordes. Er erzählt: 

„ex pastoribus duo ferocissimi delecti ad facinus quibus 
consneti eraut, uterque agrestibus ferramentis in vestibulo 
regiae quam potuere tnmultuosissime specie rixae in se omnes 
apparitores regios convertunt; inde quum ambo regem appella- 
rant, clamorque eorum penitus in regiam pervenisset, vocati ad 
regem pergunt" 

Hier haben wir des Königs Gericht dem allerdings 
scheinbaren Streite auf dem Fusse folgend. 

Bei dieser Rechtspflege musste die Ergreifung des Thä- 
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ters aaf fri8.cher That eine Hauptrolle spielen nnd wir finden 
dies auch durch eine zweite Darstellung des Livius in unum- 
stOsslicher Weise bestätigt Als der siegende Horatius mit 
der Beute seiner erschlagenen Gegner heimkehrend vor dem 
versammelten Volke seine Schwester ermordet, wird er trotz 
des eben erworbenen Verdienstes um sein Vaterland sogleich 
vor das Gericht des Königs geschleppt, „tamen raptus in jus 
ad regem''. Wir yermögen uns nach der lebendigen Darstellung 
des römischen Geschichtschreibers die Sache nicht anders als 
so zu denken, dass der Vertlbung des Verbrechens die Hegung 
des Eönigsgerichtes auf dem Fuss folgte und ist in dem Aus- 
drucke „rapit, raptus** die physische Gewalt zum vollen, leb- 
haften Ausdrucke gebracht. Noch an einer anderen Stelle 
tritt das Ergreifen der üebelthäter bei oder kurz nach Ver- 
übung des Verbrechens klar zu Tage, wir meinen in jenem 
Ereignisse, das sich der Tödtung des Königs Tarqninins Priscus 
anschlosB, während er tlber die streitenden Hirten, wie oben erzählt 
wurde, zu Gerichte sass. „Anciliberi", heisstes dort weiter, „jam 
tum comprehensis sceleris rainistris . . . Suessam Pometiam exulatum 
ierant*, die physischen Thäter also wurden ergriffen 
„comprehensi", die intellectueilen Urheber hatten Zeit, 
in die Verbannung zu gehen, wiewohl die muthvolle Tanaquil deren 
Schuld ahnte und Servius^ auf dem königlichen Bichterstuhle sit- 
zend, sofort Entscheidungen traf, die wohl zunächst auf die Unter- 
suchung des Mordes Bezug hatten. Auch andere Schriftsteller 
berichten über Acte königlicher Gerichtsbarkeit, welche auf 
die Ergreifung des Thäters bei frischer That mit Zuverlässigkeit 
schliessen lassen. 

Dass in der Zeit der Ausübung der Gerichtsbarkeit durch 
die Könige, welche nach den früheren Rechtsverhältnissen über 
alle nnd namentlich über die schwereren Criminalverbrechen 
zu entscheiden hatten, eine Verhaftung bei Ergreifung des 
Thäters auf frischer That stattgefunden, lag in der Natur der 
Verhältnisse; das römische Königthnm nahm eben, wie wir 
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gesehen b^ben, jeoe Stellang ein, die dem Fürsten im patriar- 
chalischen Staate eingeränmt wird; hier ist also der Verhaftung 
auf frischer That nur jene allgemeine Bedentang heizamessen, 
die ihr hei der historischen Entwickelang des ganzen Haft- 
institutes zukömmt; wichtiger ist die Frage, ob die spätere 
Entwickelang des römischen Processes eine besondere species 
der Haft aus Anlass der Ergreifung auf frischer That gekannt 
hat Fassen wir die Periode der Volks- und Geschworenen- 
gerichte ins Auge, so muss vor Allem bedacht werden, dass 
die Quellen nur von dem Verfahren vor Gomitien und Quae- 
stionen genauere Nachricht geben, hier aber von einer Ergrei- 
fung auf frischer That darum nicht die Rede sein konnte, weil 
Verbrecher, die auf frischer That ertappt wurden, gar nicht 
vor die Gerichte kamen, sondern von dem competenten Magi- 
strate selbst gerichtet wurden. 

Nibuhr schreibt hiertlber; , . . ^man würde es als eine Ver- 
spottung des Begriffes vom Recht betrachtet haben, bei klarer 
Schuld einen Process anzustellen, wie jetzt Geschworene .be- 
rufen werden, um zu erklären, ob die Sonne am Mittag über 
dem Horizonte steht und, wenn es ihnen beliebt, das Gegentheil 
zu erklären. Der offenbare auf der That ertappte Verbrecher 
ward vor das Tribunal des Prätors geführt, geschleppt, wenn 
er sich sträubte, um seine Strafe zu vernehmen und zu er- 
leiden . . .'* Geib polemisirt gegen diese Anschauung Niebuhrs 
und meint, die Aeusserung Cicero's, auf die sich Niebuhr 
allein stütze, sei eine rhetorische Phrase, auf die sich wenig 
bauen lasse. Dagegen muss wohl bemerkt werden, dass Nie- 
buhr sich keineswegs auf Gicero's Ausspruch allein berufe, den 
er nur nebenbei citirt; Niebuhr baut seine Behauptung auf 
den Geist des römischen Rechtes und auf diesem Felde ist 
es schon schwierig, dem grossen Forscher leichthin Opposition 
zu machen. Vielfache Gründe sprechen dafür, dass eine Ver- 
haftung auf frischer That den Römern auch in dieser Period<9 
bekannt sein musste. Zunächst die einfache That^ache, dass 
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im griechischen und vorzagsweise im attischen Rechte das 
Institut dieser Haftart so bedeutend entwickelt war, wie wir 
dies oben gesehen haben; ist es denkbar, dass dieses Yorbild 
so ganz ohne alle Nachahmung im römischen Rechte geblieben 
wftre? Wir würden dies bezweifeln und behaupten, dass Gicero's 
Ausspruch, der Carcer sei vindex nefariorum ac manifestorum 
scelemm gewesen, yoll kommen dem Institute der Apagoge 
entspreche, die auf wmMVQyovg iswpoqip berechnet war. Auch 
muss eine Beachtung des materiellen Strafrecht9s der Römer 
der Behauptung Niebuhr's, wenn selbe überhaupt einer fremden 
Unterstützung bedürftig sein sollte, Yorscbub geben. Wir 
finden beiapielsweise das furtum manifestum als Capitdlver- 
brechen verzeichnet, worauf die Addiction dQS f^r pach er- 
folgter Züchtigung yerhftngt war, das furtum nee manifestum 
dagegen blos mit der poena dupli belegt, zur Nachtzeit durfte 
der für manifestus unter allen Yerhältnissen straflos (impune) 
getödtet werden, zur Tageszeit, wenn er sich mit einer Waffe 
zur Wehre setzte. — Woher, fragen wir, dieser einschneidende 
Unterschied zwischen dem auf der That ergriffenen und dem 
auf andere Weise des Diebstahls überwiesenen? Hier kann 
nur der Hinweis auf das griechische Recht die Lösung geben ;. 
hatte aber dasselbe auf das materielle Strafrecht des Römer- 
volkes einen so bedeutenden Einfluss, so muss derselbe auch 
bezüglich des formellen Rechtes zuerkannt werden, zumal 
hier in diesem Punkte, sowie in vielen anderen materielles 
Strafrecht und Strafverfahren in sehr reger Wechselwirkung 
stehen. 

Denselben Einfluss wie die Ergreifung auf frischer That hatte 
auch das Oeständniss des Beschuldigten auf die Yerhän- 
gung der custodia. Der geständige Yerbrecher galt in allen 
Perioden der Entwicklung des römisdien Criminalprocesses 
für überführt und der ICagistrat hatte nach Ankörang des- 
selben niebts weitor zn tbu9» al9 das Urtheil zu sprechen 
und dasselbe sofort t& Yollzug zu setzen; der Satz „oon- 
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einen sehr wichtigen Einfluss, der in der üntersaefaungshaft 
des rens zunächst klar hervortritt Sobald sich Jemand anf 
die feierliche Frage vor Gericht für schuldig erklärte, so war 
ein weiterer Streit am seine Schuld oder Nichtschuld bei dem 
praktischen Sinne der Römer undenkbar ; die Haft war eine 
natürliche Folge, weil dem Geständnisse des Beschuldigten 
auch der Ausspruch der Strafe auf dem Fusse folgte, dessen 
Vollzug die Anhaltung des Verfolgten von selbst nöthig machte. 
Ein Beispiel dieser Art finden wir in der Darstellung des 
Livius betreffs des wegen der Bachanalien geführten Griminal- 
processes. Wir lesen hierüber im 1. XXXIX. C. 17: 

Capita autem coi^'urationis constabat esse M. et C. Atinios 
de plebe Romana et Faliscum Opiterinum et Minium Cerrinium 
Campanum: ab bis omnia facinora et flagitia orta, eos maxi- 
mos sacerdotes conditoresque ejus sacri esse. Data opera est, 
ut primo quoque tempore comprehenderentur. 

Äddticti ad consules fassique de se nullam moram ju- 
dicio fecerufU. 

Da sie das Verbrechen einstanden, bereiteten sie dem 
Richterspruche keine Zögerung; hier haben wir Ergreifung 
auf frischer That und Geständniss zusammenwirkend, wie denn 
überhaupt der Ergreifung auf frischer That das Geständniss 
gewöhnlich zu folgen pflegt. 

Hat so nach dem Zeugnisse der Quellen während der 
Herrschaft der Comitial- und Schwurgerichte die Ergreifung 
auf frischer That und das Geständniss des Beschuldigten 
zur sofortigen Verhaftung geführt, so ist es einleuchtend, dass 
auch in der vierten Periode des römischen Criminalprocesses 
die sofortige Festnehmung des auf frischer That ertappten 
oder geständigen üebelthäters erfolgen musste. 

Die Organisation der unseren modernen Polizeibehörden 
in vielen Stücken gleichenden Defensoren, Irenarcheui Curiosi 
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und StatioDarii, sowie die Entwickelnng des Inqoisitionsprin- 
cipes and die durch despotische Herrschaft herabgeminderte 
Achtung für die persönliche Freiheit und Sicherheit der Unter- 
thanen, wovon oben des Weiteren die Bede war, mussten auch 
in dieser Periode der Verhaftung bei Ergreifung auf frischer 
That bedeutenden Vorschub leisten. 
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Deutsches Recht. 

Eichhorn, Deutsche Staats- nnd Rechtsgeschichte I. Th. 8.43-61, 
248, II. Th. 351-363, 618—626. Stobbe, die Quellen des deatschen 
Rechtes, I. Th, S. 28-65, 214-226,286—290. Brunn er, Geschichte 
und Quellen des deutschen Rechtes in Holtzendorffs Encykl. 3. 8. 
143—174. Desselben, die Entstehung der Schwurgerichte, 8. 61— 63. 
Wilda, Strafrecht der Germanen, S. 156—169. 196-224, 264-805. 
Walter, Deutsche Rechtsgesch. §§ 13—16, 47-48, 88, 94— lOa 118, 
256,350—671,674,577—680, 710-717, 719-720. Zöpfl, Deutsche 
Rechtsgesch. H. B. S. 176—179, 181—189, 201-204, 262-260, 269—291. 
m. B. 890-410, 420-443. Grimm, Rechtsalterthümer, 8. 746, 
793—813 u. a. Hauschild, Gerichtsverfassung der Deutschen, 8. 
167—168 u. f. 8ohm, Altdeutsche Reichs- und Gerichtsverfassung 
I. B. S. 1—6, 12—13, 36-37, 71—73, 79-84, 84—97, 97-101, 102—146, 
162-168, 213-222, 272, 440-442, 472—479, 638-646. Desselben 
lex Salica 121, 126—140, 166—158, 180-192. Henke, Grundriss 
einer Geschichte des d. peinl. Rechtes, S. 3—5, 10—11, 58—69, 62—66, 
129—134, 17&-187, 189—205. Schulte, Lehrbuch der deutschen 
Reichs- und Rechtsgesch. II. B. § 126, 135. Mittermaie r, das 
deutsche Strafverfahren, I. 8. 84—97. Zachariae, Handbuch des 
deutschen Strafjprocesses H. B. 8. 134—136. Waitz, deutsche Ver- 
fassungsgeschichte I. B. 8. 138-170. n. B. 646—691. IH. B. 249—270, 
290-34a IV. B. 306— 448. Desselben altes Recht der salischen 
Franken, 8. 154—185, 203—214. ünger. Altdeutsche Gerichtsver- 
fassung § 134 u. f. Maurer, Geschichte des altgerman. Gerichts- 
verfahrens, 8. 7-10, 43-44, 48, 53-56, 57, 61-63, 88— 90, 91-96, 
96—97. Buchner, das öffentliche Gerichtsverfahren, 8. 42—85. 
Rogge, über das Gerichtswesen der Germanen, 8. 188, 212, 222 u. 
223. Siegel, Gesch. des deutschen Strafverfahrens L 8. 8—35, 78'86> 
242-252. ßethmann Hollweg, der Givilprocess des gemeinen 
Rechtes, IV. B. 8. 100—104, 420—464, 497—629. Gierke, das 
deutsche Genossenschaftsrecht, I. B. 8. 14—28, 89—45. Thudichum, 
die Gau- und Markverfassung in Deutschland, S. 3—34. H^lie, 



Digitized by 



Google 



76 

Trait6 de rinstruction criminelle T. L Ch. VUI. u. IX. Dreyer's 
Nebenstunden, S. 30—90, 129— 145, 172. Desselben yermischte 
Abhandlungen, 1220, 1223, 1225, 1228 n. f. Crop, über den Dieb- 
stabl nach älterem Rechte, S. 341—882. Franklin, das Beichshof- 
gericht im Mittelalter, II. B. 320—871. Homeyer, des Sachsen- 
spiegels I. Thl. Beg. S. 393-394, 491 u. 492 u. a. 

Die Geschichte des deutschen Rechtes sowohl als ins- 
besondere des dentschen Criminalprocesses ist wie bekannt in 
zwei Hanptperioden zn theilen: in die Periode seiner selbst- 
ständigen Entwicklung und in jene der sich Tollziehen- 
den Reception fremder Rechte, durch welche eine neue 
Rechts- und Processbildcng geschaffen wurde. 

Bis ungefähr zur Mitte des 15. Jahrhunderts haben wir 
es mit wahrhaft deutscher Rechtsentwicklung zu thun; von da 
an dringt römisches, kanonisches und longobardisches Lehen- 
recht in deutsches Rechtslebeii, und hiemit wird ein ümge- 
staltungsprocess inaugurirt, dessen Entwicklang bis in unsere 
Tage hineinragt. 

Selbstverständlich kann nur die erste Hauptperiode in 
diesem Abschnitte zur Sprache kommen, denn die weitem 
Entwicklungsphasen fallen in das Gebiet jener Processsysteme, 
denen besondere Gapitel gewidmet werden müssten; in das 
Gebiet der Carolina und des gemeinrechtlichen Inquisitions- 
processes, die wir, wie oben bemerkt wnrde, bereits vom 
Standpunkte der Osterreich, positiven Territorial-Gesetzgebnng 
umfassen zu sollen glauben. 

Hier wird somit nur von der Untersuchungshaft des 
selbstständig entwickelten deutschen Strafprocesses die Rede 
sein, und soll zu diesem Zwecke zunächst I. die Gerit^htsver- 
fassung, sodann II. das Verfahren, insofern es auf die Unter- 
suchungshaft Bezug hat, einer gedrängten Erörterung unterzogen 
werden. 
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L Absclmitt 

Die Gerichtsverfassung. 

Bezüglich derselben werden wir drei Perioden von ein- 
ander zu trennen haben: 

a) die älteste Zeit, 

b) die Periode des Frankenreiches, 

c) die Zeit vom Verfalle des fränkischen Beiches bis znr 
Mitte des 15. Jahrhonderts. 

Während das conservative Element des dentschen Ka- 
tionalcharakters der Entwicklang des innem Bechtslebens eine 
gewisse Stätigkeit verlieh, die einer präcisen Periodisimng 
nicht nnbedentende Schwierigkeiten entgegenstellt, treten in 
dem äussern Organismus des Bechtslebens die Yerschieden- 
heiten scharf und prägnant hervor und gestatten oder ver- 
langen vielmehr eine deutliche Abgrenzung der verschiedenen 
Entwicklungsphasen. 

a) Die älteste Zeit 

In der ältesten, der sogenannten taciteischen Zeit er- 
scheinen die Deutschen in Völkerschaften geschieden, 
deren jede ein besonderes selbstständiges Gemeinwesen — ci- 
vitas — bildet 

Das von der Völkerschaft bewohnte Land zerfiel in 
grössere und kleinere Bezirke (pagi und vici), Ton denen 
jeder wieder aus ünterabtheilungen (centenae) bestanden haben 
mochte. 

In dem so gegliederten Staatswesen wurde das BichUramt 
ausgeübt 

a) von der versammelten Landesgemeinde (concilium), 

b) von den in dem concilinm für die einzelLen Bezirke 
(pagi et vici) erwählten Beamten — magistratus, principes — 
so zwar, dass das concilium über die wichtigem Angelegen- 
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heiten, die principds Aber die geringfflgigerti innerhalb der 
ihnen zugewiesenen Bezirke zu entscheiden hatten« 

Tacit. Germ. cap. 12. Licet apnd coucilium accusare 
qnoqae et discrimen capitis intendere . . . . 

EligUDtar in iisdem conciliis et principes qni jnra per 
pagos yicosqne reddnnt. 

Die Landesgemeinde — das conciliam — versammelt 
sich regelmässig zur bestimmten Zeit, die Theilnehmer er- 
scheinen bewaffnet nnd drtlcken dnrch Marren und Znsammen- 
schlageh der Waffen ihr Missfallen oder ihre Zustimmung aus; 
auch die Priester spielen in diesem Oemeiuwesen eine wichtige 
Bolle, denn sie sind es, die die Disciplia aufrecht halten, 
Schweigen gebieten und den Vollzug der Strafe „von Gottes 
wegen'' besorgen. 

Tac. Germ. cap. 11...« Silentium per sacerdotes, quibus 
tum et cogrcendi jus est, imperatur. G. 7 ceterum neque 
animad?ertere neque vincire, neque verberare quidem nisi sacer- 
dotibus permissum: non quasi in poenam, nee ducis jussu sed 
veltit Deo imperante. 

Das Bichten der principes per pägos vicosque geschieht 
jedoch gleichfalls nicht unbeschränkt^ auch die Principes um- 
geben centeni comites, eine Art von berathendem Körper, als 
dessen nächste Bathgeber ' und ürtheiler. Tac. 6erm. c. 12. 
Centeni singulis (principibus) ex plebe comites, consilium simul 
et auctoritas adsunt. 

Bei einzelnen Völkerschaften werden uns von Tacitus 
auch Könige (reges) als Obrigkeiten genannt; sie sind zunächst 
die Heerführer im Kriege, tlben aber sonst gleich den prin- 
cipes eine richterliche Gewalt aus und sind Mitbeschützer 
des Friedens, wofür ein wichtiges Zeugniss darin liegt, dass 
ein Theil der Busse, welcher nicht dem Verletzten gebührte, 
sondern zur Herstellung des Friedens gezahlt wurde, in jenen 
Staaten, in denen ein König herrschte, an diesen fiel. Tac. 
Germ. cap. 12: pars mulctae regi vel civitati. 
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Auch des Herzoges (dnz) wird erwfthnt; derselbe, mit 
der Leitung des Krieges betraut, erscheint bezttglich der Ge* 
richtsgewalt dem Princeps gleichgestellt. 

Die so gegliederte Völkerschaft ist eine Friedensgenossen- 
schaft, sie ist die Inhaberin des Volksfriedens, sie wahrt ihn 
nach Aussen durch den Krieg, nach Innen schützt sie den 
Yolksfrieden als Gericht und wird dadurch zur Gerichts- und 
Bechtsgenossenschaft. 

Der König und. die Principes erscheinen in dieser Periode 
als blosse Organe der allgemeinen Rechtsgenossen- 
schaft des Volkes; das schützende Element ist der gemein- 
same Verband aller Volksgenossen, daher jede Verletzung 
unter dem Gesichtspunkte des Friedensbruches der Judicatur 
des Volkes und seiner Organe unterworfen er- 
scheint* 

Eine Aenderung tritt in den aus den Stürmen der Völ- 
kerwanderung hervorgegangenen Stammesreichen zu Tage. 
Sie bilden gewissermassen den üebergang von der ersten zur 
zweiten Periode. So sehen wir im fränkischen Stammesreiche 
für Gau- und Hundertschaft königliche Beamte bestellt^ die ia 
bestimmter Weise an der Rechtspflege theilzunehmen haben. 
Der Grafio, far den Gau bestellt, hat für die Vollstreckung 
der Urtheile Sorge zu tragen, der Sacebaro hat die königlichen 
Strafgelder einzuheben und einzutreiben, des ümstandes nicht 
zu gedenken, dass es der König ist, der die Friedloslegung 
verhängt Die Executivgewalt erscheint somit dem Volke ge- 
nommen und auf das Königthum übertragen« Da aber der 
Bichter thunginus gleich dem princeps der taciteischen Zeit aus 
der Volkswahl hervorgeht, so ist auch in dieser Periode noch 
die Volkshoheit die Gerichtshoheit. 

Wesentlich anders gestaltet sich dagegen 
das Verhältniss 
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b) Zar Zeit der frftnkigehen Monarchie. 

An der Spitze des Gemeinwesens steht nnnmehr das we- 
sewflich erskurkte EOnigthom. Die Staatsidee tritt nnnmehr 
hervor in der Gestalt des EOnigsfriedens (paz publica 
sive profana, d. h. in der Form eines vom EOnige über 
den ganzen Staat ausgehenden Rechtsschutzes). 

Ihm, dem Eönig, liegt ob die Handhabung des Land- 
friedens, die Sorge fOr die öffentliche Sicherheit und fflr eine 
geordnete Bechtspflege im weitesten Sinne. 

Er erscheint als der Mittelpunkt, von welchem die ge- 
sammte Rechtspflege ihren Ausgang nimmt; er ist der oberste 
Sichter im Seiche. Die Beamten und Richter in den einzelnen 
Landestheilen, yon denen weiter unten gesprochen werden soll, 
sind von ihm ernannt, sind seine Stellvertreter. An seinem, 
des Eönigs, Hofe besteht zur Entscheidung der an ihn ge- 
brachten Sachen ein eigenes Hofgericht, dem entweder der 
Eönig persönlich vorsitzt oder dessen Stellvertreter, der Pfalz- 
graf — comes palatii. 

Gegen früher hatte somit die Idee der Bechtsver- 
waltung eine wesentliche Umänderung erfahren, die Yolks- 
souveranitat weicht vor der Souveränität des Eönigs allmälig 
zurück, ein Moment, das wir bei Erörterung des Institutes 
der Untersuchungshaft vornehmlich ins Auge zu fassen haben 
werden. 

Verfolgen wir die weitem Elemente der Gerichtsverfassung 
in dieser Periode, so stellt sich uns dieselbe in nachstehenden 
grossem Zügen dar. 

Jedes Ijand zerfiel in eine Anzahl grösserer und kleinerer 
Gerichtsbezirke, Gaue genannt Der Eönig als Souverain 
auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung setzt für jeden 
einzelnen Gau einen seiner Diener als Richter ein, 
dieser Diener ist der Oraf im Bezirke, der Diener des 
Eönigs für den Gau. Er ist der höchste Richter im Amts- 
bezirke, und das Gericht, dem er vorsitzt — mallus comitis, 
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mallns legitirnns — das höchste in der Grafschaft, vor welches 
alle Processe über die sogenaDiiten cansae majores, wie Grund- 
eigenthaiiiy Freiheit und schwere Verbrechen gehörten, 
and Yon dem die Bernfnng an den König nnd sein Hofgericht 
ging. — Der Graf hatte für die Erhaltung des Landfriedens 
nnd somit auch fOr die Verfolgung der Verbrecher zn sorgen, 
er hatte die Execntion der ürtheile za leiten. 

In der Hauptstadt der Provinz residirend verwaltete er 
die Rechtspflege als Vertreter des Königs. 

Des Grafen Stellvertreter bei Ausflbung der könig- 
lichen Rechtspflege ist der Vicar, Vicedominus, A^^vocatns, er 
leitet die Verhandlung in Abwesenheit oder in Verhinderung 
des Grafen und war Diener desselben, von ihm, dem Grafen, 
zur Besorgung der richterlichen und Regierungsgeschäfte erwählt 
und ernannt. 

Des Grafen Diener und ünterbeamte waren die 
Centenari, Vicarii oder Tribuni; alle diese sind königliche 
Beamte, gebieten in des Königs Namen, werden aber von dem 
Grafen in Ausübung der königlichen Machtbefugnisse erwählt 
nnd bestellt und stehen zu ihm in demselben Verhältnisse, 
wie er zum König. Sie üben jedoch kein Richteramt als sol- 
ches aus, sondern sind blosse Executivbeamte, erscheinen 
aber gerade von diesem Gesichtspunkte für den Gegenstand 
unserer Abhandlung von grösserer Wichtigkeit und von hö- 
herem Interesse, tceil ihnen die V^haftung in edlen jenen 
zahlreichen Fällen obliegt^ in welchen dieselbe in der Bechts- 
pflege dieser Periode plaizeugreifen hat. 

Zur Beaufsichtigung der Verwaltung der Rechtspflege 
seitens der Grafen und ihrer Diener wurde das Institut der 
königlichen missi geschaffen ; Sendboten, die von Gau zu Gau 
herumreisen und für die Beschützung der freien Leute gegen 
Bedrückung durch den Grafen Sorge zu tragen hatten. 

Schliesslich ist endlich noch des Herzogs, dux oder patri- 
cius zu erwähnen, der vielfach s t a 1 1 des Grafen einem einzelnen 
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oder mehreren Gauen vorgesetzt war und dem in diesem Falle, 
wie durch Forschungen neuerer Zeit zur vollsten Evidenz dar* 
gethan wurde, die gräfliche Oerichtsbarkeit zustand, welche er 
auch des 5ftem ausflUe. 

Belangend die Theilnahme des Volkes an der Ausflbung 
des Richteramtes während dieser Periode ist Folgendes zu 
bemerken. 

Die Völkerschafts- und Gauversammlungen, die sogenannten 
concilia der taciteischen Zeit, waren untergegangen; es be- 
standen nur noch die Centenen, Hundertschaftsversammlungen, 
deren es in jedem Gau mehrere gab. Wenn Gericht gehalten 
werden sollte, reiste der Graf von einer Centene zur andern 
umher (circumire) und leitete die Verhandlung. Die Ge- 
richtsversammlung war eine gebotene oder ungebotene, 
zur letzteren, dem ächten Ding, musste Jeder erscheinen, der 
in Folge bestimmter persönlicher Verhältnisse dingpflichtig war; 
zum gebotenen, unächten, Dinge dagegen wurden nach einer 
Verordnung Karls des Grossen nur mehr die 7 Rachimburgen 
entboten. „Ut nnllus ad placitum banniatur nisi qui causam 
suam quaerere, aut si alter ei quaerere debet exceptis Scabinis 
Septem qui ad omnia placita praeesse debent*' Diese Rachim- 
burgen, die in ihrer Eigenschaft als gewählte Gerichts* 
männer den Namen Scabini — Schöffen — erhielten, wurden auf 
Lebenszeit angestellt und waren königliche Beamte. 

c Vom Verfalle des fränkischen Reiches bis zur 
Mitte des 15. Jahrhunderts. 

Auch in dieser Periode bildete das Wesen der könig- 
lichen Gewalt die Gerichtsbarkeit — jurisdictio — des 
Königs. Der König galt noch nach dem Zeugniss des Sachsen- 
spiegels als der oberste Richter, alle Gerichtsbarkeit ging 
von ihm ans, jeder Richter war somit nur Stellvertreter oder 
Beamter desselben. Wo er hinkam, konnte er Gericht halten, 

Zuokar, UntonQohiingsliftfft. 6 
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des BeicheB Hof Dämlicfa, Ar welchen bald ein stSadlger Hof- 
richter bestellt wnrde. 

Perednlich richtete der König regelmftsslg nur über Gri- 
minalsachen der Fürsten, er berief in solchen F&llen die Grossen 
des einen oder andern liandes an seinen Hof und hielt einen 
eigentlichen Bechtstag ab. 

Das Eönigthom war somit, vom Standpunkte der Gerichts- 
verfassung aus betrachtet, seiner äussern Stelluog und theil- 
weise auch seiner Wirksamkeit nach unverändert in die neue 
Periode übergetreten. 

Wesentliche Veränderungen traten dagegen, bedingt durdi 
die geänderten politischen Verhältnisse, im übrigen Bechts- 
Organismus zu Tage. ^ 

Die Gaueintheilung, auf welcher zur Zeit der Earolingei^ 
der gesammte Staatsorganismus geruht hatte, verlor an poli- 
tischer Bedeutung. v 
^ Zunächst erhielt die höhere Geistlichkeit immer grössere 
Privilegien ; die Bischöfe und königlichen Aebte erhielten nicht 
nur gräfliche Gerichtsbarkeit, sondern es wurden ihnen auch, 
mehrere Grafschaften häufig verliehen und zu Einem Terri- 
torium umgeschaffen. 

Ebenso brachten Grafen und Herzoge mehrere Graf- 
schaften zusammen, und als das Princfp der Erblichkeit hinzu- 
trat, war auf der einen iSeite das geistliche, auf der andern 
Seite das weltliche Fflrstenthum geschaffen. 

Die Idee der Lehensverbindung vervollständigte 
die staatliche Neubildung, das Fürstenamt wurde lehn bar 
und mit der Ertheilung des Lehens ging die Gerichtsbarkeit 
als Landesherrlichkeit auf die Fürsten über. 

Es kam der Grundsatz auf, „dass der König die Ver- 
leihung der Gerichtsbarkeitdemjenigen nicht weigern könne, 
welchem das Gericht gelegen ist.* 

Die Grossen, welche sich nun nicht mehr als blosse 
delegirte Bichter des Kaisers betrachteten, zogen sich von der 
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persOnUchen Hegimg der Gerichte znrttdi und tibertragen Rieh- 
tem, die sie selbst erwählten, die Oeriditsbarkeit mit Ausnahme 
der Sachen, die sie sich selbst vorbehielten. 

Die Gerichtsbarkeit in den Territorien worde jetzt nach 
dem Vorbilde der kaiseri. Gerichtsbarkeit in ihrem Namen 
dorch die von ihnen belehnten Richter — oomites, judices pro- 
tinciales — verwaltet Den Centen standen eigene ünter- 
richter vor nnd in den Stftdten finden sich landesherrliche 
Richter, scnlteti, advocati, znweilen auch villid. 

Anf den geschilderten Omnds&tzen ruhend unterschied 
man zwei Arten von Landgerichten, die grösseren und 
kleineren. Auf den grösseren wurden zumeist unter Vorsitz 
des Landesfflrsten die wichtigem Angelegenheiten entschieden, 
zu denen auch die peinlidhen Sachen gehörten; auf den klei- 
nern dagegen verwalteten die oben erwähnten Landrichter, 
Judices terrae, advocati, Vögte« officiati die Gerichtsbarkeit. 

Wie in der frthem Periode stand jedem Landrichter ein 
Vicarlns oder Vicecomes zur Seite, ebenso ein Frohnbote fllr 
die gerichtliche Executive und Schoppen, denen die ürtheils- 
findung oblag. 

Eine eigengeartete Jurisdiction hatten endlich die Städte, 
die durch besondere Privilegien von den Landgerichten eximirt 
wurden und dem Reiche ui^mittelbar unterstanden. Hier wurde 
die Gerichtsbarkeit durch Vögte, Reichsvögte im Vereine mit 
dem Rathe der Bttrgerschaft verwaltet. 



n. Abschnitt. 

Apch das 8h'afi>erfakren erheischt, vom Standpunkte der 
Untersuchungshaft ans betrachtet, die Gliederung in die bereits 
entwickelten drei Hanptperioden. In der ersten Periode tritt 
uns das sogenannte ,altdeut6che* Strafverfahren entgegen, wie 
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dich solches in der ältesten zum Theile heidnischen Zeit, in 
dem „taciteischen^ Yölkerschaftsverbande nnd in den „St ammes- 
reichen ^ CQtwickelt hat. 

Das Ycrfabren der zweiten Periode steht nnter dem 
Einflasse des machtvollen fränkischen Eönigthams und in 
der dritten Pieriode sehen wir eine Art Rückkehr za den 
frflhern,, während der Herrschaft der fränkischen Könige znin 
Theile abgestreiften oder doch umgeänderten Formen sich voll- 
ziehen, die gerade rOcksichtlich der Gestaltnng der ünter- 
süchangshaft von grosser Bedeutung ist. 

a. Das altdeutsche Strafverfahren. 

Wie wir oben gesehen haben, war es die Yolkshoheit 
und nicht die Eönigshoheit, die in den ersten Zeiten 
germanischer Staatsentwicklung als Trägerin der Rechtsidee 
hervortritt. Im „taciteischen** Yölkerstaate sowohl als in 
dem spätem Stammesreiche finden wir zwar die Ausübung 
einer Amtsgewalt vor, doch das Yolk — die Genossen- 
schaft — ist der souveraine Herr derselben, und selbst 
dem Fürsten und König erscheint sie blos anvertraut durch 
den Willen des Yolkes. 

Dadurch wird jeder Yolksgenosse zum Theilhaber 
an der Gewalt und dieselbe kann ihn, so lange er an 
der Gemeinschaft Theil nimmt, in seiner Freiheit nicht 
beschränken. Ein Anderes ist, wenn er sich durch den Bruch 
des Friedens selbst ausserhalb die Gemeinschaft gestellt hat, 
wenn er einen Friedensbruch begangen und hiedurch mit den 
übrigen Genossen in Kampf geräth; dann gewinnt die Ge- 
nossenschaft eine Macht über ihn, aber selbst diese ist so 
eigenthümlich beschränkt, dass von einer Zwangsgewalt in der 
Bedeutung unseres heutigen Rechtes nur im uneigentlichen 
Sinne des Wortes gesprochen zu werden vermag; und so 
kömmt es, dass wir auch die .Untersuchungshaft in dieser Ent- 
wicklungsphase des Yerfahrens in einer eigenthümlich gearteten 
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Oestaltung unter dem EinlBasse bestimmter Rechtsprincipien 
zn erblicken haben werden, um dies darzntbnn, soll — die 
dürftigen nnd nnzaverlässigen Nachrichten römischer Schrift- 
steller bei Seite gesetzt — das Verfahren nach der vorzflg- 
liebsten alten Rechtsqaelle, der lex Salica, hier seine gedrängte 
Darstellung finden. 

Nach der Art nnd Form der Einleitung ist a) das 
gewöhnliche Verfahren ans dem Delicto von ß) dem Ver- 
fahren gegen den auf frischer That Ertappten genau zu unter- 
scheiden« 

aä er) Ersteres beginnt mit ier mannitio. Diese mannitio, 
zuweilen auch admallatio oder auch adhramitio genannt, ist 
die einseitige Aufforderung, welche vor Zeugen von dem Klflger 
an den Beklagten dahin ergeht, nach einer bestimmten Zahl 
von Nächten vor Gericht zu erscheinen. 

Der Mannirende muss mit drei Zeugen zum Hause des 
Geklagten gehen, demselben, und falls er nicht zugegen ist, 
seiner Frau oder einem andern Familiengliede die Ladung 
kund thun. 

L. Sal. 1. 2. Et ille qui alium mannit cum testibus ad 
domum illius aii}bu1are debet et si praesens non fuerit sie aut 
uxorem aut quemcunque de familia illius apellit ut illi faciat 
notum quod ad eum mannitus est. 

Genügt die Mannitio den gesetzlichen Erfordernissen, so 
hat sie zur Folge, dass der Mannirte bei Vermeidung einer 
Busse rön 15 Sol vor dem Gerichte zu erscheinen hat 
Sal. l. 1. Si quis ad mallum legibus dominicis mannitus fuerit 
et non venerit, 600 dinarios qui fadunt solides 15 culpabilis 
judicetur. 

Nur eine Sunnis, d. i. ein legitimum impedimentum, 
welche durch die Sendung eines Boten zum Termin geltend 
gemacht wird, befreit ihn von der Zahlung dieser Busse. 

Eine anderweitige Rechtsfolge als die eben genannte Ver- 
fällung in eine Geldbusse hat die blos von dem Kläger aus- 
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gehende Mannitio /i2r 8M$ allein ietraeUet nicht ^ der Partd 
ist es nidd gestattet, die Befolgang ilirer Ladung ianäk An* 
Wendung einer physischen Zwangsgewalt ^a erzwingen, und es 
gibt auch Jceine Oewält^ die Über Bitte oder Yedangen des 
EJägere in diesem Stadium des Verfahrens auch jnur das Min- 
deste thäte oder ihun könnte, um das Erscheinen des in geseU- 
licher Form Mannirten vor der Oerichisversamndung 0U ver- 
anlassen oder eu erawingen. 

Es stehen vielmehr Eiliger nnd Beklagter bezfiglich der 
Rechtsfolgen des Formalactes der mannitio einander in voller 
ßleiohsteUong gegenüber, denn auch der ladende Elftger zahlt, 
wenn er znm mallns nicht erscheint, dieselben 15 Solidi, mit 
denen der Oeklagte fflr seinen Ungehorsam zu bflssen hat 

. L. Sal. I, 2. Ille vero, qni mannit et ipse non venerit ei. 
qnem mannivit 600 dinar. qtd facinnt sol 15 cnlpabilis jodi* 
cetur. 

Das weitere — eigentliche Verfahren ging nun aber in nach^ 
stehender Weise vor sich: Der Kläger fordert den Geklagten 
mit feierlichen Worten anf, dem vorgeworfenen Delict ein Ja 
Oder Nein entgegenzusetzen; ist die Antwort erfolgt, so fordert 
weiters der Kläger mittelst des Tangano von den Rachim- 
bnrgen das Urtheil zu fällen, welches letztere andi dann zn 
ergehen hat, wenn die Ladung mehrmals ohne Erfolg geschehen 
ist. Das Urtheil lantet gegenflber dem Geständigen oder Aus- 
bleibenden anf Zahlung der Busse, gegenfiber dem Läugnenden 
auf Reinigung oder Zahlung. Jedoch selbst dieses Urtheil ist 
an sich noch nicht exequirbar, es muss vielmehr die ^fides 
facta", das UrtheilserfttUungsgelöbniss, hinzutreten, fftr dessen 
Annahme und Erfüllung zwei verschiedene Termine festgestellt 
werden. 

Wird dieses Gelöbniss geleistet, aber nicht erfüllt, so 
findet ein executivisches Verfahren statt, das schliessHeh zur 
Auslieferung des Verurtheilten an den Kläger führen kann, 
wofern er eben nicht selbst oder Andere für ihn die Busse 
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jsaUen. Wird aber dieses Gelöbntss nicht geleitet, so findet 
üiuf Orund des vorangegangenen^ durch Gewährsmänner be- 
aeugten Veifahrens die Ladung an den König staU^ der die 
Friedlosigkei/ "Über den Verwiheüten verhängt — extra sermo- 
nem suam cum ponit. — Erst mit diesem ^^ extra sermonem 
pon^re" befinden wir ans auf dem Gebiete eines aber immer 
noch indirecten Zwangserkenntnisses, und selbst da vermissen 
wir das Gebilde einer processoalen Haftverhängnng. Der so 
C^e&chtete yerliert den Rechtsschutz fbr seine Person and sein 
Yermögen» er wird ein „vargas", gegen den angesfihnt jede 
Uissethat verübt werden kann; wie ein wilder Wolf streift er 
dorch die Wälder. Wer ihn speist oder tränkt, wer ihm ein 
gastlidiet Dach gewährt, and wäre es sein eigenes Weib, ver- 
fällt in Strafe. Sal. 56. Et qaicanqae enm parerit aat höspi- 
talem dederit etiamsi axor saa proxima solidos 15 cnlpabilis 
jodicetor. Er hat kein Eigen, kein Haas, kein Weib, keine 
Fatnilie, keine zwei Nächte Ruhe anter demselben Obdach, 
kein Bett, keine. Speise, keinen Trank als das Wasser, --aber 
von einem directen Zwange znr Stthnang des Unrechtes durch 
Gefangennahme berichten die Quellen nirgends. Der Mann 
konnte geächtet, er konnte dem Loose des wilden Thieres 
preisgegeben werden, es konnte der Kläger sich seiner be^ 
mächtigen und die Strafe selbst an ihm nach Gutr 
d Anken Yollziehen — eine Untersuchungshaft in dem 
eigentlichen Sinne des Wortes tritt nirgends zu Tage. Das 
unsere Wesen des altdeutschen Strafverfahrens erklärt übrigens 
diese seltsame Erscheinung in ausreichender Weise. . 

In der vollständigen Darchfflhrung des Anklageprincipes 
standen hier Kläger und Angeklagte als freie Männer sich 
vollkommen gleichberechtigt gegenüber. Die Anklage des 
freien Mannes zwang, ohne dass sie einer weiteren Unter- 
stützung bedurft hätte, den Beschuldigten zur Verantwortung 
vor dem Richter, aber in .<Beser Yertheidigung genoss die Per- 
sö^icbkeit des selbstständigen Mannes den freiesten Spielraum. 
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Warf er sie für seine ünschald in die Wagschale, sei es 
durch Eid, sei es durch Eamp( sei es durch Oottesurthell, so 
ging er unbehelligt aus dem Streite henror« Als freier unbe- 
scholtener Mann nimmt der Germane das Recht für sich in 
Anspruch, die Beschuldigung durch Anrufung Gottes als Zeugen 
seiner Unschuld zurflckzuweisen, zur Unterstfltzung seines Ün- 
schuldseides ist der Eid der Eideshelfer da, die nicht als Zeu- 
gen über etwas, was sie gehört oder gesehen, aussagen, son- 
dern nach dem Vertrauen, das sie dem Angeklagten schenken, 
seinen Eid bekräftigen. In Fällen, wo der Eid nicht thunlich 
ist, entweder aus Rücksicht für den Kläger oder aus Rücksicht 
für den Geklagten, tritt der ünschuldsbeweis durch Gottesnrtheil 
oder Kampf ein. Eid, Kampf und Gottesnrtheil bezwecken die 
richterliche üeberzengung auf formellem Wege wachzurufen, 
da sie auf der Voraussetzung beruhten, der Schuldige werde 
nicht schwören, die Gottheit werde durch den Ausgang des 
Kampfes oder Gottesurtheiles die Wahrheit offenbaren n. s. w. 
Bei dieser Sachlage, wo die Entscheidung des Streites 
gewissermassen von einer höheren übersinnlichen Macht er- 
wartet wurde, konnte im allgemeinen von Verhängung eines 
üebels über den Angeklagten vor erflossenem Endspruche 
keine Rede sein, und darum kennt auch das germanische Pro- 
cessverfahren, insolange es auf Erforschung der Thäterschaft eines 
im Verborgenen geübten Verbrechens gerichtet ist, keine 
Untersuchungshaft Bei dieser Verfahrungsart war für die 
Verhaftung kein Platz, dem ganzen Verfahren ist eben der 
Charakter des gleichberechtigten Streites aufgeprägt, der es 
nicht zulässt, dass dem Beklagten in Form der Verhaftung ein 
Üebel zugefügt werde, das ihn in eine schlimmere Lage bringt, 
als den Ankläger, das ihn hindert, sich um Eideshelfer umzu- 
sehen und ihn selbst in Vorhinein durch den Verlust des 
kostbarsten (Gfutes des Germanen, seiner persönlichen Freiheit, 
erniedrigt. Die Besorgniss, dass der Germane aus Furcht vor 
der Strafe dem Gerichte sich nicht stellen werde, deren sich 
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selbst der stolze Römersinn nicht erwehren konnte^ nnd die, 
wie wir oben sahen, mit alleiniger Ansnahmo einer einzigen 
Periode des römischen Bechtes fast ausnahmslos den Anstoss 
zur Haftverhängnng gab, diese Besorgniss war im germanischen 
Re^htsleben nicht vorhanden. Damm wnrde ihr auch, nnd 
selbst bei der Anklage des schwersten Verbrechens, kein Aus- 
druck gegeben« Selbst der Trotz der Germanen, sich, dem 
gesprochenen Urtheile nicht fügen zu wollen, der allerdings 
als das schwerste Verbrechen galt und darum den Verächter 
der Rechtsgemeinschaft verlustig machte, er provocirte keinen 
unmittelbaren, sondern nur einen mittelbaren Zwang gegen 
den Verurtheilten, die Aechtung^ die Friedloslegung, 
die, wenn sie auch später zu einer Neubildung der ünter- 
suchungiBhaft den Anstoss gab, in der ältesten Zeit der Ent- 
wicklung des germanischen Strafverfahrens in ihren V^irkungen 
ein der Untersuchungshaft eher entgegengesetztes als ihr ähn- 
liches Institut erkennen lässt. 

Auch die äusseren Formen des Verfahrens Hessen eine 
Untersuchungshaft schlechthin unzulässig erscheinen. 

Als Oerichtsstätte fungirte ein offener Platz unter freiem 
Himmel; es gab keine Oef&ngnissstätte für den freien Ger- 
manen, und wenn auch, wie wir oben gesehen haben, die 
Executive der königlichen Gewalt in Person des Grafen und 
Sacebaro sich in die Genossenschaftsverfassung bereits ein- 
gedrängt hatte, die persönliche Freiheit des Geklagten war 
vor ihr noch ausreichend geschützt 

VT^ir flbergehen nunmehr zur Schilderung ß) des Ver- 
fahrens gegen den auf frischer That Ertappten. 

Wurde ein Missethäter auf frischer That ertappt oder 
während er auf der Flucht von der That begriffen war^ so 
durfte der Verletgte sich seiner bemächtigen, durfte ihn kne- 
beln — ligare — um ihn sofort vor das Gericht zu führen*^ 

„Si quis ingenuam personam pro furto ligaverit et ne- 
gator ezüterit 12 juratores medios electos dare debet, quod 
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fartam, qnod objicit t«nim Bit. 8i qiüs ingeaaniB sipe caasa 
liga?erit sol 30 cilpubilis jadicetar etc. etc. 

JERar begründet also das ^lAgart'^^ das Binden oder 
KneMn des MisseüUUers, den Formalact der Einleiiung, welcher 
im sonstigen Verfahren durch die oben geschilderte Mannitio 
zam Ansdnicke gelangt« 

Der Verbrecher wird gebunden nnd an das Gericht ge^ 
bracht, welches, wenn es nicht verBammelt ist, sofort znaammea- 
tritt. Von einer Frist znr Vertheidigang kann somit hier keine 
Rede sein nnd Darstellnngen ans späterer Zeit lassen mit voll- 
ster Sicherheit darauf schliessen, dass die Stellang eines derart 
▼or Gericht gebradhten Verbrechers gegenfiber der freiwilligen 
Stellnng eines mannirten AngeUagten in bedentendem pro- 
cessnalen Naditheile war. Dies beweist auch mit logischer 
Nothwendigkeit eine weitere Befogniss, die dem Ergreifer gegen^ 
aber dem anf frischer That Ergriffenen nach den klaren Be- 
stimmungen anderer Volksrechte gesetzlich zustand. Sachte 
sich nftmlic^ der Ergriffene der Torstatteten Festnahme durch 
die Flucht zu entziehen oder sich ihr gar thfttlich zu wider- 
setzen, dann hat der Ergreifer die Befugniss, ihn ohne Wei- 
teres z« tödten. 

L. Rib. LXXVn. de homine forbaltado. «Si qnis homi- 
nem super rebus suis comprehenderit, et eum ligare Toloerit 
aut super uxorem, yel super filiam vel bis similibus et non 
praevaluerit ligare; sed culpus ei excesserit et eum inter- 
fecerit* 

Deber den so Erschlagenen muss nach ErfOllung weiterer 
Formalitäten — Herbeirufung der Nachbarn, Ausstellung des 
Oetödteten etc. — Geridit gehalten werden, wie Sokm be- 
hauptet, «lim die Haftung fflr das Wehrgeld des Get^dteten 
anszuschliessen", nach Siegels Anschauung dagegen „dm wegen 
der von dem Bärschlagenen yerObten Uuthat Befriedigung an 
erlangen." 

Wir stimmen der Anschauung des Ersteren vollkommen 
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bei« aber selbst wenn die Anschaanng Siegels die riebtigere 
wftre, so ist scbon auch biedorch die enge Verbindung ewischen 
der Knebelung und TödHmg des ergriffenen Uebelthäters dar- 
geüum^ indem letztere dort eintrat, wo die erstere wegen 
Widerspänstigkeit des Hissetbftters nicbt Yorgenoniinen werden 
konnte. 

Hierin liegt jedoch ein deutlicher Beweis, dass — was 
anch als Fondamentalsatz fto die Stellung der Untersuchungs- 
haft im altgermanischen Verfahren zu gelten hat -^ das ligare 
des Ergriffenen ein Ueberrest der alten Rachebefugniss ist^ die 
hier in einer der Untersuchungshaft analogen InstituHan mum 
lebendigen Ausdrucke gelangt. Die Rache als Offenbarung des 
Rechtsbewnsstseins mochte durch die Annahme d^s Ohristen- 
thums durch die staatliche Entwicklung immer weiter zurfldc- 
gedrAngt werden; bei der handhaften That^ die das natürliche 
OeßM der Vergeltung so lebhaft hervorruft^ musste sie in 
irgend einer Weise eum kräftigen selbstbewussten Ausdrucke 
gelangen. Von dem Germanen zu verlangen, dass er den 
Thftter, den er bei der Missethat ertappte, mittels einer lang- 
athmigen Procedur zur Rechenschaft und Verantwortung ziehe, 
das hätte dem germanischen Rechtsgefflhl zu lebhaft wider- 
sprochen, die Erftlllung dessen zu verlangen, w&re bei der 
Individualitftt und dem Charakter der deutschen Nation einfach 
unmöglich gewesen. 

Dem Binden des Ertappten, fOr das im Falle gelei- 
steten Widerstandes straflose Tödtung einzutreten hat, liegt die 
Ausflbung der alten subjectiven Rachebefugniss zu Grunde, die 
durch das sofortige Zusammentreten: der Gerichtsgemeinde zur 
ftusserlich objectiven Vergeltung erhoben werden soll. Denn 
die Gemeinde richtet nicht in unserem Sinne, sie sahctionirt 
vielmehr die Rachettbnng und Vergeltung, die in dem Ligare 
oder in der straflosen Tödtung bereits zum wiiltsamen Aus- 
drucke gelangt ist Ist Ersteres geschehen, so waltet sie blos 
die Rache des Beleidigten in seinem Namen, in letzterem Fdle 
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dagegen erhebt sie den sabjectiven Yergeltnngsact zu dem. 
ihrigen. 

Eine eigentliche Prflfang, ob der Ergriffene im Unrechte 
sei, findet nicht statt, ihn hat bereits der Ergreifer dadarch 
gerichtet, dass er ihn gebunden vor die Genossenschaft bringt, 
nicht znm Urtheile, anch nicht einmal znr Yerurtheilung, son- 
dern zum rechts förmlichen YoUznge des Yergeltnngsactes, 
der in der Anlegung schimpflicher Bande an den Körper des 
freien Germanen bereits seinen bedentangsvollen Anfang ge- 
nommen hat — Hier verschmilzt somit die Anwendung phy- 
sischer Gewalt mit der tlbrigeu Procedur zu Einem Gesammt- 
gebilde im bezeichnenden Gegensatze zu Jenem oben erörterten 
Yerfahren, das in seinem ganzen Yerlaufe eine Untersuchungs- 
haft im Sinne unseres modernen Rechtes nicht erkennen lässt» 
Wir tibergehen nunmehr zu 

b, dem Strafverfahren der fränkischen Monarchie. 

Nach der Uebergangsperiode der sogenannten Stammes- 
reiche, in welchen, wie wir gesehen haben, das Königthum 
im Yerfahren mittels der Executivorgane — Graf und Sace- 
baro — festen Fuss gefasst hatte, sehen wir in dem fränkir 
sehen Yölkerstaate das Königthum zu vermehrter Kraft und 
Bedeutung gelangen und seinen Einfluss auf den Prosess ex- 
tensiver und intensiver gestalten. Es ersteht, wie Sohm's 
epochemachende Darstellung nachweist, ein Amtsrecht — jus 
honorarium --r dem ahen Yolksrechte (jus civile) gegenüber. 

Der alte Bechtsgang, wie wir ihn theilwcise noch in der 
lex Salica verzeichnet finden, repräsentirt den Process nach 
Yolksrecht; der In begriffder Neuerungen, die mittels 
der' ausübenden königlichen Amtsgewalt einge- 
führt erscheinen, ist das jus honorarium der neuen 
Epoche. Der später folgenden Rechtsentwicklung war es 
dann vorbehalten, Volks- und Amtsrecht in geeigneter Weise 
mit einander zu verbinden, um eine Neubildung des Processes 
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herbei2aftthren. Diese Aufgabe ist, wenn anch nicht voll- 
ständig, so doch zum guten Theilo erfQllt worden. Insbesondere 
sind es einzelne Rechtsinstitute, die aus dem Amtsrecht in 
das alte Yolksrecht übergingen, sich da in geeigneter Weise 
einfügten und dadurch auch jener 8. Periode der Entwicklung 
des deutschen Strafverfahrens erhalten blieben, die, wie wir 
sehen werden, in unzweideutiger Weise zu älteren Process- 
principien und Formen zurttckgriff. Zu diesen Bechtsinstituten 
gehört auch die Untersuchungshaft, sie hat in der frän- 
kischen Periode eine hochbedeutsame Entwicklung erfahren, 
deren Erörterung der eingehendsten Forschungen würdig er- 
scheint, die. jedoch an dieser Stelle nur in gedrängter Kürze 
skizzirt zu werden vermag. 

Wir liessen im altdieutschen Strafverfahren nur Eine 
Form der Untersuchungshaft gelten, die der Ergreifung 
auf frischer That; dieselbe behauptete auch in dieser 
Periode ihren Platz, daher auf sie hier des Weitern nicht 
mehr eingegangen werden soll; zu ihr gesellten sich aber 
im AmtsrecMe wurzelnd neue Erscheinungsformen der Unter- 
suchungshaft, die sich nach folgenden Gesichtspunkten in ein 
gewisses System bringen lassen: 

1. Zunächst die directe Zwangsvollstreckung 
durch Pfändung und Verhaftung. Hier gilt es vor 
Allem, den Unterschied zwischen der alten volksrechtlichen 
Mahnung, der mannitio^ und der neuen Ladung des Amts- 
rechtes, der bannitio, festzuhalten. 

In wesentlich anderer Gestalt als die alte Mannitio 
tritt die Bannitio auf, sie ist eine Ladung der sou- 
verainen Macht. — Den Streitpunkt bei Seite, gelassen, ob 
sie in den frühesten Zeiten der Gesammtheit des Vol- 
kes zugestanden, da nach dem Zeugniss des Tacitus selbst 
die Könige nur durch „Ueberredung und Beispiel wirken 
konnten'', ist es gewiss, dass der Bann als Befehl im gericht- 
lichen Verfahreij erst in dieser Periode hervortritt, im 
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Gegensätze zur Maniiitio, die bis dahin im Sinile des Volks-» 
rechtes die einzige Form der Ladong gewesen. Wie firflher 
der Kläger den Geklagten mannirt, vor dem Gerieht zu er- 
scheinen, so bannt in dieser Periode zonädist der König, 
dann der königliche Bichter •»- der Graf — die Partden vor 
sein Gericht Die Bannitio ist die Ladung nach Amtsrecht 
(jns honorarinm), während die Mannitio die Ladung nach 
Yolksrecht (jus dvile) ist Schon in dem Umstände nun, dass 
die Processhandlong^ welche das Erscheinen des Beschuldigten 
vor Gericht bewirken soll, nicht mehr von der Par ei, 
sondern fiber Anlangen derselben von einer höhern Ge- 
walt aasging, schon darin lag ein Moment, das in seiner 
weitem Entwicklung zu einer Neubildung der Untersuchungshaft 
fahren musste, fär welche das alte „mannire^ keinen Baum 
bieten konnte. * 

Die bannende Obrigkeit hat einen höh er n Anspruch 
darauf, dass der Gerufene ihrem Befehle Folge leiste, als die 
mannirende Proces spart ei, sie hat aber auch weiter eine 
Madit. anderer Art in Händen, um sich des Erscheinens des 
Geladenen zu yersichem, als der mannirende Kläger. Wäh- 
rend die Mannitio ohne Dazwischenkunft neuer rechtserzeu- 
gender Thatsachen — wie der Fällung des Gontumadal^ 
erkenntnisses, der NichterfäUung des Urtheilserfftllungsgelöb- 
nisses oder der Nichtleistung desselben -— blos den Verfall 
einer massigen Anzahl von solidi zur Folge hatte, verfügt der 
bannirende Sichter gegenüber dem den Gehorsam verengenden 
Banniften iJiber deesen Vermögen^ und wenn es nöthig erscheint, 
über dessen persMicheFreiheitt um das JErscheinen vor Oerieht 
m eriswingen. Zahlreiche Stellen der Gapitulariea, von denen 
jedoch nur die wichtigsten citirt werden sollen, legen hiefIlUr 
ein voUgflltiges Zeugniss ab, so Gapit. Aquisgranense c 12. 
Si quis de statu sno id est de übertäte vel de hereditate 
compeliendus est, juxta legis constUutianem manniatur. De 
ceteris vero causis unde quis rationem est redditurus non 
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manniahir sed per comitem b€Mniaiur\ el si post unam «t 
alteram comitiB admonitionem aliquis ad malluin venire nolaerit, 
rebus ejas in bannnm missis Penire ei fueüHam faeere com- 
peUaiur. 

CapÜ leg; Rib. add. 803. e. 7 ... si antem ad qnartam 
venire oontempserit possessio ejus in bannnm mittatnr, donec 
veniat et äe re qna interpellatas fnerit, jnstitiani fseiat 

Gap. 873 tit. 45 c. 3 . . • et si ad mallom venire nolnerint 
rebus eomm in bannnm missis venire et jnstitiam reddere com- 
pellantnr. Si vero tales nt praediximns ad malinm adduei noa 
potnerint in forbannnm mittantnr, ete. 

Aber nicht allein der passive Ungehorsam gegen den 
»peciell ergangenen obrigkeitlichen Ladnogsbefehl, auch 

2. eine aUgememe trotzige Haltung wider die Obrigkeit 
führte Verhaftung herbei, wofern dem Königs- oder Grafen- 
gerichte nicht ausreichende Bürgschaft dafür geleistet 
wurde, dass der Beschuldigte Friede halten und sich jederzeit 
zu Gerichte stellen werde. 

Der Bann des Königs war vornehmlich auf den Frieden 
gerichtet, der in den Innern Yerhftltnissen des Staates und 
unter seinen Angehörigen walten soll; Handhabung des Frie- 
dens und des Bechtes wird als Aufgabe des Hennehers be- 
zeichnet. Hit dieser Schutzgewalt ausgestattet" konnte er sich 
leicht die Macht beilegen, gegen mutfa- und böswillige Friede«« 
brecher wirksam aufzutreten, und er that dies, indem er sie 
nicht nur vor sein eigenes Gericht zog, sondern auch seinen 
Grafen, seinen Hersögen und Hissis die gemessensten Wei- 
sungen gab, Buhestörer und Friedebrecher dieser Art in ihren 
Bezirken nicht zu dulden, von ihnen Borgschaft fflr das 
Bewahren des Friedens zu verlangen und im Wei- 
gerungsfälle, oder falls sie solche nicht leisten 
könnten, sie in sichern Gewahrsam zu nehmen. 
Solche Leute soUtti, wie da» Capitulare^us dem J. 873 um- 
stlUidlicb erörtert, vor Gericht gebracht werden: „Klagt sie 
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daselbst Jemand an, so sollen sie Rede stehen, aber selbst 
wenn sie Niemand anzuklagen wagen sollte, sollen sie nicht 
nur schworen, dass sie keinen Frieden gebrochen , sondern auch 
schwören, dass sie im vorkommenden Falle ihn weder brechen 
noch an seinem Brache sich betheiligen werden/* Diese Yer- 
fügnng, Ton dem Amtsrechte im engsten Sinne des Wortes 
erzeugt, hängt mit der oben erwähnten Stellung des Köjiigs 
als obersten Friedensbewahrers auf's innigste zusammen. 

Sollte das weitausgedehnte Reich gehörig verwaltet wer- 
den, so musste Ruhe herrschen, und diese Ruhe herbeizuführen, 
sich ihrer gegenflber bestimmten Personen, bestimmten Angriffen 
in vorhinein zu sichern^ griff das EOnigthum unbedenklich zu 
allen geeigneten Mitteln. Yornehmli.ch war es hiebei auf Jene 
abgesehen, welche die Treue gegenüber dem Könige nicht ge- 
wahrt hatten oder selbe nicht wahren zw wollen im Verdachte 
standen. 

Schon unter den Merovingem war es üblich gewesen, 
dass alles Volk dem neuen Könige einen Eid leistete. Der 
Eid sollte geleistet werden von Bischöfen und Aebten, von 
Grafen, Gentenarien und Vicarien, ja sogar von dem gesammten 
Volke. Jeder, vom 12. Jahre angefangen, hat ihn zu schwöreni 
und die Namen derer, welche schwören, sollen von den Königs- 
boten aufgezeiqjinet werden. „Wer sich durch FlttiM der 
Eidesleistung enteieU oder sie aus Trotg verweigert^ dessen 
Name ist besonders aufguschreiben^ er ist dem Könige ettausen- 
den oder in dem Gefängnisse zu halten, kann man 
seiner nicht habhaft werden, so ist er wenigstens dem Könige 
zur Anzeige zu bringen.*^ 

Es war insbesondere ein Hauptgeschäft der Königsboten 
— missi — dem Volke die Bedeutung des Eides darzulegen 
und dasselbe zu ermahnen, die gelobte Treue unverbrüchlich 
zu halten und in Nichts zu verletzen. 

Nach der bestimmt, ausgesprochenen Wülensmeinung des 
Kaisers Karl lag in dem so geleisteten Treueide die Ver- 
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des Kaisers zn hintertreiben, sein Werk anfzohalten, zu ver* 
hindern oder za yerringern; die daraas entstammende Ter- 
pflichtang ging endlich sogar dahin, dass der Eid verpflichtet, 
Bäuber anzuzeigen and Hilfe gegen sie za leisten. Worde nan 
dieser Treaeid verletzt oder wnrde die Leistung desselben 
verweigert, so galt dies in den meisten Fällen als Hochverrath, 
gegen den seitens der Könige und ihrer Beamten mit grosser 
Strenge verfahren wurde. Der Hochverräther kam vor das 
KlHtigsgerichi; um ihn dahin m steüen, vm ihn der verdienten 
Strafe mu überliefern^ umrde durchgehende von der Verhaftung 
Chbrauch gemacht. 

Das Ligare des Yolksrechtes, welches, wie wir sahen^ 
bei der Ergreifdng auf irischer That eine so grosse Bolle 
spielt, tritt bei Hochverrathsprocessen in bedeutsamster Weise 
in den Vordergrund, was um so natürlicher erscheint, als der 
König in dem Hochverräther wi^n persMichen Feind erblickte, 
der durch Yerhängung der Untersuchungshaft vor Allem un- 
schädlich gemacht werden sollte. 

„Sieh hier den Strick", sagt Herzog Dracolen zu Ountram 
Boso, „in welchem schon andere Hochverräther von mir/ ge- 
bund^ zum Könige gebracht wurden/' — Ecce fnniculum in 
quo alii culpabiles Ugaü ad regem me ducente, directi sunt 
. Doch nicht blos um die Macht des Königs zur höchsten 
Geltung zu bringen und sie vor jeder Gefährdung zu sichern, 
wie dies in den Fällen sub 1 und 2 dargelegt wnrde^ son-' 
deni auch 

3. fmr Wcihr%mg der allgemeinen Sicherheit aus pdiaei' 
liehen Bückeidhten sehen wir in der fränkischen Periode von 
der Untersuchungshaft häufigen Gebrauch machen. 

. Hier gilt es insbesondere die Blütezeit der fränkischen 
Monarchie, das Reich Karl des Grossen, in*s Auge zu fassen« 
Als nach den Eroberungszttgen dieses Monarchen auch der 
innere Yerwaltungsorganismus einer wenn auch nur kurz 

Zueker, UntemiohiuigBliftft. 7 
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daaernden YeryoUkommnimg entgegenging, erhielt vor Allem 
die Stellung dea Bichter-Grafen als Verwaltongsbeamten eine 
erhöhte Bedentnng. Seine Wirksamkeit wnrde eine sehr am* 
fassende. Die Orafen traten in dieser Epoche als voll- 
berechtigte Stellvertreter des Königs hervor^ indem sie 
dessen Befugnisse nach allen Seiten handhabten. 

Zn der bisherigen Thätigkeit in Gericht and Hmt, rft 
der Sorge fOr die königlichen EünkAnfnr nnd Güter kommt jetzt 
bei der weitem Ausietrimng des Gebietes staatlicher Tb&tigkeit 
ancli 4fe Sorge für die al 1 gern eine Sicherheit, für 
Sie Rahe nnd Ordnung im Gau, mit Einem Worte 
die Ausbreitang und Stärkung der polizeilichen 
Gewalt. Wird nun der Graf, nach Umständen Herzog^ Mark- 
graf,' kurz der königliche Verwaltungsbeamte eines solchen 
organischen Theiles des Staatsgebietes von dem letzterwähnten 
Standpunkte in Betracht gezogen, so ergibt sich, dass ihm 
nahezu dieselben Rechte und Pflichten übertragen er- 
scheinen, wie solche zur Zeit der römischen Weltherrschaft 
der Präses der Provinz kraft seiner Stellung ausübte. 
Bs wiederholt sich eben auch hier die bisher noch immer 
nicht in ihrer vollen Bedeutung gewürdigte Er- 
scheinung, dass sich die fränkischen Könige Verhältnisse 
der römischen Imperatorenzeit zum Muster und Vorbildj^ 
nahmen und in mehr oder minder glücklicher Nachahmung 
threa Hof— ihr Staats- und Beamtenwesen nach römischer Chablone 
einzurichtett and auszubilden bestrebt waren. Wie es nun deni 
„guten und ernsten'^ Statthalter der römischen Provinz in erster 
Linie bbläg, dafür Sorge zu tragen, dass seine Provinz beruhigt 
und ruhig sei, wie zur Erfüllung dieser Obsorge ihm an^s Herz 
gelegt wird, seine Provinz von schlechten Menschen frei zu halten^ 
so haben nach den Verordnungen fränkischer Könige Grafen, 
Herzöge und Markgrafen über flüchtige und fremde Leute 
Aufsicht zu führen, sich Kunde zu^ verschaffen, woher und wer 
die Fremden sind und woher sie kommen, „de fugitivis et 
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peregrinis at distringantar, qui sant aut ande venerant^, sie 
sollen flflehtige Kneehte ihren Herren zurttcksteUen und Hernm-* 
treiber oder Hansirer nicht dulden. Capit. 789 c. 78 nt isti 
mangoftes et cotiones qai sine omni lege vagabnndi vadnnt per 
istam terram non sinantnr vagare et deceptionem hominibn« 
agere. Jeder Zweifel aber an eine sorgfältige, am nicht zu 
sagen sklavische Nachbildung rOm. Institutionen schwindet, 
Wenn die hochbedeutsame Bestimmung des Gapitalare I. 802/ 
c. 25 der Anordnung der 1. 13 des Digestentitels „de officio 
Praesidis'' ihrem ganzen Inhalte nach sowie der Bestimmung 
der Nov. 24 c. 2 entgegengestellt wird. 

Erstere lautet: Ut Comites et Gentenarii omnes ad in* 
stitiam faciendam compellant, et Juniores tales in ministeriis 
suis habeant, in quibus securi confidant, quia legem atque 
justitiam fideliter observent pauperes nequaquam oppriment, 
fures laironesque et homiddaSy adtdteros mal^cos omnesgue 
säcrilegos nulla adülatiane vel pfaemio ntUloque sub tegmine 
cdare audeant sed magis prodere td emendentur et cagtigenfur 
secundum legem, ut JDeo largiente ommia haee mala a Ckri- 
sHano populo auferantur. 

Letztere dagegen : Oongruit bono et gravi Praesidi cu- 
rariB ut paccata atque quieta provincia sit quam regit. Quod 
non difficite obtinebit, si sollicite agat, ut malis hominibus 
provincia careat, eosgue conguirai^ nam ei aacriUgos^ latroneä, 
plagiarios^ fures conqüirere dehet^ et prout quisque deliquerit 
in eum animadvertere receptoresque eorum coercere^ sine guibus 
latro diutius laiere non potest — und: Quare qui hnnc magi- 
stratum suscipit... ita se erga subditos gerere debet quemad- 
modnm in priore lege constituimus, juste scilicet et sancte et 
humaniter oum gravitate; homiddia, adülteria virginum raptm^ 
omnemque infustitiam ex provincia expellat, qui ea comtnittunt 
secundum leges nostras puniat. Mit nahezu wortgetreuer 
Uebereinstimmung wird dort den Comites, die vielfach audi 
den Titel „Präses* Mhren, zur Pflicht gemacht, Diebe, Räuber, 

7* 
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Mörder, Tempelscbänder und Verbrecher dieser gemeiöschäd- 
Uchen Art im Allgemeinen nicht migestraft zu lassen, sondern 
ihnen nachzuspüren, sie zu richten und zu strafen. Die 
Comites und Centenare sollen sich zu diesem Zwecke der 
ffJtmiores^^ bedienen, in welch letzteren wir nichts Anderes 
erblicken können, als die Irenarchen und Nunciatoren der rö- 
mischen Gerichts- und Polizei^erwaltung. Hiemit aber ge 
' langen wir zu dem für unser Thema so ungemein wichtigen 
ond bedeutungsvollen Satze, dass die Sorge für die allgemeine 
Sicherheit nach dem römischen Vorbilde eine Verfolgung be- 
stimmter Verbrechen von amtswegen herbeiführte, wobei wir uns 
die Einleitung des beeügUchen Verfahrens nicht anders zu 
denken vermögen^ als indem vor Allem die verdächtigen Per- 
sonen von den Dienern des Gerichtes ergriffen und eur Haft 
gebracht werden. 

Wie in der römischen Imperatorenzeit die Irenarchen, 
Stationarii^ Ouriosi und Nunciatores eine Art polizeilicher Ver- 
haftungsbefugniss hebten, wie in weit späterer Epoche die so- 
genannten inquisitiones generalissimae und in unseren Tagen 
die sogenannten polizeilichen ,Streifungen' gewisse Classen von 
-Verbrechern in das Fangnetz des Cnminalverfahrens zu treiben 
h(iä>en, eben so sehen wir dies im Frankenreiehe sich entwichein 
und hier wie dort ist Festnehmung und Verwahrung {Deten* 
Hon) der einleitende Processact, dessen Gonsequenzen der Be* 
troffene sich auch für den weitern Verlauf des Verfahrens nur 
selten zu entziehen vermag. 

: Gefängliche Verwahrung somit m dem eigentlichsten Sinne 
des Wortes ist die dritte Erscheinungsform der Untersuchungs- 
haft nach fränkischem Amtsrechte. Am häufigsten sehen wir 
nun aber, dieselbe im Verfahren gegen die Räuber im Oe- 
brauche. Diese zu bekämpfen, bieten die Könige^ insbesondere 
aber Karl der Grosse alle Mittel auf. Nach dem Gapit 
:AquisgraB. kann sie Jedermann straflos festnehmen, und einmal 
gefangen sollen sie unter keinerlei Umständen losgelassen 
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werden, bis sie ihr Urtheil empfangen haben. Eine eigene 
Verordnung wird für die missi erlassen, nach welcher sie 
gegen dieselben vorgeben soDen — capitulare, qualiter missi 
nostri de latronibns agere debent, nnd unter Ludwig d. Fr, 
wird sogar bewaffnete Macht gegen sie aufgeboten ... praecepit 
Ut missi per singulos comitatus irent qui in manitatem praor 
donum et latronnm quae inandita emerserat coiberent, et ubi 
eornm major vis incubuerat etiam eornm comites vicinos et 
episcoporum homines ad tales evincendos et proterendos sibi 
adsciacerent. 

Aus diesem permanenten Kriegszustände, der den „mali 
homines^^ im Allgemeinen, insbesondere aber den R&ubern 
gegolten hat, lässt sich ermessen, welch wichtige Stellung dem 
Institute der Untersuchungshaft in der angedeuteten Richtung 
im Strafverfahren der fränkischen Monarchie eingeräumt wurde. 

Eine weitere Erscheinungsform, in welcher die Unter- 
suchungshaft in dieser Periode auf Grundlage des Amtsrechtes 
sich darstellt, ist schliesslich 

4. die indirecte Zwangsvollstreckung mittels der Ver- 
festung und Achterklärung, die jedoch des Zusammen- 
hanges halber erst bei der Darstellung der 3. Periode ihre 
abgerundete Darstellung erhalten soll. 

c) Von dem Erlöschen des karolingischeo Stanimes 
bis zum 15. Jahrhundert. 

Die Darstellung des Wesens und der Formen der Unter- 
suchungshaft in dieser Periode führt, wie es bei der Darstellung 
des Verfahrens der ältesten Periode geschehen, auch hier vor 
Allem zur Unterscheidung zwischen 

a) der sogenannten Ergreifung auf handhafter That, und 

b) den, übrigen Formen der gefänglichen Detention. 

ad a) „Bandhaftc That ist das, so man einen begreift in 
der That oder in der Flucht der That, oder wetm er Diebstahl 
oder Raub in seinem Gewahrsam hat, da er selbst den Schlüssel 
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darzu trägt, er wäre denn so klein, dass man ihn dorch ein 
Fenster stecken könnte." Säehs. Landrecht B. 2. Art. 35. 

Hierans ergibt sicli, dass der Aasdmck „handhafte*^ That 
im weitem Sinne genommen werden müsse. Nicht nnr der 
Fall, wo der Verbrecher im Moment, wo er das Verbrechen 
verübte, ergriffen wnrde, sondern wo er, in bestimmtes 
nähern Beziehungen mit dem Verbrechen stehend, im Besitze 
der gestohlenen oder geraubten Sache, mit dem Mordgewehr 
hl der Hand (sächs. Weichb. art. 115) gefasstund ror Gericht 
geführt wnrde, ergibt mit Bezug auf die Untersuchungshaft die 
erste und wichtigste Verfahrungsform. 

Hatte man unter den gedachten Verhältnissen den Ver- 
brecher eingefangen^ so zog man hin zum Richter, der alsbald 
auch an gebundenen und befriedeten Tagen das Gericht ver- 
sammelte. War der Richter nicht zur Hand, so konnten die 
Landleute für den besonderen Fall aus ihrer Mitte einen Go- 
grafen wählen. Mit Zetergeschrei wurde der Ergriffene vor 
Gericht gestellt; gestand er, so führte sein Bekenntniss, läug- 
nete er dagegen, so führte die üeberweisung durch den Kläger 
mit Hilfe des „Besiebnens" sofortige Verurtheilnng und 
Execution herbei. Die Untersuchungshaft erscheint hier wie in 
der 1, Periode ein üeberrest des alten Rachbefugnisses. Wer 
den Thäter in händhafter That ergreift und ihn mit Zeter- 
geschrei an das Gericht bringt, führt ihn der sichern Be- 
strafung zu, die das Gericht an des Klägers statt vorzunehmen 
hat Hier ist die Ergreifung und Festhaltung von Be- 
ginn bis zum Abschlüsse des Verfahrens so recht ein Act, 
ohne den wir uns letzteres gfar nicht zu denken vermöchten. 
Sie bildet hier wie in der ältesten Periode den Kern des gan- 
zen Criminalprocesses, denselben in seinem Beginne und Ende 
umschliessend. 

ad b) Anders gestaltete sich die Untersuchungshaft als Pro- 
duct der Entwicklung des Amtsrechtes fränkischer Rechts- 
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pflege im Ansebliisse an die Rechtsinstitnte o^) der Verfest^ung 
und der Reichsacht and ß) der Bürgschaftsleistung. 

ad et) Die Fälle der Y e r f e s t a n g waren sehr mannigfach. 
Zunächst wurde der Thäter verfestet^ der auf handhäftei* 
That ertappt, durch die Flucht, wohl auch durch Gegenwehr 
der Gefangennahme entgangen war. In diesem Falle galt es 
zunächst den Beweis der handhaften That zu führen, van ieik 
entflohenen Verbrecher des Rechtes zu berauben, sich durch 
den Eid zu reinigen. 

Alles kam darauf an, dass die That nicht übernächtig 
ward und dass der Kläger seine Klage noch an demselbeh 
Tage erhob, an welchem die That begangen war. 

War der Richter nicht zugegen, so konnte die Klage 
auch bei dem Frohnboten angebracht werden und, es wurde in 
diesem Falle, wenn nur Zeugen des begangenen Verbrechens 
da waren, die Klage, wenn sie auch mehrere Tage später vor 
dem Richter selbst ausgeführt wurde, ebenso betrachtet, aU 
wenn sie am Tage der begangenen That vor dem Richter selbst 
angestellt worden wäre. 

So heisst es im Ssp. I. 70: „Wenn Verbrechens halber 
vor dem Gericht mit dem Gerüft beklagt wird, ehe es über- 
nächtig wird; kann der Kläger die Uebelthat sdbstsMent er- 
weisen, so ecktet man Jenen, der es gethan hat, sogleich 
(altohant). Ist aber der Richter um die Zeit, als dies geschieht, 
ausser dem Gerichte, so klage er es dem Frohnboten an des 
Richters statt; hat er dieser Klage Zeugen, des ersten Tages, 
als der Richter wieder in sein Gericht kommt, man echt et 
jenen, als ob die That desselben Tages geschehen wäre.'' 

Auch dann trat die Verfestung sogleich ein, wenn 
der Verbrecher anfänglich sich im Gerichte gestellt hatte, so- 
dann aber geflohen war, „dingflüchtig'' geworden ist. 

Ssp. II. S. 45. „Svene man vor gerichte scflldeget, in 
sie antwerde, wert he dingvlüchtich, he is in der Klage ge- 
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wuimeD. Ts be gescüldeget um nngericbie, man sal ine ver- 
vesten altohant^ 

Yerfestang trat ferner ein, wenn der Beklagte wohl zu 
Oeriebt erschienen war, aber in drei Gerichtstagen nicht ant- 
worten wollte, nnd endlich in dem HauptfaHe, wo der Ge- 
klagte der dreimal an ihn ergangenen Ladnng» vor Gericht zu 
kommen, nicht Folge geleistet hatte. 

Schwab. Landrecht Cap. 90. „Und ist, dass einem Manne 
fflrgebotten wird drei Stendt nnd kommet er an die dem da 
fflrgebotten ist nnd höret wohl, dass ihm fürgebotten ist nnd 
will doch nicht antworten, nnd behebet der, der ihm fOrgebotten 
hat, seine drei Theiding (Tageding), der Richter soll ihm 
richten, nm was er geklagt hat und soll ihn in die Acht 
thun.« 

Sachs. Landrecht I. 67. „Wen mau ?or Gericht beklaget, 
der nicht gegenwärtig ist, dem soll man zu dem nächsten Ge- 
richt einen Tag anberaumen. Wen man aber wegen eines 
Verbrechens anklaget (Sven man aver beklaget um ungerichte)^ 
den soll man zu dreien Malen vorladen, jedesmal über 6 Wochen 
unter königlichem Banne nnd zu rechter Dingstatt. Wer als- 
dann zum dritten Gericht nicht erscheint, den ächtet (ver- 
festet) man." 

Diese Verfestung hatte jedoch in territorialer Beziehung 
nur eine beschränkte Wirksamkeit; sie galt nur für 
den Bezirk, in dem sie erlassen wurde, für andere Bezirke 
des Reiches hatte sie keine oder eine doch nur sehr beschränkte 
Wirksamkeit, hierin Stack ein Stück alter Souveränität der 
Einzeln-Gerichtsverfassung. 

Ssp. IL 24. ^Mau ne mach nemanne mit neuer vestinge 
verwinnen in enem anderen gerichte . . .'^ 

• Um der Verfestung eine extensivere und theil weise 
auch intensivere Bedeutung zu verleihen, musste sie zur Reichs* 
acht erhoben werden. Zog sich nämlich der Verfestete nicht 
binnen sechs Wochen und Einem Tage aus der Verfestung, so 
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könnte er anf Antrag des.KIigerB oder auch $ns eigener Ini- 
tiative des Unterrichters darch Anieige an den hohem Riehter 
in die Beichsackt k(Hnmen. 

Bsp. I. 71. Svene die rechte gogreve yervest, die siner 
goscap an dat gerichte tint, getttget he sine vestinge vor deme 
grefen, he inrirft (gewinnet) des grefen vestinge attohant 
Sfls irwirft ok die greve mit siner vestange des kduiges acte." 
IL 34. |,Svene en richtere vervestet nnde mit siner vestinge 
bringt in des Koninges achte... *" 

Wer endlich Jahr and Tag in des Rieiches Acht gewesen 
ist, ohne sich aas derselben za ziehen, der veriUIt Aber er- 
neaertes Anlangen in die „Ober ach t^. 

Ssp. III. 34 §. 3. |,Sve sik at der achte tat unde 
rechtes nicht ne pleget, wert hess verwnnnen, man dat 
ine in overacbte, als of he jar ande dach in achte hebbe 
geweseil." 

£s fragt sich nanmehr, in welchem Zasammenhange stan- 
den Terfestang^ Beichsacht and Oberacht mit dem Institute der 
Untersaohangshaf t ? 

Der Zusammenhang war» wie neuere Forschungen so auch 
die Franklin's «ur vollsten Evidenz dargethan haben, ein sehr 
inniger und bedeutungsvoller. 

Betrachten wir zunächst den Einfluss, den die Verfe« 
stung auf den etwaigen weitem Verlauf des Strafverfahrens 
gegen den Yerfesteten hatte, oo sehen wir, dass in erster 
Idoie Alles davon abhing, in welcher Weise der Verfestete 
vor Bericht gebracht wurde. Kam er un gefangen vor Ge* 
rieht — - wozu ihm der Bichter freies Geleite geben muss — 
so blieb er im Gebrauche aller Vertheidigungsinittel, er konnte 
den Beinigungseid schwören und musste gegen Bflrgschaft aiif 
freiem Fusse gelassen werden, wie dies der Ssp. ß. II. Art 4 
ausführlich darlegt. In diesem Falle also war die Verfesfiing 
ohne bedeutende Wirkung und der Satz, dass der Verfestete 
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„nicht sein Recht verwifkit habe*", geluigte zur Tollen Wirk- 
samkeit. 

ungleich h&rter war der Einflass der Verfestong, wenn 
der Verfestete gefangen vor Gericht gebracht wnrde; hier kann 
er nicht mehr Bürgen setzen, er hat keinen Reinignngseid gegen 
die Klage nnd es geht ihm im den Leib, nm welcher Uebelthat 
willen er anch verfestet worden sein mag. Ssp. L 68 § 5 nnd 
ni. 63: § 3 — ein klarer Beweis dafflr, dass die Verf^sinnj 
kein Gontamacialerkenntniss sein kann im* Sinne unseres heu- 
tigen Bechtes, dass sie vielmehr eine blosse üngehorsamsstrafe 
seit durch die in erster Linie die persönliche Freiheit des Ver- 
festeten betraffen wird. 

Diese Anschannug erfährt ihre vollste Begründung, wenn 
weiters das Wesen der Reich sacht in ihrer Stellung zur 
Verfestnng und zu der Oberacht in nähern Betracht gezogen 
wird. Der Reichsächter hatte vor Allem alle jene Rechtsfolgen 
zu tragen, durch die der Yerfestete bedroht wurde, hiezu ge- 
sellten sich jedoch in Bezug auf Leib und GM noch andere 
in höherem Maasse fühlbare Nachtheile. 

In den Achtsurkunden lesen wir : „Der El&ger möge Lyf 
und Gut gryfen^ zo Strassen, zo wasser und zo lande und' damyt 
vortvaren doen Und daz in sinen eygen nutz und urber keren 
zo ollen sinen willen mit gerichte oder ane gerichte**, femer 
,,man soll den Geächteten von der Klägerin und des Reiches 
wegen in allen Städten, Schlössern, Gebieten und Gerichten 
^bekümmern und angryfen^f dann „man solle den Geächteten 
üfhalden, bekümmern und angryfen^, so wie „bekümmern, 
angryfen, antworten und vahen.*" 

In allen diesen Bezeichnungen sehen wir 
daher klar und unzweideutig "Emen Begriff zum Ausdrucke 
gelangen , den nämlich , dass mit der Verkündigung der 
ReichsacM eine Verhängung des Arrestes auf die Person 
und Habe des Geächteten verbunden sei. Sein Gut wird 
ihm nicht vertheilt, seine. Person nicht für friedlos erklärt, 
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doch wird Jeoes überall im Beiehe. in Besehlag genomme»^ 
er selbst, wo immer er sich finden lässt, zur Haft ge« 
bracht. 

Ea wird dieser Arrest nicht im Interesse einer bestimm- 
ten Person aasgesprochen, sondern in dem der öffentlichen 
Rechtsordnung, er soll daza dienen, den Ungehorsamen znm 
Gehorsam gegen das Gericht zn nöthigen, dämm ergeht der 
Befehl zur Vollziehnng des Arrestes nicht nur an den Elfiger 
und dessen emaniite Helfer, sondern an Alle im Beiehe, 
welche von diesem darum angegangen werden. 

In der Verfestung war die persMiche Freiheit den An- 
griffen Eineelner^ insbesondere dem Kldtgers preisgegeben, in 
der BeichsacM tvurde die Freiheit von Allen bedroht. 

* Wesentlich anders gestaltete sich das YerhUtniss in der 
Oberacht, welche verkQndet wurde, wenn der Vemrtheilte 
sich nicht binnen Jahr und Tag aus der Beichsacht zog. 

Bsp. I. 88. §. 2.: „Die ok jar und dach in 
des rikes achte sin, die delt man rechtlos 
dat is yredlos.^ Bichtsteig Landrecht 35 §. 8: »is he 
sas jar unde dach in des rikes achte so vintme he si rechte 
los unde sin len si dem heren ledich unde dat eigen dem 
rike." 

Weickbild: «Welch man aber in des kOnigis achte 
blibet jar und tag, der hat verloren sien ere, unde sien len 
unde sien recht unde syne fryheit unde synen lip." 

Landfrieden 1179: „Si vero proscripti in pro^criptione 
imperatoris per annum et diem fnerint, exleges erunt, et omni 
jure de cetero carebnnt nee aliquod jus in beneficiis et allodiis 
habebunt.'' Treuga Henrici c. 17: „Wer Jahr und Tag in der 
vom Beiehe verhängten Acht beharrt exlex judicabitur.** 

Vor Allem ist nach den Ausdrücken judicabitnr, exlex 
erit, so vintme nicht zu zweifeln, dass die Frage, ob die 
Oberacht auszusprechen sei, mit Urtheil zu entscheiden 
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war, dass also die Wirkimgen der Oberacht nicht echon von 
selbst eiDtraten, wenn der Aechter Jahr und Tag in der Acht 
verblieb. 

Weiters ist nicht zu zweifeln, dass mittels der Öheracht 
der Geächtete friedlos gelegt wnrde; seine ganze Rechtsfähig- 
keit wird vernichtet nod in Fol^e davon geht Ehre nnd Freiheit 
verloren, alle Familienbaude werden gelöst, aller Bechtsschntz 
wird entzogen, so dass den Yemrtheilten ohne Furcht vor 
Strafen des Rechts- und Friedensbmches Jeder ergreifen darf 
nnd angreifen soll. 

Hier, aber auch nur hier haben wir es mit einem Gon- 
tumacialerkenntnissct^im Sinne unseres heutigen Rech- 
tes zu thun, denn die Oberacht, von der sich zu lösen nur in 
Ansnahmsfallen gestattet erscheint, verhängt wirkliche Strafe 
gegen den Geächteten, während Bdchsacht und Verfesiung 
durch das Mittel der Unlersuchungshaß die Ersswingung des 
Q-ehorscms eum Zwecke der DurehfUihrung des Verfahrens an- 
streben^ 

Ski ß) In vollendeter .Entwicklung begegnen wir .der Bürg- 
schaftsleistung in dem Strafverfahren, wie solches ans durch 
die Rechtsbficher dargestellt wird. 

In Klagen um üngericht mussten sowohl vom Kläger 
als Beklagten in mehrfacher Richtung Bürgen gestellt werden, 
sollen sie der gefänglichen Haft entgehen. Der Kläger muss 
Bürgen stellen, dass er die Klage* fortsetzen, der Beklagte, 
dass er sich vor Geridit vertheidigen wolle« 

Ssp. II. &. „Der Richter soll auch Bürgen haben von dem 
Kläger und von dem, auf welchen die Klage geht, dass sie zu 
Recht vorkommen.* 

Schw. sp. C. 3. „Da zween Mann für Gericht gehen und 
klagen um Oült einander an, oder um üngericht, die sollen 
Bürgen setzen, der eine, dass er die Klage vollführe, der 
andere, dass er der Klage antworte als Recht sei.? 
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Konnten sie keinen Borgen steilen, so worden sie, wenn 
sie anders im Bezirke nicht begfltert waren, Beide, Elftger so- 
wohl als Beklagter in YerwahniDg gebracht. 

Ssp.'l. 61. nWer keinen Bttrgen haben kann an -solchen 
Orten> wo er anch kein Erbe hat, den soll die Frohnengewalt 
behalten, wenn er nm üngericht klagt, öder die &lage anf 
ihfi selbst geht.'' 

Ausgeschlossen war jedoch, wie bereits oben erwähnt 
wurde, die Bflrgschaft des Geklagten in dem Falle, wenn er 
anf handhafter That oder innerhalb der Yerfestung er- 
griffen vor Öericbt gebracht wurde; wurde da aus welcher 
Ursache immer auf den anderen Tag mit Urtheilen gefristet, 
so blieb der „gefangene'' Miann in des Gerichtes Gewalt. 
Ssp. II. &• * 

Die Höhe der zu leistenden Bürgschaft war das Wehr- 
geld für den zu Verbürgenden. Ssp. II. 10. , Niemand ist 
schuldig höhere Bürgschaft vor Gericht zu , bestellen, denn 
sein Wehrgeld steht." Und so musste denn auch der Ver- 
folger des Verfesteten dem Gerichte, in dem er ihn traf, 
eine Bürgschaft in der Höhe des Wehrgeldes stellen, um 
ihn in das verfestende Gericht zurückbringen zu dürfen, und 
Jener, der so viel Eigenes in einem Gerichte hat, dass 
es mehr werth ist; als sein Wehrgeld ausmacht, der darf kei- 
nen Bürgen setzen, wenn man ihn wegen eines Verbrechens 
anklagt. 

Verschieden . war der Nachtheil, der nach schwäbi- 
schem, und jener, der nach sächsischem Landrecht den Bür- 
gen traf^ wenn dieser den Geklagten nicht vor Gericht zu 
stellen vermochte. 

Nach schwäbischem Rechte musste der Bürge die Strafe 
leiden, die den Angeklagten würde getroffen haben; nach säch- 
«ifi<diem dagegen war in einem solchen FaUe der BtMrge nur 
verbmideny Busse und Wette für den Angeklagten za bezahlen 
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oder wo die Sage dem Geklagten an den Hals gegangen war, 
sein Wehrgeld. 

Schwsp. G. I6i. „Wer aasbürget einen Mann vor einem 
Riehter, dass er Ihn filrbringe um Ungerichte, bringet er 
ihn nicht fftr, er mnss Alles leiden, das Jener sollte leiden/ 
und Gap? 826: »Es soU' Niemand Bflrge werden ftlr einen 
Todtscfalag; wird aber Einer Bflige, man tödtet ihn als 
jenen^" 

Hier mnaste somit der Bürge Gefangenschaft über sieh 
ergehen lassen ; dagegen Ssp. III. 9: „Wer eines Mannes Bürge 
wird ihn vor Gericht zu bringen» nnd kann ihn nidit haben, 
da er ihn vorbringen soll, der mnss. bessern nachdem der be- 
klagt war, also doch, dass er .der Klage znvor überwanden 
sei. Geht ihm ^ sc. dem Verbürgten — die Klage an den 
j^yib, er mnss sein Wehrgeid geben. Das soll dem Klftger 
werde» und nicht dem Richter, aber seine Gewalt hat dieser 
daran.* 

. Die Haft v^^^^i^^ ans hier somit als eine 
Bürgschaftsleistmmf.für die zukünftige Erfüllung 
des ürtheiles, eine \rt erzwungenen ürtheils- 
erfüllungsgelübnisses, e^ne ümgestaltang der 
fides facta des altg.ermaniso^en Rechtes. 



So sehen wir allgemach in der Entwicklang des ^^utschen 
Strafverfahrens die Untersuchungshaft alle gangbaren Bärmen 
annehmen, nur jene nicht, in der sie der Erforschung ^er 
Wahrheit im Processe Dienste leisten soU. In dieser Gestäl-^ 
tang musste sie dem Wesen und Charakter des deutschen 
Strafverfahrens fremd sein und fremd bleiben. 

Das Beweisverfahren des selb st d t ä n d i g «ntwidcelten 
germanisdien Rechtes konnte der Untersuchungshaft keinen 
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FUttE einräamen, weil die Erforschung der Wahrheit anf den 
Einditiek BÜiiilich .wahrnehmbarer Tbatsachen, aof die Operation 
des OefAbles gebaat war. 

Die Yolle lebtaBwarmo üeberziBtignng verlangte mae, ein 
Stack conviction intime des moderaen Rechtes, jedoch sollte 
sich dieselbe erst dann Bahn brechen; weni^ dir 8pnich 
rt e » Sfibold oder Nichtschald gefällt werden sollte ; somit 
erst am Schlnsffe, Mäht aber schon im Zuge des Ver- 
fahrens. 

Das geänderte Beweisyerfahren nun wollte cAnrtelr 
schen Nationalcharakter Rechnung tragend gleiche Stärke und 
Tiefe der Ueberzeugnng, aber anf anderem Wege erreichen, 
auch hier sollte kein Zweifel ttbrig bleiben, aber in der Art, 
wie er hier gebannt werden sollte, darin lag ein Moment, 
welches für eine Neubildung der Untersuchungshaft von höchster 
Bedeutung werden musste. 

Um den Beweis in schwerfälliger umständlicher Weise 
aufzubauen, um mit logischen Schlössen den Beschuldigten zu 
umgarnen, damit der Urtheilsspmch mit einer Art mathema- 
tischer Gewissheit erfolge, um mit Einem Worte die Yer- 
standesthätigkeit fttr die ErfQUung ihrer Aufgabe in 
dem Grade zu stärken und nach Aussen hin vor jedem Zweifel 
zu sichern, uHe es früher die GefüUsthätigheU^ gestützt auf 
Eid, Kampf und Oottesurtheil war\ hiegu bot sieh in dem Qe- 
brauche der Untersuchungshaft als eines WahrheUserfarschungS" 
mittels ein treffliches Werkzeug^ von dem denn auch in 
Bälde der atisgiebigste Gebrauch gemacht wurde. Und so 
sehen wir denn, dass das dem deutschen Verfahren in aUen 
Entwicklungsstadien innewohnende eifrige Streben nach pro- 
cessualer Wahrheit einmal ein bestimmtes Princip der Unter- 
suchungshaft von sich weist, das andciremal dieses Princip zur 
ungemessensten und abträglichen Wirksamkeit gelangen lässt, 
eine Thatsache, die schon darum in ihrer hohen Bedeutsam- 
keit gewürdigt zu werden verdient, weil sie allein die sonst 
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80 anflfKIlige Erscheinung za rechtfertigen vermag, dass gerade 
m dentaehrechiUchen InquigiUontprocesee die UniereuekimffB» 
haft (da WahrhetUerforschungsmütel tu mcM eu reehtferü- 
gender Wei3e sieh feeUeirie und no<A jtM den Bemühungen, 
9ie als einen Ueberresi der Tariur 0u entfernen^ in wirksame 
ster WeUe $n apoUen vermag. 
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3. Capitel. 



Canonisches Recht. 

Philipps Lehrbuch des Kirchenrechtes II. § 216 u. f. Walter, 
Lehrbuch des Kirchenrechts §. 194 u. f. Richter, evang. und ka- 
tholisches Kirchenrecht, § 211. K. F. Eichhorn, Kirchenrecht II. 
S. 83—100. Eosshirt, kanonisches Kirchenrecht, IIL B. 3 Gap. 
S. 822—854. Planck, Geschichte der kirchlichen Verfassung, IV. B. 
8. 22&— 248. München, das kanonische Gerichtsverfahren und Straf- 
recht, L B. IV. B. S. 382, 392, 432 u. ff. Biener, Beitr&ge zur 
Geschichte des Inquisitionsprocesses, IE. Cap. S. 16—20, 39— 6<>. 
Molitor, Vom Gerichtsverfahren gegen Gleriker, IV., V. u. VII. Cap. 
Marx, de denuntiatione juris Canonici Cap. VI. Heffter, lieber 
Verbrechen der Kirchen- und Staatsdiener, Archiv des Criminalrechts 
S. 48 und ff. Durantis Speculum juris, de accus. § 1,'8-'10, de 
inquis. § 3, 37. Joh. Petri d'e Ferraris practica. Forma inquisit. 
17 et sequ. Angelus Aretinus, Tractatus de maleficiis Mro. 4. 
Hyppolytus de Marsiliis, practica causarum criminalium § attin- 
gam 28. Julii Clari Sententiarum receptarum lib. V. § fin. Qu. 28. 
Llorente histoire critique de Tlnquisition d'Espagnel. p. 299-301. 

Den wichtigsten Einflnss auf die Untersnchungshaft in 
ihrer heutigen Gestaltung bat von allen der österr. Straf- 
processgesetzgebuDg zu Grunde liegenden Rechtssystemen das 
canoniscbe Strafverfahren ausgeübt. Es wird daher später bei der 
dogmatischen Erörterung des Institutes in ausführlicher Weise 
auf dasselbe zurückgegriffen werden müssen, wodurch es ge- 
rechtfertigt erscheint — um sonst unvermeidlichen Wieder- 
holungen vorzubeugen — dasselbe an dieser Stelle nur in den 
äussersten Umrissen in Kttr^e zu skizziren. 

Das Strafverfahren des cauonischen Rechtes ist rück- 
sichtlich seines Einflusses auf die Entwicklung der Unter- 

Z a c k e r , TJiitennchangEhaf t. 8 
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snchnngshaft von einem zweifachen Standpunkte aus in Betracht 
zu ziehen. 

A. Von dem Standpunkte seiner Wirksamkeit auf dem 
Gebiete der autonomen kirchlichen Strafgewalt. 

B. Von jenem Standpunkte seiner Wirksamkeit, in wel- 
chem es in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts in den 
weltlichen Gerichten Italiens recipirt, von da aus den 
Anstoss zu der Neubildung des gesammten Strafverfahrens 
gegeben hat. 

ad Ä. Schon im röm. Reiche u. z. von der Zeit an, wo die 
christliche Religion gleiche Berechtigung mit den übrigen Gülten 
erhalten hatte, tritt eine Jurisdictionsgewalt der Kirche zu 
Tage^ die bald die Grenzen ihrer Competenz erweiterte. 

Den kirchlichen Obern wurde in Civilstreitigkeiten der 
Kleriker die Competenz eingeräumt und ebenso wurden die 
Amtsvergehen von den geistlichen Vorgesetzten geahndet. 
In sachlicher Hinsicht hatten ausserdem die Bischöfe in 
rein kirchlichen Sachen — de religione — zu cognosciren. 

Im fränkischen Staate erweiterte sich die Competenz der 
Kirche in bedeutendem Umfange, indem nunmehr auch schon 
die gemeinen Vergehen der Geistlichen der kirchlichen Juris- 
dictionsgewalt unterworfen wurden ; vorzüglich war es aber die 
Institution der Sendgerichte, die die Bedeutung der kirchlichen 
Strafgewalt natnrgemäss erhöhen musste. Mit der mächtigen 
Stellung; welche die Kirche seit dem 12. Jahrhundert gegen- 
über der weltlichen Gewalt errungen hatte, wuchs ihre Com- 
petenz aufs neue und die Handhabung ihrer Jurisdiction wurde 
von jeder staatlichen Einwirkung verschont. Die Kirche hatte 
die Cognition in allen Disciplinar- und Criminalvergehen, ferner 
in den Civilstreitigkeiten der Geistlichen — der Wittwen und 
Waisen — der personae miserabiles. In sachlicher Hin- 
sicht gehörten jetzt nicht nur die rein kirchlichen Sachen, 
causae spirituales, sondern alle diejenigen, welche irgendwie zu 
Kireh^i und Religion in Beziehung standen, vor die Cognition 
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geistlicher Gerichte ; von den Verbrechen unterstanden insbe- 
sondere die rein geistlichen Verbrechen, wie die Ketzerei, das 
Schisma, die Apostasie, die Simonie, sodann die sogenannten 
gemischten Delicto, wie Blasphemie, Sacrilegium, Ehebruch, 
Bigamie und Stuprum der kirchlichen Gerichtsbarkeit. 

Bei der umfangreichen Gompetenz, die im Laufe der 
spätem Jahrhunderte nur schrittweise verringert wurde^ ist es 
einleuchtend, dass sich für das Verfahren in diesen Rechts- 
sachen eigene processnalische Nonnen ausbildeten, deren In- 
begriff das canonische Strafverfahren im engeren Sinne bildete, 
von dessen Stellung zum Institute der Untersuchung wir nun 
des nähern sprechen wollen. 

Hier gilt es vor Allem^ die verschiedenen Arten des 
canoniscben Strafverfahrens im Auge zu behalten. Dieselben 
sind 1) die Accusatio, 2) die Notoria, 3) die Exceptio, 4) die 
Inquisitio und Denuntiatio und 5) die sogenannte Inquisitio he- 
reticae pravitatis. 

Wir werden die Stellung der Untersuchungshaft inner^ 
halb jeder einzelnen Verfahrungsart in Ktirze zu präcisiren 
haben. 

1) Die Accusatio ist nach dem Zeugnisse Aller mit un- 
erheblichen Modificationen fast ganz dem rdmischen Rechte 
entnommen. Die Anklage wurde durch die Ueberreichung 
eines dem bekannten Inscriptionslibell des Paulus genau nach- 
gebildeten Klagslibelles erhoben, darauf folgte seitens des An- 
klägers die Subscription, in welcher sich der Ankläger der 
nämlichen Strafe, die den Angeklagten treffen soll, schriftlich 
unterwirft. Die Form der beiden Schriftstttcke war u. z. die 
der Inscription : Coram — Name des Richters — propono 
contra P., quod ipse hoc anno mense tali commisit adülterium 
cum Berta uxore Titii in tali civitate, in domo tali et in tali 
Camera ipsius domus, super quo eum coram vobis accuso; 
quare peto eum secundum legem de adulteriis poena capitali 
punire. Darauf die Subscription mit den Worten : Ego Lucius 

8* 
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profiteor, me hunc libellnm dedisse aano Domini M270 mensis 
majis intrantis die 9. et praefatam accusationem me legitime 
persecntomm et probatarnm promitto et ad hoc me specialiter 
Obligo poenaifl calnmniae seu talionis me sabitnrnm si baue 
accnsationem calnmniae instituero vel si in probatione defecero 
praedictnrnm. Nnn folgte die Yerhandlnog über die Delation, 
nach deren Ergebniss der Richter die Znlassung der Anklage 
beschloss, wodurch der Beschuldigte in den Zusttuid des Reats 
versetzt erschien. Nuumehr war der Process gesetzlich ein- 
geleitet — accusatio canonice instituta — und die Folgen des 
Reats äussern sich für den Beschuldigten darin, dass derselbe 
ganz im Sinne der berühmten QuelleDStelle der Fand. 1. 1 D.. 
de cust et exhibitione reorum je nach der Schwere des ihm 
zur Last gelegten Delictes nach seinen Verhältnissen, nach 
seiner persönlichen Eigenschaft entweder in Verwahrung — 
carcerem — gebracht, oder einem Soldaten — militaris — 
oder endlich einem Bürger zur Ueberwachung übergeben wird r— 
libera custodia. 

2) Die Nöforia. Auch dieses Verfahren war dem rö- 
miscl{en Rechte entnommen und dem summarischen Verfahren 
bezüglich der delicta manifesta genau nachgebildet. Das We- 
sentliche dieses Verfahrens bestand darin, dass bei Ergreifmig 
gevnsser Verbrecher auf frischer That die Solennitäien der 
Inscription, Subscription und Delation entfielen, dass der* 
gleichen Processe accusatore non indigent und judiciarum or- 
dinem non requirunt. Hier begann der Process so recht mit 
der Ergreifung und Verhaftung des Beschuldigten; es wurde 
die That gewissermassen in ihrer Dauer verlängert und dem 
Richter näher gebracht. Auch das sofortige Geständniss führte 
nach dem Vorbilde des römischen Rechtes zur Verhaftung und 
Aburtheilung. Das Rechtsprincip des kanonischen Rechtes 
musste um des öffentlichen Aergernisses willen, zu dem ein 
offenkundiges Verbrechen Anlass gab, mit Strenge eintreten 
und dem beleidigten Rechtsgefühl durch eine sofort eintretende 
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Art der- Sühne — die Einkerkerung — Genugthnang ver- 
schaffen. 

3) In dem Verfahren der sogenannten Exceptio konnte 
dagegen eine Untersnclinng&haft natnrgemäss nicht stattfinden. 
Es bestand dieses Verfahren einfach darin, dass man dem- 
jenigen, der als Kläger oder Zenge in einem Processe auf- 
trat, Verbrechen vorwarf nnd nachwies, um dessen Zengenschaft 
als unzulässig darzustellen. Es war dies, wie schon der Aus- 
druck bezeichnet, mehr eine Vertheidigungsart des Geklagten 
als eine Verfolgung des Uebelthäters zu nennen. Darum fahrte 
auch die gelungene Exceptio nicht zur Bestrafung oder zur 
Busse des einer Frevelthat Beschuldigten, sondern nur zur 
Zurückweisung der Anklage. Dass in einem solchen Ver- 
fahren, das wir nicht einmal ein eigentliches Griminalverfahren 
nennen können, die Captur nicht platzgreifen konnte, ist auf- 
liegend, weshalb auch in eine weitere Erörterung dieser Ver- 
fahrungsart nicht eingegangen werden soll. Wir gelangen 
nunmehr zur Besprechung der für uns so wichtigen 

4) Denuntiatio und Inquisitio, Die Handhabung der 
kirchlichen Zucht führte schon in der ältesten Zeit zu einem 
Verfahren gegen jene Personen, die durch ein allgemeines oder 
glaubwürdiges Gerücht einer unerlaubten Handlung beschuldigt 
worden waren — infamati. Nachdem die Kirche aus dem 
germ. Rechte, wenn auch mit vielfachem Widerstreben den 
sogenannten Reinigungseid hinübergenommen hatte, lag der 
Schwerpunkt des Infamationsverfahrens darin, dass der Be- 
schuldigte befugt war, sich durch Ablegung des Reinigungs- 
eides von dem Verdachte zu reinigen; wurde der Eid nichjt 
geleistet, so erfolgte Busse. Dies Verfahren war zumeist gegen 
kirchliche Würdenträger gerichtet, die von dem Verdachte, eine 
unerlaubte Handlung verübt zu haben, nicht belastet bleiben 
durften. Dasselbe war anfänglich zumeist disciplinärer Natur 
und hatte den Zweck, die Autorität des Standes durch Ent- 
fernung unwürdiger Mitglieder zu wahren. Eine praktische 
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Ansbildang erfahr diese Institution, nachdem auch die Send- 
gerichte ihren bedeutenden Einfluss auf die Entwickelung aus- 
geübt hatten, durch die umfassende reformatorische Thätigkeit 
Innocenz III. Nun sollte die' Infamatio den Anlass zu einer 
ex officio geführten Untersuchung geben, der man den 
Namen Inquisitio beilegte und die in nachstehender Weise 
durchgeführt wurde. Ist rackslchtlich einer bestimmten Person 
bezfiglich eines gewissen Delictes infamia vorhanden, und 
ist das Vorhandensein dieser infamia durch eine präjndicielle 
richterliche Cognition festgestellt worden, so wird die Un- 
tersuchung gegen den Beschuldigten vor dem ordentlichen 
Richter eingeleitet. Derjenige, gegen welchen die 
Untersuchung geführt werden soll, muss per- 
sönlich gegenwärtig sein, damit ihm die Punkte 
der Beschuldigung — capitula — vorgelegt werden können, 
die er der Reihe nach zu beantworten hat; die Namen* 
und Aussagen der gehörten Zeugen werden dem 
Beschuldigten mitgetheilt, damit er sich gegen die- 
selben vertheidigen könne. War durch die Zeugnisse der Be- 
weis hergestellt, so führte dies zu einer ausserordentlichen 
gelinderen Strafe ; wurde die infamatio blos bestätigt, ohne den 
vollen Beweis zu liefern, so wurde nunmehr durch richterliche 
Verfügung dem Beinzichtigten der Reinigungseid auferlegt, und 
wurde derselbe nicht abgelegt, so führte dies zur vollen gesetz- 
lichen Strafe. In ähnlicher Weise wie die alte Infamatio wurde 
auch die Denuntiatio des älteren Rechtes — denuntiatio 
evangelica genannt — durch Innocenz III. ausgebildet. Hatte 
sich nämlich Jemand an seinem Mitbruder versündigt, so konnte 
der Beleidigte ihn unter vier Augen zur Rede stellen, half dies 
nicht, so konnte dies vor Zeugen geschehen, und endlich, wenn 
selbst da keine Genugthuung erfolgte, so geschah die Anzeige 
an den Eirchenoberen und hatte die Verhängung einer Kirchen- 
bnsse zur Folge. Durch Innocenz III erhielt die Denuntiatio, 
bei der der Denunciant nicht die Mühsalen und Gefahren des 
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Anklägers auf sich za nehmen hatte, eine veränderte Gestalt, 
indem sie nan zar Inqnisitio führen konnte, da eine glaubhafte 
Denuntiatio zur Herstellnng der diffamatio znreichte. Die Re- 
sultate der sich auf Denuntiatio gründenden Inquisition waren 
dieselben, wie bei der Inquisitio auf Diffamatio. Was nun 
die Untersuchungshaft innerhalb dieser Yerfahrungsarten be- 
trifft, so ist es wohl einleuchtend, dass eine solche in dem 
alten Infamationsprocesse vor der reformirenden Thätigkeit 
Innocenz III. nicht platzgreifen konnte. Zunächst muss ins 
Auge gefasst werden, dass die Einführung der Inquisition auf 
nicht geringen Widerstand stiess, man war geneigt, dem neuen 
Institute nicht jene Gesetzlichkeit zu vindiciren, die die Form 
der Accusation für sich in Anspruch nahm; hier nun wäre es 
gewiss nicht am Orte gewesen, die Haft in irgend einem Sta- 
dium als gesetzlich zu statuiren, zumal die in der Talions - 
verbindiichkeit steckende Garantie gegen falsche Beschuldigung 
denn doch gänzlich abging. Auch erheischte der durch die 
Inquisition angestrebte Zweck keine so harte Massregel, wie 
es die Custodia oder der Garcer des römischen Rechtes war. 
Bios zur besseren Handhabung der kirchlichen Zucht war die 
Inquisitio geschaffen worden; der für schuldig Erkannte wurde 
in den meisten Fällen nur vom Amte entfernt, somit war kein 
Anlass vorhanden, im Laufe des Processes mit solcher Strenge 
gegen den Beschuldigten vorzugehen, zumal das inquisitorische 
Verfahren seinem Wesen nach mehr eine persecutio civilis als 
criminalis gewesen. Auch steht die Art und Weise, wie die 
Inquisitio durchgeführt werden sollte, dem Gedanken, dass es 
eine Gaptnr gegeben haben könnte, ziemlich schroff entgegen. 
Der Richter hatte sich an den Ort zu begeben, an dem das 
Vergehen geübt worden sein soll, er hatte also gewissermassen 
sich dem Beschuldigten zu nähern, der während der gegen ihn 
geführten Untersuchung in Amt und Würde blieb, was schon 
an sich der Vorstellung von der Verhängung der Untersuchungs^ 
haft keinen Raum lassen konnte. Der Satz: „debet igitur esse* 
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praesens is, contra quem facienda est inquisitio, nisi se per 
contumaciam absentaverit, et exponenda sunt ei illa capitnhi, 
de qoibns faerit inqnirendam, nt habeat facaltatem defendendi 
se ipsam'S auf welchem, wie wir später sehen und ausführen 
werden, die ganze Lehre der Untersnchnngshaft im gemein- 
rechtlichen Inqnisitionsproeesse zu ruhen scheint, dieser Satz 
entstammt zur Zeit, als der Inquisitionsprocess sich noch auf 
das Verfahren im canonischen Rechte beschränkte, noch ganz 
der ursprünglichen milderen und richtigeren Auffassung. Die 
Gegenwart des Beschuldigten war nur darum eine 
Bedingung der Durchführung des Processes, um 
demselben die wirksame Vertheidigung zu er- 
möglichen. Lag nun dem laquisitionsverfahren überhaupt 
mehr die Durchführung der Idee der Vertheidigung zu Grunde, 
als die der rachedürstigen Verfolgung, so ist es unschwer zu 
dem berechtigten Schlüsse zu gelangen, dass dem vor Inno- 
cenz IlL instituirten canonischen Inquisitionsprocesse die Un- 
tersuchungshaft fremd war und fremd bleiben musste. i 

Ein AJaderes war es freilich, als Innocenz in. trotz viel- 
fachen Widerstandes die Inquisition als ordentlichen cano- 
nischen Criminalprocess einführte und zur allgemeinen Aner- 
kennung zu bringen wusste. 

Hier vertrat sodann der auf Grund des Vorverfahrens 
gebildete libeUus inquisitoritis das überreichte Elagslibell eines 
Klägers, nur dass eben im ersteren Falle der kirchliche Richter 
ex officio procedirte; der zu Verfolgende wurde reatus im 
Accusationsprocesse und als solcher konnte er allerdings nach 
Massgabe der Verhältnisse verhaftet werden, wie dies des 
nähern weiter unten bei der Darstellung des in den weltlichen 
Gerichten Italiens recipirten Inquisitionsprocesses dargestellt 
werden soll. 

5) InqtäsUio hereticae pravitatis. Nach alter Kirchen- 
verfassung gehörte es zur Jurisdiction der Bischöfe, gegen die 
Ketzer und Irrgläubigen einzuschreiten. Es geschah dies im 
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Einzelnen oder durch das schon erwähnte Institat der Send- 
gerichte. ' 

Im 12. Jahrhunderte jedoch schienen die ordentlichen 
Mittel gegen das Ueberhandnehmen der ketzerischen Sectirer 
und Irrgläubigen nicht auszureichen; man griff zu der so- 
genannten inquisitio delegata — zu Inquisitionscommis- 
sionen, deren Aufgabe es sein sollte, durch ein eifriges rück* 
sichtsloses Vorgehen die katholischen Länder, insbesondere das 
südliche Frankreich, Spanien, Italien, zum geringen Theile auch 
Deutschland von den Ketzern zu säubern. 

Das Wesen derselben bestand, worauf schon der Name 
hindeutet, darin, dass der Papst kraft seiner plenitudo pote- 
statis Anderen neben den Bischöfen das Geschäft der Ketzer« 
inquisition committirte. Anfangs waren diese Inquisitoren con- 
current mit den Bischöfen, sie rissen jedoch später das ganze 
Inquisitionsgeschäft an s|ch, so dass die ordentliche Gerichts- 
barkeit für dieses Gebiet der kirchlichen Strafrechtspflege 
gänzlich aufhörte. Insbesondere war dies der Fall, als ge- 
wissen Orden und Brüdern ^ so z. B. den Dominicanern 
und Franciscanem, die einen besonderen Eifer bei den Ver- 
folgungen an den Tag legten, allgemeine päpstliche Conimis- 
sionen fü^ bestimmte Länder übertragen wurden. 

Das Verfahren vor diesen Inquisitionscommissionen war 
wie vor der ordentlichen Kirchenbehörde entweder eine accu- 
satio oder eine denuntiatio oder eine inquisitio, doch 
traten insbesondere bezüglich der letztgenannten Verfahrüngsart 
wichtige Aenderungen ein, deren Einfluss sich vornehmlich auf 
dem Gebiete der Untersuchungshaft äusserte. 

Erstem macht sich das Princip der Heindichheit des Ver- 
fahrens geltend. Während bei der gewöhnlichen Inquisitio dem 
Beschuldigten Alles mitgetheilt wurde, was Zeugen, Mitschuldige 
etc. gegen ihn vorgebracht hatten, um ihm eben die Vertheidigung 
zu erleichtern, werden hier die Aussagen der Zeugen und Denun* 
cianten den Beschuldigten zwar publicirt, deren Namen jedoch 
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werden verschwiegen; und zuletzt verfiel man auf das Mittel^ 
die, Anssagen der Zeagen verstümmelt 'mitzatheilen, am den 
Beschuldigten irre zu fahren nnd den Namen der Zeugen nicht 
errathen zu lassen. 

Zweitens erscheint als Abweichung von dem gewöhnlichen 
Verfahren die Anwendung der Tortur, die dem sonstigen 
Inquisitionsprocesse des kirchlichen Verfahrens bis dahin fremd 
geblieben war. 

Man betrachtete nämlich die Ketzerei als ein crimen 
laesae majestatis divinae und setzte sich darum, dem Beispiele 
des römischen Rechtes folgend, gleich wie bei einem crimen 
exceptum über die Bestimmungen des gewöhnlichen, ordnungs- 
massigen Verfahrens hinweg. 

Es galt nunmehr die Geständnisse über innere Glaubens- 
sachen, für. die äussere Beweise vielfach fehlen mussten, zu 
ereudngen, und darum wurde der Gebrauch der Folter den 
Inquisitoren freigegeben, die denn auch bald den reichlichsten 
Gebrauch von ihr machten. 

Mit der Heimlichkeit des Verfahrens und der Anwendung 
der Tortur erwachsen jetzt zwei Momente, die der Unter- 
suchungshaft bald den ausgedehntesten Gebrauch sichern 
mussten. 

Nichts war geeigneter, die Heimlichkeit dem Verfahren 
zu sichern und dieselbe gewissennassen nach Aussen hin zu 
manifestiren, als den Verdächtigen aufzugreifen und in die 
Schreckenskerker der Inquisition wandern zu lassen. Hier war 
der Verkehr mit der Aussenwelt in natnrgemässer Weise unter- 
brochen und abgeschnitten ; der Inquisitor hatte den Verdäch- 
tigen ganz in seiner Gewalt und konnte ihn für jene weitere 
Procedur in geeigneter Weise vorbereiten und mürbe machen, 
in welcher es galt, durch körperliche und geistige Folter Ge- 
ständnisse zu erreichen, auf deren Grund man den Verdächtigen 
überführen und der Strafe überliefern vermochte. Je schreckens- 
volier sidi aber diese ganze Procedur gestaltete, am desto 
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gr((B8er war der Beiz, sich derselben mittels der Flucht zu 
entziehen, und die Besorgniss vor derselben erzeugte hin- 
wiederum auf Seite der Inquirenten das Streben, die Flucht 
durch beschleunigte Haftverhängung zu vereiteln« So bewegte 
sich bei der inquisitio hereticae pravitatis das Verfahren in 
einem circulus, welcher immer wieder zu der Verhaftung des 
Beschuldigten führen musste. 

ad B. Nachdem der von Innocenz in. geschaffene und 
reformirte Begriff der inquisitio durch die Canonisten eine 
praktische Ausbildung erfahren hatte, wurde das Inquisitions- 
verfahren etwa in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts in 
den loelUichm Gerichten Italiens redpirt. Die Beceplaon wurde 
durch die Anschauung vorbereitet, dass die Inquisitio im rö- 
mischen Bechte begründet sei und wurde weiterhin durch die 
Gründe^ welche das starre Accusationsverfahren als unzu- 
reichend erscheinen liessen, aufs, lebendigste unterstützt. 

Die Formen der Inquisition wurden vielfach erweitert, 
man begann, gelehnt an die hohe Bedeutung, welche die Indi- 
cien im römischen Bechte hatten, dieselben für zureichende 
Anhaltspunkte zur Einleitung des Inquisitionsverfahrens anzu- 
sehen und formte aus den Ergebnissen der einleitenden Unter- 
suchung den libellus inqnisitionis, welcher das vollständige 
Elagslibell zu ersetzen hatte, volle Strafe für den seiner Schuld 
Ueberwiesenen verhängend. Sobald nun der Inquisitionsprocess 
aufgehört hatte, ausschliesslich der kirchlichen Zucht zu dienen, 
streifte er in der praktischen Durchführung die milden Formen 
ab, mit denen gegen den Beschuldigten im canonischen Bechte 
vorgegangen worden war, und es tritt uns nach Formulirung 
des aus den Ergebnissen der generalis inquisitio formulirten 
Inquisitionslibells die Verhängung der Captur über den zur 
Verantwortung zu ziehenden Inquistus mit immer vermehrter 
Intensivität entgegen« Indess gänzlich liess sich das auf Be- 
günstigung der Vertheidigung ruhende Inquisitionsprincip denn 
doch nicht verläugnen. Die Garantie, die das römische Accu- 
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sationsverfahren in der Sabscriptionsverbindlichkeit dos An- 
klägers fflr ungerechtfertigte Freiheitsberaubnng erblickte, 
suchte der in die Praxis der weltlichen Gerichte übergangene 
Inqnisitionsprocess in objectiverer Weise darch das Verlangen 
eines gewissen Beweisqnantums der Schnld zn ersetzen, nnd 
so wurde der überaus wichtige Grundsatz auch formell fest- 
gestellt, dass eine ^.rechUiche^^ Beschvldigung das Vorheding- 
niss einer jedweden wie immer gearteten Beschränkung des 
Verfolgten sei. Ja noch mehr! Der vorerwähnte Grundsatz 
beschränkte sich in seiner Wirksamkeit nicht allein auf das 
Inqulsitionsverfahren, er verschaffte sich auch in dem damaligen 
Accusationsprocesse seine unangefochtene Geltung, indem die 
Stellung des Privatanklägers vor der des Staates- immer mehr 
zurückwich und letzterem die uneingeschränkte Handhabung 
des Processes wegen des durch die Uebelthat verletzten 
öffentlichen Interesses überliess. In dieser Phase der durch 
die italienischen Praktiker des 12., 13., 14. und 15. 
Jahrhundertes geschaffenen und geförderten En t- 
wickelungdeslnquisitionsprocesses erfuhr die Un- 
tersuchungshaft als selbstständiges Processinsti- 
tnt eine neue gründliche systematische Bearbei- 
tung, die noch bis zum heutigen Tage auf dem 
Gebiete der Doctrin das unerschütterte Funda- 
ment für die Lehre über die Untersuchungshaft 
darstellt. Es dürfte daher nicht abträglich erscb einen, 
die Anschauungen des bedeutendsten Repräsentanten der 
angedeuteten Richtung, die von Julius Glarus aufgestellte 
Lehre über die Untersuchungshaft hier in Kürzcf darzulegen. 
Er stellt folgendes Schema auf: Die Curie hat nach durch- 
geführtem Informativverfahren und nach vorgenommener Prü- 
fung der Indicien die Frage der Verhängung der Untersu- 
chungshaft in Erwägung zn ziehen. Hier müsse vor Allem die 
Qualification des Verbrechens in Betracht gezogen werden, nur 
da, wo dasselbe die Verhängung einer Leibesstrafe nach sich 



Digitized by 



Google 



126 

ziehe, könne die Haft verhängt werden. In zweiter Linie ent- 
scheide das Vorhandensein von Indicien, doch bedürfe es hiezu 
nicht des rechtlichen Beweises derselben, es genfige ein ge- 
wisser Grad richterlicher Ueberzeugung — „et ideo die quod 
jndex habita cUiqmli iuformatione patest devenire ad capturam 
rei.^ Wir können nicht nmhin diesem Lehrsatze des Clarn^ 
den höchsten Beifall zn zoUen, derselbe trifft in einem ent- 
scheidenden Punkte der Lehre den Nagel so zu sagen auf den 
Kopf und ist weit richtiger, als die aus neuerer Doctrin her- 
vorgegangene Bestimmung so vieler neueren Gesetzgebungen, 
welche die Yerhängung der Haft in der Theorie an das Vor- 
handensein eines rechtlich erwiesenen Verdachtsgrundes ge- 
knüpft wissen wollen, was praktisch sich als undurchführbar 
zeigt. Die Formalisirung des Beweises auch eines einzigen 
rechtlich erwiesenen Verdachtsgrundes detzt bereits eine Pro- 
Cedur längerer Dauer voraus, während deren Verlauf der Ver* 
dächtige nicht auf freiem Fusse belassen wei:den kann, ohne 
dass hiedurch die späterhin erfolgende Verhaftung sich als 
zwecklos darstellen würde. Denn kann der Verdächtige bis 
zur formalen Herstellung eines Indiciums ohne Gefahr für die 
Untersuchung in Freiheil belassen werden, so erscheint auch 
die späterhin verhängte Haft als zwecklos. Es hält diese An- 
schauung des Clarus die richtige Mitte zwischen der Verhaf- 
tung auf blosse Anzeige hin und zwischen der Verhaftung 
nach Durchführung einer unter allen Umständen länger an* 
dauernden Procedur. In überzeugender Weise motivirt Clarus 
seine Anschauung, er sagt: „Si vero teneamus secundam opi- 
nionem, quod ante capturam debeant praecedere legi t im a 
indicia poterit reus de facili fugam arripere et judicem ellu- 
dere" ... es müsse die Haft vor Formulirung der Inquisition 
verhängt werden, fährt Clarus fort, dann „esset lidiculum trans- 
mittere reo inquisitionem, priusquam jndex illuni capi faceret, 
quia nihil aliud esset, quam ipsum ad fugam instruere. Welche 
schlagende Wahrheit steckt nicht in diesen Worten? Blicken 
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wir auf unsere heutige Praxis und stellen wir uns tor, ein 
Richter von heute wollte das Gesetz befolgend mit der Yer- 
hftnguug der Haft bis zur Formirung der sogenannten Special- 
untersuchung zuwarten, könnte und müsste nicht der Beschul- 
digte aus der ganzen Procedur deutlich ersehen, dass wenn er 
an die Entfernung überhaupt denken wollte, dies im Laufe d^r 
Voruntersuchung zu geschehen habe? Entzieht er sich aber 
nicht der Untersuchung, wozu dann wieder die Maassregel der 
später eintretenden Haftverhängung, nachdem er sich doch 
früher freiwillig dem Bichter gestellt hat. — Ist auf das Ver- 
brechen peinliche Strafe verhängt, so entscheidet, lehrt Glarus 
weiter, die Eigenschaft der Person und das Vorhandensein eines 
positiven Fluchtverdachtes. 

Air das sei jedoch der richterlichen Beurtheilung an- 
heimgestellt. In dem Satze „et sie vides, quod materia infor- 
mationum et capturae est quasi arbitraria judici** gipfelt die 
Lehre des Glarus und sie Ist auch darum die richtigste von 
allen. Ein Privilegium der Personen, die von der Haft ver- 
schont werden müssen, will Glarus nur in beschränkter Fotm 
gelten lassen, so bekämpft er den usus, nach welchem Frauen 
dieses Privilegium geniessen sollen und will nur zugeben, dass 
man ihnen eine gelindere Art der Gaptur zugestehen könne, 
so die Haft durch eine würdige Matrone, Hausarrest, Aufenthalt 
im Kloster u. a. Doctoren können bei schweren Verbrechen 
. ausnahmslos in den Kerker gebracht werden, dagegen Geistliche 
nur von geistlichen Bichtern; der weltliche könnte sie nur 
dann festnehmen, wenn er sie auf frischer That betreten hat, 
um sie dem geistlichen Richter zu übergeben, dessen Verhaf- 
tungsbefugniss gegenüber geistlichen Personen natürlich wieder 
unbeschränkt ist. Die Form, in der die Verhaftung angeordnet 
werden muss^ ist schon nach Glarus jene des richterlichen Be 
fehles, decretum judicis, der Richter hat die Verhaftung durch 
seine Amtsuntergebenen vornehmen zu lassen. — So weit über 
die Verhaftung zum Zwecke des Verhörs des Beschuldigten, 
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gie alternirt mit der blossen citatio, welche letztere dann ein- 
tritt, wenn eben ein Anlass zur Fassung des decretnm. captorae 
Qicht vorhanden ist. Ist das Verhör vorgenommen y^debet judex 
considerare, an rens sit carceri seu custodiae tradendus, an 
autem fidejussori relaxandus**. W&hrend somit das decretnm 
capturae zum Zwecke hatte, die Person des Beschuldigten der 
physischen Gewalt des Richters zu unterwerfen, die Griminal- 
Litis-eontestation herbeizuführen, hatte die nach Vernehmung 
des Beschuldigten, Gegenstellung der Zeugen vom Richter zu 
fassende Massregel den Zweck, die Erreichbarkeit des Beschul- 
digten während des weiteren Processverlaufes zu ermöglichen. 
Fflr die Erreichung dieses Zweckes reichten auch custodia und 
Bürgschaft aus, wiewohl auch hier die Anhaltung im Garcer 
am häufigsten vorgekommen sein mochte. Bei Clarus tritt uns 
somit die Untersuchungshaft auf Orund des Reatus als eine 
Rechtsfolge des Letztern entgegen, dieser Garcer, diese custodia 
und fidejnssoria transmissio ist die ordentliche Untersuchungs- 
haft gegenübergestellt der Realcitation, der VorfQhrung zum 
Zwecke der Vernehmung. 

Eine Berufung gegen die Verhängung der Untersuchungs- 
haft mit aufschiebender Wirkung will Clarus nicht gelten lassen, 
weil *durch dieselbe der Zweck der Massregel vereitelt würde, 
„et certe si carcerandi appellantes relaxandi essent frustra- 
torium esset carceres aedificare, quia omnes appellarent et sie 
omnia judlcia criminalia eluderentur.^ Sehr ausführliche Be- 
stimmungen enthält Glarus über die Führung der Untersu- 
chungsgefängnisse ; unter Hinweis auf maiiänder und spanischen 
Gerichtsbrauch empfiehlt er einen Vorgang, der der neueren 
englischen Institution der Gommission zur Gefängnissbesserung 
(Gommission of Goal Delivery) sehr ähnlt. „Qni nimio solet 
singulo mense nnus ex senatoribus accedere ad carceres et 
omnia delicta diligenter exquirere et in casibus levibus ple- 
rumqne relaxari facere detentos sub fidejussione, in gravibus 
autem senatui referre. cui maxime est cura, ne carcerati in 
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vincQlis macerentnr, qnod et in Hispania diligenter observari 
attestator«^ Aach die Entlassung aus der Untersuchungshaft 
vor Abschluss des Processes wird fttr zulässig erächtet, wenn 
während des Laufes des Processes Anzeichen der Schuldlosig- 
keit an Seiten des Beschuldigten hervorkommen, zum mindesten 
wird verlangt, dass der Eingekellerte gegen Bestellung von 
Bürgen in Freiheit gesetzt werde. Zur Zeit der Berathung des 
Enderkenntnisses durch das Gericht wird der Beschuldigte 
jedoch immer im Kerker verwahrt, „ne si sequatur condemnatio 
corporalis possit illam fugiendo oUudere". Auch die sogenannte 
juratorische Cautiou erfährt bei Clarus eine ausführliche Be- 
handlung, das Angelöbniss wird in dem Sinne abgelegt, dass 
der zu entlassende Beschuldigte schwört, für seine Freilassung 
keine Bürgen stellen 0U Mnnen. Gegen Ablegung dieses Eides 
wird der Beschuldigte aus dem Kerker entlassen. Stellte uns 
somit die Lehre des Clarus den röm.-canonischen Strafprocess 
und spedell die Bestimmungen über die Untersuchungshaft in 
ihrer höchsten wissenschaftlichen Vollendung, so werden wir 
nunmehr zu erörtern haben, welches Element das PrOcess- 
institut der Untersuchungshaft in dem in den weltlichen Ge- 
richten recipirten Inquisitionsprocesse gewonnen hat. Wir 
glauben nicht fehl zu gehen, wenn wir behaupten- At^^'jetet 
erst das Moment gewonnen wurde, welches als Vor- 
bedingung der Verhaftung einen gewissen Grad 
der Wahrscheinlichkeit für die Schuld des Inqui- 
siten verlangt, ein Moment, welches im Systeme 
des römischen Rechtes nicht klar, im Systeme des 
deutschen Rechtes nur in roher Weise zum Aus^ 
drucke gelangte. Die aestimatio des röm. Magistrats, der 
die Verhaftung verhängte und vollzog , mochte zwar auf 
der Anschauung basiren, dass der Verfolgte schuldig sein 
dürfte^ die Festnehmung nach deutschem Rechte bei handhafter 
That oder bei offenbarer Auflehnung wider den Gemeinwillen 
gründet sich auf der unmittelbaren Anschauung von der Schuld 



Digitized by VjOOQIC 



129 

des Angeklagten ; in dem mit Zohilfenahme canonischer Bechts- 
prindpien reforn^ten römisch^deatschen Griminalproeesse tritt 
ans' dagegen in bestimmter Form der Gedanke entgegen, 
dass im Kampfe swischen dem Interesse der Ge? 
Seilschaft nnd dem Rechte des Einzelnen letzterefi 
erst dann geschmälert werden dttrfe, wenn ein in 
bestimmter Form zn Tage tretendes Indicinm ein 
minns anf Seite des Beschuldigten and ein pla? 
aaf Seite der Gesellschaft begründe. — Nnnmehr 
sollte die formale Darthnang eines cansalen Zosamm^H^r 
banges zwischen dem Verbrechen nnd einer bestimmten Person 
den wuMgsUn Titel zor Untersnchnngshaft liefern nnd die 
80 oft citirte Quellenstelle L 1 dig. de cnst. et exb. reomm 
im Inguisitiansproeesae ihre formale Präeisirung erhalten. Das 
war nunmehr eine neue, sehr werthvolle Errungenschaft des 
inquisitorischen Processes, die wir aus vielfachen Gründen 
vor Neuerungen geschiUst eu sehen wünsch^, welche mit 
der Einführung neuer accusatoriseher Formen oft kefpe 
hitUängliche Wahrung des Bechtes der persdntichen Freiheit 
eu verbinden pflegen. So sehen wir z. B. in den modernen 
Nachahmungen des franz. rhein, Strafverfahrens die Regel hin- 
gestellt, gegen den eines mit Zuchthausstrafe bedrohten Ver- 
brechens Beschuldigten hat der Untersuchungsrichter sofort 
den Haftbefehl zu erlassen und wenn der Beschuldigte auch 
nach seiner Vernehmung des ihm angeschuldeten Verbrechens 
verdächtig bleibt, die ordentliche Untersuchungshaft — Cri- 
minalhaft zu verhängen. Da nun der Zustand des „Beschul- 
digtseins^ in den meisten Fällen nur an das Requisit des 
staateanwaltschaftlicheif Antrages auf Einleitung der Vorunter- 
suchung wider eine bestimmte Person geknfipftwird, so ergibt 
es sich, dass hier die Untersuchungshaft jederzeit als rechtliche 
Folge eines derartigen Verfolgungsantrages der Staatsbehörde 
eintreten muss, ohne dass es dem Richter in diesen »schwerem^ 
Fällen auch nur verstattet wäre, vorher die Stärke der Be- 

Zuoker, UntenaohmigBbaft. 9 
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sohnldignng zn prüfen. Es Set gleichwie im römischeD Processe 
in das Belieben des anklagenden Hagistrats gelegt; darcB 
die Eröffnung der Yerfolgnng den Znstand des reats mit 
allen schweren Nachtheilen anf den Beschnldigten zn wälzen 
nnd den Bicfater zn zwingen, Sicherheitsmassregeln in Anwen- 
dung zn bringen, zn denen er vielleicht sonst nicht gegriffen 
haben wttrde. Uns will es bedfinken, dass in diesem Vorgänge 
ein allznscharfes Heryortreten des accnsatorischen Elementes 
liegt, welches in erster Linie einen Rttckschritt anf dein Oe* 
biete der Humanität nnd des Rechtes bezflglich der B[and- 
habnng der Üntersnchungshaft zur Folge haben mnss. Die 
Untersuchungshaft des Beschnldigten im Sinne der Bestimmungen 
vieler neuerer Gesetze und Ordnungen pur et simple von der 
Stellung des subjectiven Yerfolgungsantrages des öffentlichen 
Anklägers abhängig gemacht, ruft aus vielfachen Orflnden die 
schwersten Bedenken wach, auf die wir im weitem Verlaufe 
dieser Abhandlung an anderer Stelle noch mehrmals werden 
zurflckkommen mflssen. 
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Malefiz-, Hals- und Landgerichtsordnun- 
gen der einzelnen Österr. Territorien. 

BaPP, Beitr&ge zur Geschichte von Tyrol und Vorarlberg, 5 B. 
S. 131—161. Herbs% Einleitimg in das österr. Strafprocessrecht, 
S. 2, 17 u. 24. Hye Ginn eck, Beitrag sor österr. Strafrechtsge- 
schichte Zeitschrift für österr. Rechtsgelehrsamkeit 1844 I. B. 
S. 362 u. ff. Rttlfy Commentar sur österr. Strafprocessordnong, S. 15 
tt. ff. Glaser, die geschichtlichen Grundlagen des heutigen österr. 
Strafyrocesses, aUg. österr. Ger.-Ztg. 1866 Nr. 42, 48, 58. Wahl- 
berg, die Maxmilianischen Halsgerichtsordnungen, österr. Yiertel- 
jahresschrift 1859, IV. B. S. 131-135, 153—156. Wen dt» die Tyroler 
Malefizordnung yon 1499 in den baierischen Annalen Nr. 137—152 
Malblank, Geschichte der peinlichen Gerichtsordnung Kaiser 
Karl y., S. 206—224. Wächter, gemeines Recht Deutschlands, 
S. 32— ö4. Biener, Beiträge zur Geschichte des Inquisitionspro- 
cesses, V. Cap. S. 149-^160. Zachariae, Handbuch des österr. 
Strafprocesses |. 26. Mittermaie r, das deutsche Straf^erftthren« 
I. Th. Einleitung §. 17. Henke, Grundriss einer Geschichte des 
deutschen peinl. Rechtes, I. S. 316—326, H. 31^-35 u. ff. Rosshirt^ 
Geschichte und System des deutschen Strafrechtes, I. S. 196 -^250 u. a.m. 

Wir haben oben in der Einleilang die OrOnde entwickelt, 
die uns bestimmen muBsten, die wichtigsten Ordnungen der 
einflelnen zum OBterreichischen Staatsverbande gehörigen Terri- 
torien zum Gegenstände unserer Erörterung zu machien, wir 
werden somit hier nur die Art und Wäse anzudeuten haben, 
in welcher diese Ordnungen zur Besprechung gelanges« 

Kachdem wir es nur mit einem einzelnen Process- 
Institute zu tbun haben, das allerdings aus seinem Zu- 

9* 
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sammenhaoge mit dem Oesammtorgaoismns nicht gelöst za 
werden vennag, so wird es genfigen, die einzelnen Ordnungen 
in ihren Umrissen zu skizziren. Dabei wird es onerlässlich 
sem, den Zusammenhang der einzelnen Ordnungen unter ein- 
ander aufzuzeigen und ihrer gemeinschaftlichen Grundlagen,* der 
Processsysteme der Carolina und des gemeinrechtlichen In- 
quisitionsprocesses zu gedenken. 

Dieser Zusammenhang tritt gerade bei Betrachtung des 
EhMdninstttuUs scharf und prägnant hervor. 

Während der Process vom Gesichtspunkte seiner voll- 
ständigen Entwicklung aus betrachtet die Grundformen seiner 
Entstehung minder deutlich erkennen lässt, wird dies bei 
dem einzelnen Processinstitute in mehrfacher Weise erleichtert. 
Es ist zum Theile dies in der Natur der Sache selbst gelegen. 
Der grössere complicirte Organismus des Ganzen erschwert 
einerseits die vergleichende Darstellung wegen mangelnder 
Uebersichtlichkeit; in der Entwicklung des Ganzen tritt aber 
auch die grössere Verschiedenheit zu Tage, die eben auch 
bereits durch den mannigfachen Entwicklungsgang der ein- 
zelnen Theile gesteigert wurde; anders bei dem organischen 
Theile, dessen geringerer Umfang die systematische. Uebersicht 
fördert und dessen Entwicklungsphasen den Einfluss der ein- 
zelnen Systeme leichter erkennen lassen mflsseü. 

Und unter den einzelnen Processinstituten sind es eben 
die minder wesentlichen, die einer solchen genetischen Be- 
trachtung zugänglicher zu sein scheinen; ihre Entwicklung ist 
eise stabilere, ruhigere, d». Einfluss der einzelnen Perioden 
und Systeme ist ein stätigerer, die charakteristischen Merk- 
male sind constanter. Bei dem Institute der Unter^uchungs-^ 
haftyWie sich selbes in den einzelnen Provincialordnungen dar- 
stellt, werden wir diese unsere Anschauung des öfteren be- 
stätigt finden. — 

Unter den mehrerwähnten Territorialordnungen tritt uns 
znnädist entgegen 
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I. IHe MäUfizordnung Maxmüian I: v6n Tyrol v<m 30. JlcL 
vmb&r 1499. • " 

Nach Berathang äet Landschaff nnd „änff Jr midertänig 
nnd diemütig hete^ erliess Maxmiliiui za Innsbruck am heil. 
Andreastage 1499 seine Malefizordnnng. 

Als Beweggrand der Erlassang fQhri er im Eingänge 
an, dass die peinlichen Rechtsgegenstände in der Orafschifk 
Tyrol Yon alters her in grosser Yolksyersammlang and mit 
drückenden Kosten behandelt and die Verbrecher vor den Oe- 
richten ohne alle Leitung irgend eines geschriebenen Gesetzes 
„an ainicherlei aafgesatzter oder klarer aafgedrnckten Gesatis* 
sondern blos nach Gewissenhaftigkeit and Einsicht derBechto- 
sprecher abgeartheilt wurden. — Darum wird auch mit einer 
Art. Yon Ordnang der Gerichtsverfassung begonnen und vor 
Allem die Zahl der Rechtssprecher fUr die Städte Meran, Bali 
und Sterzingen, dann für Botzen mit dem Landgerichte Gries 
und Innsbruck mit dem Landgerichte Sonnenberg und ebenso 
die Zahl der Geschworenen für alle Herrschaften und Gerillte, 
so „pan und acht haben'', bestimmt. 

Hiernach bestand das peinliche Gericht aus dem Richter 
und „zwölff verstendig mann** als Rechtssprecherii, welche 
Schwören mussten nach Inhalt des Gesetzes „nach laut diz 
briefs oder Buchs sag** über das Blut und alle andern schäd- 
lichen Sachen zu richten und hierin dem Richter auf das ge- 
wissenhafteste und nach ihrer besten Einsicht zu lUthen. 
Bezüglich des Verfahrens war festgesetzt, dass die peinliehe 
Untersuchung und Aburtheilung bei geschlossenen Thflren 
gepflogen, dass nur Verletzungen der Ehre und guten Leu- ' 
mundes öffentlich untersucht, aber bei geschlossenen Thflren 
gerichtet werden. 

Die Verhaftung des Uebelthäters spielt eine ungemein 
wichtige Rolle und werden mehrfache ausdrückliche Bestim- 
mtmgen über ihre Handhabung eriassen. Jene Pflegen und 
Gerichte — heisst es — „so nit über die Malefitz noch das 
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pHit zq richten'^ totteii, mussteo die üebelthftter mögUehst hüd 
mit allen Erhebnngen „das sqr mit anzieht (Anzeige), warer 
thi^^ oder in anderweg^' dem peinliehen Gerichtshöfe flber- 
tntworten, 

Findet der peinliche Richter mit den Beisitzern, dass 
die Sache nicht malefizisch sondern blos am Gnf sträflich sei, 
po hat er den Gefangenen dem ttberantwortenden Gerichte 
fsnrückznstellen, andernfalls gegen ihn weiter zn ver&hren 
„nach anzaygnng seiner sach weiter mit im znhandeln...<* 

Eine anderweitige Bestimmung geht dfthin, dass der 
peinliche Richter für sich allein befngt sei, die eines Ver- 
brechens (Malefiz) beschuldigte oder verdächtige Person in 
Yerhaft zu nehmen, oder, wenn sie sich ausser dem Ge- 
richtsbezirke aufhält, vermittels. Ersqchsschreiben verhaften zu 
lassen, dass er aber hierauf die meisten seiner Räthe und 
Geschworenen versammeln, ihnen die Ursache der Verhaftung 
Vorfragen und nach ihrem Rathe mit der Person verfahren 
müsse. 

„Wann ain Richter umb handel das plut und malefitz 
berflbrend, yemant das sey mann oder frawen vdhet und an- 
nemen lasset.., sol er die maisten vom Rat der Stat oder 
der Geswom des Gerichts seiner Verwesung zu im erfordern, 
denselben lauter anzeigen, warumb die Person angenomen sey 
und nadimals nach rat der selben oder was das merer ist 
mit der gefangen Pers(m das sey mit frag oder in ander weg 
darauf handien.. /^ 

Wird Jemand, heisst es endlich, an wahrer That — in 
flagranti — betreten, so wird, wofern er nicht auf andere un- 
beleui9undete Personen aussagt, jede weitere Untersuchung Ar 
unnöthig gehalten, das ürtheil sofort gef&llt und sogleich auch 
vollstreckt. 

„Souem aber ain person an warer that mit handleh 
diebstall, morderey, ranberey oder in ander weg Malefitz be- 
rührend betreten wnrd... unnd nicht anff ander ungeleumbt 
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Personen bekei^net... alsdann ist nicht not ainecherlay weyters 
erkunden... Und soihs sol alweg naeh gelegenhajt ainer jeden 
sach und missetat nach erkanntens dos merer tayls (der Ha- 
joritftt) der rät oder geswom ermessen werden nnd dabey 
beleiben/* 

Jedwede Art des peinlichen Verfahrens wnrde sohin 
mit der üntersnchnngshaft eingeleitet, aber dieselbe konnte 
nnr von der competenten Behörde verbiUigt werden nnd unter- 
lag anaserdem dem entscheidenden Sprache der richtenden 
Yolksgenossen. 

Auf ähnlichen Grundlagen ruhte 

n. IHe Landgerichtsordnung Maxmüians I. für das Eriker^ 
zogthum Oesterrekh u. d. Enns, ddto. Qmünden den 21. Äugusi 

1514. 

Erlassen um den j^Irrungen'' zwischen dem zur Ausübung 
der peinlichen Gerichtsbarkeit berufenen Landgerichte und 
den grnndherrlichen Jurisdictionen vorzubeugen, enthält auch 
diese Ordnung die wesentlichsten und einschneidendsten Be- 
stimmungen Aber die Verhaftung. 

Zunächst setzt sie fest, dass bei „offenbarer be weis- 
lich er That*" die Verhaftung ^^estracks" und nnbefragt des 
Herrn— Landtmannes — oder seines Pflegers, Richters oder Amt- 
'mannes stattzufinden habe; erst nach der „Annahme^^ sei das 
Geschehene dem Herrn, seinem Amtmanne, Pfleger oder Richter 
zu verkünden. Schreitet dagegen der Landrichter über blosse 
Berüchtigung „Zieht** ein, so hat er die gesammelten glaub- 
würdigen Indicien dem Amtmann, Pfleger oder Richter vorzu- 
legen, der ihm den Thäter ausfolgen soll, sobald er die Zieht 
fär gegründet anerkennt Auch dem Herrn oder seinem Pfleger, 
Richter und Amtmann steht die Pflicht zu, in peinlichen Fällen, 
von denen der Landrichter keine Wissenschaft hat, den Verr 
breeher auf eigenem Grund gefangen zu nehmen und an 
den Landrichter zur peinlichen Frage auszufolgen; führt diese 
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j^iBlic&e Frage sieht zur üeberweisang des Tliftten, so darf 
döeh disr Landrichter den Gefangenen nicht ledig lassen, son- 
dern muss ihn dem Herrn znrflckstellen. 

Für die Verletzung einer Jeden dieser Bestimmungen hat 
de^ Herr eine Peen Ton 82 Pf. Pfennig an den Landrichter zu 
l^ahlen. 

Klagt eine Person die andere einer Halefiz an, so ist 
darauf Bedacht zu nehmen, ob Indicien dem Richter vorgelegt 
wurden oder nicht Im ersten Falle hat der Landrichter den 
Beschuldigten ,,anzunehmen*' id est zu verhaften; im letztem 
Falle hat eine Verhaftung nidit zu erfolgen, es wftre denn, 
dass. d^er Kläger von seiner Klage nicht abstehen wollte und 
pein ]^echt begehrte; In diesem Falle hat der Landrichter 
den Beschuldigten „auch daneben den Clager fenklich anzu- 
nehmen und zu halten bissolang durch den Clager oder im 
ander Weg genugsam Indicien erfam werden^^.. „wo aber 
notdnriftige Indicien nicht gefunden werden, alsdann sollen sie 
wiedergelasseff werden", und «zu des Landtgerichts Erkennt- 
niss stehen, was dem Beklagten um die Zieht, fangknuss und 
Sehaden von dem Clager beschehen solL^ 

Im Jahre 1540 erfolgte durch Ferdinand I. eine „Refor- 
mation und Emewerung*^ der Landgerichtsordnung, die sich 
Jedoch nur auf 2 Punkte bezog, auf das Verfahren gegen 
Todtschläger und auf den Fall, wenn über das Vorhandensein 
genügsamer Indicien zwischen dem Landmann und Landgericht 
IStreitigkeit entstände. In diesem Falle hat das Landgericht 
die fraglichen Indicien der landesherrlichen Regierung zu 
unterbreiten, die darüber definitiv zu erkennen hat; mittlerweile 
SM Jedoch der Unterthan von seinem Landmimn wohl in Ver- 
wahrung zu halten. 

' Fassen wir diese und anderweitige Bestimmungen der 
Landgericl^ordnung Maxmilians zusammen, so ergibt sich, dass 
die Terfahrungsart auf das „Annemen*' von grösstem Eior 
äusse war. 
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Bei Verfahren auf ojQTeobarer beweislicher That trat 
sofort die Yerhaftmig ein und wurde anf die Gerichtsbarkeit 
des Centherm kein Bedacht genommen. Gegen einen „offen- 
baren*^ Thäter konnte der Centherr nicht procediren, er mnsste 
ihn nn verweilt an den mit dem Blntbanne ausgestatteten 
Landrichter ausfolgen. Hier also wurde das peinliche Ver- 
fahren mit der Verhaftung inangurirt und es bildete dieselbe 
so recht den Beginn des Verfahrens selbst. 

Anders gestaltete sich die Sache bei dem sogenannten 
Inzichtsverfahren, dem Verfahren auf bösen Leumund, bei der 
Zieht. Hier trat ein Vorverfahren ein, in welchem der Land- 
mann — die Gentobrigkeit — eine sehr bedeutende Rolle 
spielte. 

Es waren zwei Fälle möglich. Entweder fohlte sich der 
Landrichter bemassigt, ex officio Aber das erhobene Gerttcht 
einzuschreiten, die Indicien zu sammeln und unter Vorlage 
derselben an den Landmann die Auslieferung des Beschuldigten 
zu verlangen; oder der Landmann schreitet selbst ein und 
überliefert den Beschuldigten an den peinlichen Richter; hier 
theilen sich also nach Gestalt der Sachen Centherr und Land- 
richter in dem Geschäfte der Voruntersuchung,^ während, wie 
wir oben sahen^ die „offenbare'' That jederzeit nur an den 
Landgeriehtsherm gelangt 

Wohl zu bemerken ist, dass nur für die von dem Land- 
richter verhängte Haft der technische Ausdruck des Annemens 
in Uebung ist, während fflr die durch den Centherrn verfügte 
Einschränkung der persönlichen Freiheit der Ausdruck „ver- 
wahren'* gebraucht wird. 

Die dritte Verfahrungsart endlich entsteht über Klage 
des Beschädigten oder eines anderen Privaten; hier ist zu 
scheiden« ob nebst der Klage Indicien angezeigt wurden oder 
nicht; im ersten Falle hat der Landrichter den Beschuldigten 
auf Grund der für glaubwürdig erkannten Indicien in Haft zu 
nehmen und das Verfahren von Amts wegen fortzusetzen; im 



Digitized 



by Google 



188 



letstern dagegen tritt die Yerhaftang beider Parteien ein, ,,bis 
der Landtrichter durch den Clager oder in ander weg ge- 
nugsam Indicien erfahren hat^ Werden solche Indlcien nicht 
aufgefunden, so hat der Kläger dem Beklagten fflr den durch 
Gefangennehmnng, Beinzichtigung und anderweitige Schaden- 
zufflgung aufzukommen. 

Genau auf denselben Grundsätzen wie die vorangegangenen 
ruht auch 

m. Die Landgerichtaordnung des Erssherzogthums Oestefreieh 
ob d, E. vom 1, Octoher 1559. 

Auch sie proclamirt im Eingange, dass ,,weil sich zwi- 
schen den Lanndtgerichten und Grundhenschaften des Erzher- 
zogthums Oesterreich ob d^ E. mehrmals Missverstand und 
Irrung zugetragen, welcherlei Sachen den Landgerichten odi^r 
welche den Grundherrschaften zu rechtfertigen oder zu stralou 
gebähren*\ « . . „i'^ allen Givilibus das ist Bürgerlichen auch 
mixtis Criminalibus das sein Handlungen, die nicht recht 
oder purlautter peenlich, noch bürgerlich sein*', die Amts, 
handlung blos der Grundobrigkeit zustehe. Die- 
selbe solle das Recht haben, dergleichen „Mutwillen'', wenn 
sie sie „an wahrer That betritt zu fenknussen*' zu nehmen; 
was Sachen sich aber auf Purlautter-Malefitz erstrecken, soll 
die Strafe darüber allein dem Landgericht gehören. 

Das Verfahren in diesen „Purlautter Malefitzsachen" wird 
nun nachstehendermassen geregelt 

Eine unmittelbare Verhaftung ist auch, hier dem Landgerichte 
nur bei Ergreifung auf frischer That gestattet. „Erstlich soll kein 
Landtrichter umb was Sachen das sey, auf khaines Grund 
greifen noch den Grundherrn Ire .Underthanen, auch in Hand- 
lungen, 80 das Leben berfleren unersucht sein des Grundherrn, 
nit fencklelich annemen, allain er betrette dann Jemandt in 
Sachen so allain von Landtgerichts und Ambts wegen, billich 
gehandelt werden sollen, in offenbarer That, den mag 
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er alsdano annemen, oder jme an frischer That 
nachkhpmeii.*< 

Ist handhafte That nicht vorhanden, so tritt hei Ver- 
fahren von Amtswegen je nach unterschied der malefizischen 
Person folgendes Yeriahren ein: Ist es eine ,^nnangesessene, 
frembde und streichendß Person, was so parlantter malefitzisch 
were beginge nnd damit den Todt oder ain öffentliche Leib- 
straff verschaldt hätte, soll der Landtrichter solch Indida oder 
Anzaigen des Thäters Ornndherrn oder seinem Amhtmann ent- 
deekhen und begeiren Ime denselben Thäter zu überantworten . . . 
der Ornndherr oder sein Amhtmann sollen dann schuldig sein 
den begehrten Thätter dem Landtrichter innerhalb 3 resp. 6 
Tagen zu ttberantworten/' „Angesessene malefitzische Personen 
müssen wo sie in frischer That nicht begriffen wurden, an die 
Grundobrigkeit (wie von alters herkhomm) gefordert nnd 
wann sich befindt, das solche Personen und Sachen malefitzisch ; 
so ist die Grundobrigkeit dieselben alsdann dem Lanndtgericht 
zu überantworten schuldig. ** 

Die geadelte malefitzische Person dagegen soll der «Lands- 
baubtmann zu Fängkhnuss bringen und gegen sie mit dem 
Rechte verfahren, das Landgericht darf sie nur dann annemen, 
wenn es sie an warer frischer That betritt oder so sie die 
That vollbracht ihr zur Stund nachkommt'', doch auch dann 
muss es sie innerhalb dreier Tage zur rechtlichen Straff an 
den «Landshaubtmann" überantworten. 

Genau so wie in der Landgerichtsordnnng Maxmilians für 
Oesterreich u. d. E. ist auch in dieser Ordnung das Verfahren 
in Fällen des Privatanklageprocesses geregelt. Hier soll der 
Richter zunächst die Ursachen und Indicia des „Glagers aigent- 
lich vernehmen und so er sie für genugsam befindt, alsdann 
an den Grundherrn auf des Gründten der Beklagt betretten 
wird begeren, ihm denselben Thäter zu überantworten''. 

Ist nun der Beklagte zu Fenckhnuss gebracht und es 
beharrt der Kläger auf seiner Klage und ruft um sein Recht, 
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BO soll er — der EU^er — so er hn Lande nicht sesshaft, 
auch in Sicherheit and Yerwahrnng genommen oder ihm auf- 
erlegt werden, genügsame Caution nnd Bürgschaft zu thnn fttr 
den Fall, als er seiner peinlichen Klag in ordentlicher Zeit 
nicht nachkömmt, dieselhe oder die yorgebrachten Indicia nidit 
beweise, dem Geklagten am Schmach^ Schmerzen and Gefangen- 
schaft Abtrag za than. Der Kläger wird seiner Yerwahrnng 
ledig, sobald gegen den Beklagten solche Indicien vorgebracht 
werden, dass er der peinlichen Frage unterzogen werden kann. 
Aüsfllhrlicher nnd bestimmter als die vorangehend geschil- 
derten Ordnnngen ist endlich 

IV. Garl n. Land' und peinliche OericMsardnung des Für- 
. stenthuma Steyer vom 15. December 1574. 

Auch sie ist erlassen, am ein gleichmässiges Ver- 
fahren in den Ordnungen der Land- nnd Malefizgeridite herbei- 
zuführen und entspricht allen Anforderungen eines Straf- 
gesetzes, da der Inhalt, systematisch geordnet, materielles und 
formelles Strafrecht voUstftndig darstellt. 

. Sie zerfällt in 3 Theile; die zwei ersten Theile sind 
den ^^eigentlichen Malefitzhandlungen", der dritte Theil den 
„Unzuchten** gewidmet 

Im ersten Theile finden wir die gemeinen Grundsätze ttber 
materielles und formelles Strafrecht damaliger Zeit aufgestellt, 
im zweiten Theile steyr. Particularbestimmungen aber Besetzung 
des Malefizrechtes, Besoldungen der Richter und der andern 
Personen des Gerichtes, über die Art der Hegung des endlichen 
Rechtstages, äussere ürtheilsform etc. 

Mit den Bestimmungen flber die „Annemnng der Uibel- 
thäter*' wird der Anfang gemacht Sie stimmen bis ins Detail 
mit den Verfügungen der vorerwähnten Ordnungen flberein. 

Art. I. setzt fest, dass es bezuglich der geadelten Ma- 
lefizpersonen bei den Freiheiten der Landschaft und altlöbli- 
chem Herkoinmen zu bleiben habe. 
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Art II spricht über das nAnnemen der angesessenen üibel- 
thäter*' und Art m über jenes der streichenden. Bezflglich 
beider tritt genau jenejs Verfahren ein, welel^es wir bereits oben 
geschildert haben. % 

Nach Art lY soll es auch hier dem Orundherrn erlaubt 
sein» im Falle er von einer malefizischen That zeitlicher denn 
der I^andrichter erführe, denselben Thftter ,,gefanfclich*' anzu- 
nehmen, deji der Landrichter ohne alle Weigerung und Aus- 
flucht zu übernehmen hat, um gegen ihn nach dem Rechte zu 
yer&hren etc. etc. 

üeber die Annemung bei erhobener Priratanklage gelten 
gleichfalls dieselben Grundsätze, welche die Landesordnungen 
für die beiden österr. Stammeslande aufgestellt haben; doch 
liess sich diese Landgerichtsordnung an der Verwahrung des 
SlSgers zur Verhütung leichtfertiger peinlicher Klagen nicht 
genügen; es sollte auch der Ankläger mit seiner Anzeige der 
verklagten Missethat „yergwist'' werden können; so dass wenn 
et der Klage nicht nachkommen wollte, nicht nur das „ver- 
gwiste** Geld dem Richter verfallen wäre, sondern dem Be- 
klagten sein Schmach, Spott und Schaden zu ersetzen hätte. 

Art XIII statuirt jedoch bereits schon eine neue Ver- 
/abmngsart mit den Worten: „Item wo einer den andern bei 
Gericht malefitziger Thatten beschuldigt oder anzaigt und 
doch derselben kain ordentlicher Klager sein 
wolt, sofern nur das Gericht auf solch anzaigen, gnugsam.und 
nottürftig Ursachen und indicia erinnern und befinden wurde, 
so ist das gericht schuldig den bezichtigten ex officio fänck- 
lich anzunehmen''.. .. 

Hier haben wir also Annahme von Amtswegen auf Grund 
^ner Dennntiation, ein bedeutungsvolles Novum in der 
Gesetzgebung. Desgleichen soll nach Art XV den Todt- 
Schlägern und Mördern allenthalben mit allem Fleiss und Ernst 
von Amtswegen nachgestellt, dieselben „zu ftncknuss'' gebracht 
und gegen sie mit rechtlicher Straflf verfahren werden. Bei 
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Berflchtigang dorch geineine nogefthrliche Reden soll der Be- 
rnchtigte, wenn er angesessen ist, nicht „gestracks' angencmi- 
men werden; zar Oefangennehmnng bewarf es yielmehr gUnb- 
würdiger Indicia, über die der Herr oder dessen Pfleger und 
Amtmann zu erkennen hat. 

Eine Art Prftyentiy- oder Sichemngshaft verfftgt Art. 132 
für den, der mit der Yollführnng einer üebelthat droht, und 
dafür, dass er Ruhe halten wolle, keine nottürftige Oaation zn 
geben yermöchte, „eine solche nnglanbhafft Person^ soll im 
Gef&ngniss solang behalten werden, als das peinliche Gericht 
für rechtlich anerkennt. 

Der Hüter, der dem Gefangenen aoshilft, hat die Strafe 
des Aasgeholfenen verwirkt. Art. 185. 

Anch für die Entlassung eines bereits Verhafteten ist im 
Art. 34 des zweiten Theiles Sorge getragen. Ein Beinzich- 
tigter, der bereits ins Geütogniss eingebracht wurde, könne, 
wenn er die That nicht bekannt hat nnd sie sonst nicht offen* 
bar ist, auf sein oder seiner Freundschaft Beistand, Begehrt 
und Bewilligung des Anklägers auf Bürgschaft und wider 
Stellung durch den Richter nach darüber gehabtem Rath der 
Fängknuss gemüssigt werden. W&hrend der Entlassung des 
Gefangenen „stehe das Verfahren still; sobald über Anrufen 
des Klägers oder aus Anlass neuer Erfahrungen es wieder in 
Gang gesetzt wird, muss der peinlich Verfolgte wieder ins 
Gef&ngniss wandern^. 



So weit die Bestimmungen einzelner österr. Provincial- 
ordnungen des 16. Jahrhunderts über die Untersuchungshait; 
dieselben weisen eine wesentlich andere syste- 
matische Grundlage auf, als die noch weiterhin zn 
erörternden zwei Provincialordnungen des 17. und 
18. Jahrhunderts, denn sie gehören noch Jener 



Digitized 



by Google 



143 



Bechtseotwicklang des deatschen Strafverfahrens 
an^ die in der peiclichen Halsgerichtsordnnng 
Kaiser Karls Y. zum Ausdrucke gelangte. 

Die Carolina hatte gerade für die österr. Territorial- 
gesetzgebnng dieser Epoche die grösste Bedeutung erlangt. — 
Die Malefizordnnng ffStr Tyrol war eine wenn aach nur mittel- 
bare Grundlage der Carolina, die oben erwähnten weitern drei 
Ordnungen aber sind trotz der Verschiedenheit der Zeiträume, 
in denen sie entstanden, Fleisch vom Fleische und Blut vom 
Blute des unsterblichen Werkes des Freihemi Johann von 
Schwarzenberg. Was er mit kühner kundiger Hand unternommen 
und in seiner Bambergensis glücklich zu Ende gebracht, darin 
folgten ihm die Fürsten der damaligen Zeit und allen voran 
die Herrscher der österr. Stammeslande. Das Werk des 
grossen Meisters ward ihnen zum Vorbilde noch bevor es zur 
Würde eines Beichsgesetzes gelangte, und nach diesem Weihe- 
acte der deutschen Fürsten und Stände waren sie es wieder 
die sich zunächst beeilten, dem Gesetze in ihren Territorien 
Geltung zu verschaffen. Geschah dies auch nicht durch eine 
einfache Erklärung, dass fortan des Beiches Ordnung in den 
einzelnen Territorien zu gelten habe, so waren dock die ein- 
zelnen Ordnungen, deren wir erwähnt haben, gesetzgeberische 
Acte, die den Principien der Carolina imbedingte Herrschaft 
sicherten und nur innerhalb des Spielraumes^ den die salvato- 
rische Clausel ihnen einräumte^ alte Gewohnheiten und Ge- 
bräuche fest^etetent soweit solche den Bestimmungen der Carolina 
nicht mvnderliefen. 

Welches war nun, fragt es sich weiter, die Stellung 
der Untersuchungshaft im Processsysteme der Carolina? 

Bei Erörterung dieser Frage, von deren Lösung die 
späterhin zu erfolgende Darstellung der Entwicklung des In- 
stitutes der Untersuchungshaft in Oesterreich wesentlich ab- 
hängt, wird es sich zunächst um die Beantwortung der wich- 
tigen Vorfrage bandeln^ ob die Carolina den eigentlichen 
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InqaisitioDsprocesB, wie derselbe damals znnächst in den welt- 
lichen Gerichten Italiens gehandhabt wurde, förmlich anerkannte 
nnd als ordentlichen Process sanctionirte. 

Wir glanben diese bisher in ihrer grossen Bedeutang 
noch nicht genügend gewürdigte Frage schlechtweg yerneinen 
zn müssen nnd behaupten vielmehr, die Carolina sei be- 
stimmt gewesen, dem Eindringen und der Deberr 
Wucherung des seiner Form nach fremdartigen 
Inquisitionsprocesses wirksam entgegenzuarbeitien. 

Mit dem Charakter und Wirken Schwarzenbergs, des 
geistigen Vaters der Carolina, steht diese Anschauung in vollem 
Einklänge. Seine Tendenz ging nicht dahin, einen neuen Pro* 
cess zu schaffen, sondern den vorhandenen nach den Forde- 
rungen der Zeit zu regeln, ihn mit den Bedürfnissen seines 
Volkes in Einklang zu bringen. 

Wenn nun auch das inquisitorische Element nicht 
abzuweisen war — eine Erkenntniss, der sich Schwarzenberg 
sicherlich am letzten verschloss — so lag doch nicht die Noth- 
wendigkeit vor, das Inquisitionsprincip durch den fremden In- 
quisiUonsprocess zur Herrschest und 0um Äusdrucie gelangen 
zu Icissen. 

Das Rügeverfahren, das Verfahren auf bösen Leumund, 
die Klage von Amtswegen, all das bot reichlichen Anlass in- 
quisitorisch vorzugehen, ohne den dem canonischen Rechte ent- 
nommenen, durch fremden Oerichtsgebrauch und fremde 
Doctrin entwickelten und ausgebildeten Process mit allen seinen 
Wurzeln und Abästungen auf den heimischen Boden pflanzen 
zu müssen; und darum lag für Schwarzenberg nicht einmal das 
Bedürfniss vor, dem eigentlichen Inquisitionsprocess durch eine 
rückhaltlose Anerkennung den Weg in die deutschen Lande zu 
bahnen. 

So aufgefasst und beurtheilt stellt sich wie die Bamber- 
gensis, so auch deren Nachbildung die Carolina als selbst- 
stftndiges und unabhängiges Processgebilde dar, 
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weshalb wir denn aach, vod diesem Gesichtspunkte ansgehend, 
um tut die dogmatische Exegese der Entwicklang der ünter- 
sachangshaft innerhalb der österr. Rechtsentwicklnng eine später 
zn benutzende Grundlage zu gewinnen, den Bestimmongen der* 
selben über das Institut der Untersuchungshaft eine kurze Er- 
örterung zu widmen haben werden. 



Die Artikel der Carolina, die der Verhaftung als eines 
selbstständigen Processinstitutes erwähnen, sind: 

Art VI. Annemen des angegeben übelthäter 
von der Oberkeyt und Ampts wegen. Item so Jemandt 
ayner üebelthat durch gemeynen leumut l>erachtiget oder an- 
dere glaubwürdige anzeygung verdacht und argwönig und des- 
halb durch die Oberkeyt vom ampts halben angenommen wftrde 
der soll doch mit peinlicher Frage etc. etc. 

XI. Von annemen von eyns angegeben ttbel- 
thäters, so der Kläger recht begert. Item so der 
Kläger die Oberkcjrt oder Richter anrufft jemandt zu strengem 
peinlichen rechten, zu gefengnuss zulegen^ -so soll derselbig 
ankläger die üebelthat, und derselben redtlicheu argkwon und 
verdacht die peinlich straff auff jm tragen, zuvorderst ansagen, 
vnangesehen, ob der ankläger den angeklagten auff sein recht 
gefengklich einzulegen, oder sich bei dem beklagten zu setzen, 
begeren und erbitten vttrde. Vnd so der ankläger das thut, 
soll der angeklagt im gefengnns gelegt, vnd des anklägers an- 
geben eygentlich auffgeschrieben werden, vnd ist dabei sonderlich 
zumercken, das die gefengknus zu behaltung vnd mit zu schwerer 
geuerlicher peinigung der gefangen sollen gemadit vnd zu- 
gerichtet sein. Vnd wann auch der gefangen mehr dann eyner 
ist, soll mann sie, sovil gefenglicher behaltnus halb sein mag, 
von eynander theylen, damit sie sich ohn wahrhaftiger sage 
mit eynander nit vereynigen, oder wie jre that beschön^n 
wollen vnderreden mögen. 

Zucker, Unteraachnngsliaft 10 
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Art Xn. Item so baldt der angeklagt za gefengnus an- 
genommen ist, soll der ankläger oder sein gewalthaber mit 
seinem leib verwart werden, bis er mit bürgen Canlion bestandt 
vnd sichemng, die der Richter mit sampt vier Schöffen nach 
gelegenheyt der sachen ynd achtnng beyder personen für ge- 
nugsam erkennt, gethan hat^ wie hernach volget. Ynd nemlich 
also, das er der ankläger, wo er die peinliche rechtfertignng 
mit ausführen oder dem rechten vervolgen würde, vnd die 
geklagten missethat, oder abler redlich und genügsam anzey- 
gung vnd vermuttnng derselben in zimlicher zeit, die jm der 
Richter setzen würde mit dermassen bewiss, das der Richter 
vnd gericht oder der mehrertheyl auss jnen für genugsam er- 
kannten, oder sunst imm rechten fellig wurde, alss dann den 
kosten so darauff gangen ist, auch dem beklagten vmb sein 
zugefügte Schmach vnn schaden abtrag thun wöll alles nach 
bürgerlichen rechtlicher erkanntnus. Ynd damit derselbig ge- 
fangen beklagt seiner erlitten kosten, schmehe und schaden 
dester aussträglicher vnd fürderlicher ergetzung vnd abtrag 
erlangen möge« So soll zu seinem gefallen vnd willen stehen, 
den peinlichen ankläger vor dess selben anklägers ordentlichen 
Richter, oder den peinlichen Gericht, darfür sich die gericht- 
lich Übung vnd rechtvertigung erhalten hat, vmb solchen kosten, 
schmehe und schaden, rechtlich für zunemen, darum auch 
snmmarie vnn ohn zierlichkeyt des rechtlichen Process, pro- 
cedirt gehandelt, vnd die urtheyl ohn weiter Appellation vnd 
snchung volnzogen werden, dadurch doch demselben peinlichen 
Gericht ausserhalb dieser Fälle, und weiter dann es vor gehabt, 
keyn bürgerlicher Gerichtszwang, vnd erkantnuss zu wuchsen soll. 

Art XIY. So der kläger nit bürgen haben mag, 
wie die gegenhafftung beschehen soll. Item als 
lang vnd dieweil der ankläger gemelter bürgschafft nit gehaben 
mag, vnd doch dem strengen peinlichen rechten nachvolgen 
wolt. So soll er mit dem beklagten biss nach endung voran- 
gezeygter redlicher aussfürunge im gefengknns oder verwarung 
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nach gelegenheyt der person vnd Sachen, gehalten werden, 
vnd dem anklftger, auch dem, der sein entschaldigong anss- 
ftlhren wolt, solt gegündt werden, das die lent, so sie znr 
bnrgschafft oder beweisnng wie obsteht gebrandien wollen, zn 
vnd von jhm vandeln mögen. So auch die anklag yon wegen 
Fürsten, Oeystlicher personen oder gemeyner oder sanst hoher 
Personen gegen den die geringers standts sein, geschieht. Inn 
sollichem Fall mögen sich ander person yngenerlich mit gerin- 
gerer achtnng, dann der beklagt an jr statt neben den be- 
klagten geiengklich legen, oder verwaren lassen. Vnd ob auch 
dieselb eingelegt person sonst burgschafft geben wolt, wie 
obgemelty dass alssdann dieselb person, jrer gefengknns er- 
ledigt werden soll. 

Werden vor allem die Bestimmangen der Art YI. und 
XL ins Ange gefasst, so tritt ans zun&chst die Thatsache ent- 
gegen, dass die Obrigkeit „von Ampts halben oder so der 
Kläger Recht begert^ in beiden Fällen das eig&nükhe pein- 
liche Verfahren mit dem „annemen** d. i. mit der Ver- 
haftung des durch OerUcbt oder Klage angegebenen Uebel- 
thäters den Anfang macht. 

IHe Haft ist somit bedingungsloses Beguisit einer jeden 
peinlichen Untersuchung als solchen^ wie denn auch im wei- 
teren Contexte der C. C. C. dem Angeklagten „dem üebel- 
thäter*" der Ausdruck „Gefangener"' vielfach substituirt wird. 

Wie bei den Römern der Magistrat den Process fixirte, 
indem er den Namen der Parteien und den Gegenstand in 
seine amtlichen Urkunden aufnahm — recipere — so sollte 
nunmehr die Gefangennahme „Annahme" und Anhaltung des 
Verfolgten den Beginn und die Fortdauer des peinlichen Pro- 
cesses in lebendiger Weise veranschaulichen. 

Mit diesem Streben Schwarzenbergs, römische Process- 
begriffe auf deutschen Boden zu verpflanzen, erscheint in die 
inquisitorischen Principien der C. C. C. ein formelles accu- 
satorisches Element hineingetragen, das mit dem blossen 

10* 
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Factum der BesduddigUDg den Zastand des reate in einer fttr 
den Beschuldigten sehr empfindlidien Weise verbindet. 

Oleich wie im römischen Processe die blosse Thatsache, 
dass gegen Jemanden eine Anklage erhoben und zugelassen 
wirdt ihn der wichtigsten politischen und bflrgerlichen Rechte 
Yerlustig macht, soll nunmehr im peinlichen Processe Rechtens 
werden, dass der Belangte seiner persönlichen Freiheit yer. 
lustig werde» ^wenn auch nicht zur schweren gefähr- 
lichen Peinigung des Gefangenen, so doch zu Be- 
haltung desselben''. Kein Standesunterschied, keine Bttrg* 
Schaftsleistung kann nach dem Oeiste und Wortlaute der Caro- 
lina die Annehmung des Oefimgenen hintanhalten, derselbe 
muss mit Begini^ des Processes ins Oefängniss gehen, weil ein 
peinlicher Process als solcher — yon blos vorbereiten- 
den üntersuchungshandlungen abgesehen — ohne vorher- 
g^ende „Annehmung'' des Belangten nicht in Scene gesetzt zu 
werden vermag« Hier haben wir die Solennität des Verfahrens 
zum höchsten Ausdrucke gebracht, die Anklageform strenge 
durchgefUirt, ein Znstand, der da klar beweist, wie Anklage* 
formen in gewisser Beziehung .die Untersuchungshaft mehr be- 
gttnstigen, als die rein inquisitorische Proeessgestaltung. 

Als ein weiteres bemerkenswerthes Product der accuaa- 
torisehen Formen der Carolina erscheint die Haft, die sieh 
der Ankläger vor Erbringung eines gewissen Beweisminimums 
gegen d^ Belangten gefallen lassen musste. — Art. XII. u. XIY. — 
Es scheint diese Haft zum Zwecke äusserlicher Oleichstellung 
zwischen Ankläger und Oeklägtem verhängt worden zu sein. 
Annehmen zu wollen, das Oesetzbuch habe hier blos eine 
strengere persönliche Haftung für die Entschädigung des wegen 
der Anklage zu Haft Genommenen für Kosten, Schande etc. 
zum Ausdrucke gebracht, würde zur Rechtfertigung der dies« 
fälligen sorgfältigen Haftbestimmungen der G. nicht ausreichen; 
man muss vielmehr annehmen, dass durch diese Bestimmungen 
mehr als es im römischen und im frühem deutschen Rechte 
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der Fall war, das Princip der Gleichheit zwischen Anklftger 
und Geklagten im Processe so lange auch äasserlich gewahrt 
werden soll, als nicht diese Gleichstellung durch ein gewisses 
processuales Ergebniss zu Ungunsten des einen Theiles er- 
schüttert wurde. Der Auffassung^ dass durch die Yerwahnmg 
des Anklägers nur die Sicherstellung fCkr Kosten und üngefthr 
seitens des Beklagten bezweckt werden sollte, steht mancherlei 
entgegen. Zunächst, dass keine Bestimmung die Ldstung ton « 
Cantion und Bürgschaft vor erfolgter Verwahrung des Anklä* 
gers zulässt, die Fassung ^sobald der Angeklagte zu 
Gefängnis 6 angenommen ist, soll der Ankläger od« r 
sein Gewalthaber mit seinemLeibe verwahrt wer- 
de n**, lässt die Verhaftung Beider colncident erscheinen; 
zu dem hatte erst der Richter sammt Tier Schöffen nach „ge- 
legcnheyt der Sachen und Achtung beyder Personen^ die Gau- 
tion zu bestimmen, sohin erschien es geboten, den Schöffen 
eine Grundlage fflr ihre Entscheidung zu bieten, die ein ge- 
wisses bereits gewonnenes Processresultat zur Voraussetzung 
hatte. Aber auch die weiter folgenden Art der G. G. G. lie- 
fern den Beweis, dass die Verhaftung des Anklägers nicht 
etwa blos mit Rücksicht auf die Verbindlichkeit für den Ab- 
bruch des dem Geklagten zugefügten Schadens aufzukommen 
stattgefunden habe. So statuirt der oben dtirte Art XIII, 
dass in dem Falle des Bekenntnisses der üebelthat seitens 
des Beklagten und Geltendmachung einer statthaften Entschul- 
digung blos eine Gautio nsleistung stattfinde — von einer 
Gefangennehmung des Anklägers wird in diesem Falle Nichts 
erwähnt, der Grund, dass hier die Verhaftung des Anklägers 
entfiel, kann somit nur darin gefunden werden, dass hier der 
Beklagte gestanden hat, daher seine formelle Gleichstellung 
mit der Person des Anklägers nicht mehr für sich in Anspruch 
nehmen kann. 

. Konnte der Ankläger keine Bürgschaft geben, so nmss 
er nach Art. XIV mit dem Beklagten bis zur „Endung d^r 
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redlichen Ansfahrnng in Yerwahrnng bleiben** nnd ^für hohe 
klagende Standespersonen mögen andere Personen an ihrer 
statt sich neben den Beklagten geftnglich legen oder verwahren 
lassen". In diesen beiden Bestimmnngen, besonders aber in 
der letzten, tritt es klar za Tage, dass in der Verhaftung des 
Anklägers oder Jemandes fOr ihn etwas mehr gelegen sein 
mnsste, als die Anhaltnng znr Leistung einer Bfirgschaft fllr 
Schaden des Beschuldigten und Kosten des Processes. Schliess- 
lich erhärtet f^nch die Bestimmung des Art. XV unsere Mei* 
nung, womach nach Erweisung des Argwohnes oder Verdachtes 
die Bürgschaft nur mehr darin bestehen soll, dass der Kläger 
sich verpflichten musste, dem Process nach Ordnung der G. 
C. G. und des Reiches nachzukommen. So weit die Bestim- 
mungen der G. G. G. über die Untersuchungshaft zur Sicherung 
der Durchführung des peinlichen Processes., 

Wir haben nunmehr noch eine andere Stelle in Betracht 
zu ziehen, die auf die heutige Entwicklung des Institutes von 
grossem Einflüsse gewesen. Da ist zunächst der Schlusssatz 
des Art. XI: „und wenn auch der gefangen mehr denn eyner 
ist, soll man sie, sovil gefenglicher behaltnuss halb sein mag, 
von eynander theylen, damit sie sich ohn wahrhafftige sage 
mit eynander nit vereynigen oder wie ire that beschönen 
wollen, vnderreden mögen **. Aus dieser Stelle wird die Ge- 
setzlichkeit der GoUusionshaft abgeleitet, indem behauptet wird, 
dass die C. G. G. hier bereits die Haft zum Zwecke der Ver- 
hinderung der Vereitlung der Untersuchung im Auge habe. 
Doch ist die Anschauung eine durchaus irrige, wie dies ans 
dem Zusammenhange dieser Stelle mit der vorhergehenden und 
mit Rücksicht auf andere Bestimmungen der G. G. G. klar 
hervorgeht. ' • 

Die dem citirten Satze unmittelbar vorhergehende Stelle 
„und ist dabei sonderlich zu merken, dass die Gefengknuss zu 
behaltong und nit zu schwerer gefährlicher peinigung der-Oe- 
fangenen sollen gemacht und zugereicht sein", gibt in Verbin- 
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dang mit dem Schiasssatze einfach eine den römischen Oe- 
ftngnissvorschriften nachgebildete Mahnung rttcksichtlich der 
ftassem Einrichtung der Oeftngnisse. Gebot die Humanität 
die gefengknnss nicht zu schwerer geverlicher peinigang zu 
machen, so gebot d|e Klugheit des Praktikers Schwarzenberg, 
nach Thunllcbkeit die Angeklagten von einander zu trennen, 
um sie der bussfertigen und reumttthigen Stimmung, die ihnen 
das Geständniss erleichtem sollte, durch Einzelnhaft zugäng- 
licher zu machen. Empfahl sich diese gesetzliche Erinnerung 
fOr den Fall, als mehrere Angeklagte überhaupt in einem Ge- 
fängnisse verwahrt wurden, so war es natflrlich um so drin- 
gender geboten, Mitschuldige desselben Verbrechens von ein- 
ander zu trennen; hiemit ist aber keineswegs noch der Beweis 
dafür geliefert, dass die Carolina in der Möglichkeit der Be- 
sprechung des Angeschuldeten nut Complicen oder mit Zeugen 
einen Grund für die Gefangennehmung erblickt wissen wollte. 
Der letzte Zweifel an die Thatsache, dass die CoUusionshaft ledig- 
lich ein Product späterer Rechtsentwicklung ist, muss jedoch 
schwinden, wenn erwogen wird, dass Art. XIV es ausdrücklich 
anführt, dass dem Beschuldigten gegönnt werde, ^dass die 
Leut, so er zur Beweisung gebrauchen will, zu 
und von ihm wandeln mögen.'' Wenn es also dem seine 
Entschuldigung vorbringenden Gefangenen gestattet war, mit 
Zeugen sich zu besprechen, so liefert dies einen schlagenden 
Beweis fQr die Behauptung, dass die G. G. 0. die Untersu- 
chungshaft aus dem Rechtstitel der Gollusion in ihrer spätem 
Entwicklung und üeberwucherung nicht gekannt habe. 

Aus dem Gesagton ergibt sich daher, dass,- was aucl^ 
rücksichüich der Bestimmtingen der dargestellten Provincial- 
Ordnungen eu gelten JuU, die Untersuchungshaft sich hier als 
eine blosse Rechtsfolge der erhobenen und zugelassenen pein- 
lichen Anklage darstellt, dass sie somit in dieser UMwiek- 
lungsphase des peinlichen Processes noch keineswegs berufen 
erschien^ jene Bolle m spielen, die ihr die spätere Doctrin 
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und Praxis im sogenanfUm gemeinrechUichen InquisiHon^o^ 
eesae smuoies. 

Irii Systeme der OaroÜDa and der mit ihr ver- 
wand teD österreichischen Provincialordnnngen 
fflr Tyrol, Oesterreich ob and anter der Enns and 
Steiermark gilt sohin die üntersachangshaft 
noch als blosses Processsicherangsmittel, das da 
verhängt wird, am sich der Anwesenheit des pein- 
lich Verklagten während derDaaer desProcesses 
za vergewissern; in der spätem Entwicklang da- 
gegen anter dem Einflasse einer eingehenden 
doctrinären Bearbeitung, bei der Jede volksthflm- 
licbe Einwirkang aasgeschlossen war, nimmt die 
Üntersachangshaft einen Doppelcharakter an, 
einmal mit Rücksicht aaf das bereits erbrachte 
Beweisqaantam als Strafe za gelten, andererseits 
um an der üeberweisnng des Beschaldigten mit- 
zuwirken, ein Moment von höchster Bedentang, 
aaf das im Laafe der dogmatischen Erörterung 
des Institutes wir noch vielfach werden zurück- 
kommen müssen. 



In der Reihe der österreichischen Territorialordnungen 
tritt uns nun weiter entgegen: 

V. Die neue peinliche LandgericUsordnung Ferdinand III. für 
Oesterreich «. d. JBnns vom 30. Dec. 1650. 

Dieselbe trägt bereits die Merkmale eines modernen 
Gesetzes. Alle ihr zuwiderlaufenden „Gebräache, Herkommen 
und Gewohnheiten'' werden ausdrücklich als unwirksam erklärt 
und verboten, dass weiterhin einer andern Ordnung als der 
promulgirten nachgelebet werde. Sie zerf&llt in zwei Theile, 
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von denen der 1. das Verfahren, der 2. das materielle Straf- 
recht regelt. 

Betreffs der Art der Einleitung des Verfahrens haben 
wir zum Zwecke unserer Darstellung zun&chst die hochwichtige 
Bestimmung des VIIL Art genau ins Auge zu fassen« Der- 
selbe lautet mit der üeberschrift „Von Erkundigung deren 
Thfttem*' yersehen wörtlich: „Ausser obgemeldter Ein- 
zieh- oder Liferung wird ein Thäter entweder erstlich 
durch Klag oder andertens durch Denunüation kundbar; oder 
drittens kommen solche Wahrzeichen, Argwön und Vermutungen 
vor, über welche der Land-Gerichtsherr von Amts-wegen 
nachzuforschen schuldig ist.^ 

Diese gEinzieb- oder Liferung** wird in den Art 4 
und 5 erörtert, deren Text gleichfalls hier wiedergegeben wer- 
den soll. 

Art. 4. Von Einziehung deren offenen Thätern. 

Wunn nun ein Missethäter, er seye angesessen oder 
nicht, gleich alsobald in öffentlicher wahren That ergriffen 
vrird, kan und soll ihne der Land-Oerichts-Herr gefänglich 
einziehen und wegführen, jedoch hernach des Gefangenen 
Grund-, Dorf- oder Vogt-Herrn mit Uiberschreibung deren 
Ursachen dessen förderlichst erinneren. 

§. L Wann aber der Grund- Dorf- oder Vogt-Herr den 
Thäter ehender auf seinem Grund erfahren oder bekommen 
kan, solle er ihn alsobald gefangen nemmen, doch hernach dem 
Land-Gericht solches ankünden, und längst inner drey Tagen 
mit allm habenden Anzeigungen Uferen an Ort und End, wie 
es zwischen beyden Theilen sonsten Herkommen ist« 

§ 2« Oder, da man der Liferung halber, wo oder wie 
dieselbe geschehen solle, strittig wäre, solle man gleichwol den 
Thäter mit Vorbehalt eines jedwederen habenden Rechtens in 
das Land-Gericht Uferen, und hemacher die Strittigkeit gehö- 
rigen Orten ausführen. 
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§ 3. Worbey Wir den widerrechtlichen Missbranch, da 
man an etlichen, wann man mit dem L^nd^Oericht strittig ist, 
die Malefiz-Personen mit einem Faden oder Stroh-Halm an- 
bindet, , nnd wann ihn der Land-Oerichts-Herr nicht sogleich 
übemimmet, laufen lasset, nnd alle dergleichen Unordnungen, 
bei Unserer Straf und Ungnad, aller Orten gänzlich aufgehebet 
haben wollen. 

§ 4. Betreffend aber Unsere Land-Leut, wann sich die- 
selben in Malefiz- Sachen vergriffen und in offenbarer wahrer 
That betretten werden, wollen Wir, dass es mit ihnen nach 
Ausweisung des von Uns, ihnen unterm Dato Pressburg dem 
3. Decembris Sechzehnhundert Sieben und Dreissig ertheilten 
Criminal-Privilegii gehalten werde. 

Art. 5. Von Einziehung deren Thätern, die nicht 
auf offener That ergriffen werden. 

Dahingegen, wo der Thäter nicht auf offener That be- 
tretten wird, sondern unter des Grunds-Herrn Dach-Tropfen,' 
oder in einem Closter^ Schloss, Frey-Hof, oder an einem an- 
dern von dem Land-Gericht befreyten Ort sich befindet, kan 
der Land-Gerichts-Herr ohne des Herrn Bewilligung auf ihne 
nicht greiffen, weniger daselbst einfallen, sondern wann ' der 
Thäter angesessen, oder einen Angesessenen Kind, oder Dienst- 
Bott ist, solle er die That und deren Anzeigungen dem Dorf-, 
Grund- oder Vogt-Herrn vortragen, und hierüber die Stellung 
begehren, welches dann auch deren Unangescsseuen halber, 
wann sie nicht in offenem Land-Gericht, sondern unter dem 
Dach-Tropfen oder an vorermeldt-befreyten Ort antreffen, also 
zu halten Ut " 

Es fragt sich nun, welche Verfahrungsarten erkennt die 
Ferdinandaea an, und wie lässt sich die von ihr anerkannte 
Unterscheidung rechtfertigen oder zum mindesten erklären. 

Bulf ist der Ansicht, dass wir es hier mit vier Verfah- 
rungsarten zu thun haben: 1) mit dem Verfahren auf Klage, 
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2) aaf Denaatiation, 3) Nachforschang von Amtswegen nnd 
4) auf Ergreifung in offener That 

Herbst hält diese Anschauung fOr unrichtig und meint, 
die Landesordnung' führe nur drei Arten an, wie der Thäter 
kundbar wird — Klage, Denuntiation und Nachforschung. 
Denn, behauptet er, die frühem oben citirten Artikel betreffen 
lediglich das Verhältniss des Landgerichts einerseits zu den 
Grund-, Dorf* und Yogtherrn andererseits, mögen dieselben 
nun in öffentlicher wahrer That ergriffen worden sein oder 
nicht. Die Anschauung Herbstes ist unrichtig; denn sie steht 
im offenen Widerspruche zu der klaren Bestimmung des Art. 8, 
dessen Wortlaut „atisser obgemeldter Einzieh- oder Liferung 
wird ein Thäter etc." doch nicht einfach als bedeutungslos oder 
widersinnig angesehen zu werden vermag. Aber auch die An- 
schauung Rulfs lässt sich nur als eine relativ richtige aner- 
kennen. Das Gesetz stellt allerdings die Einzieh- oder Life- 
rung den andern Processeinleitungsarten als Klage, DenuntiaUpn 
und Inquisition in bestimmter Form gegenüber. Die Ergreifung 
auf offener That bildet jedoch nur Eine Art dieser Einzieh- 
oder Liferung; die Einzieh- oder Liferung der nicht auf 
offener That ergriffenen Thäter bildet die zweite Species dieser 
Verfahrungsart 

Für uns scheint nämlich die natürliche Lösung der 
Bestimmung des Art. 8 in dem Terhältnisse der Ferdi- 
nandaea zum Inquisitionsprocesse einerseits^ zu den Bestim- 
mungen der Carolina über das peinliche Verfahren der Klage 
von Amtswegen andererseits zu liegen. 

In dem Verfahren auf Denuntiation, Argwohn und Ver- 
muthung, kurz im Inquisitionsverfahren stellt sich uns der re- 
cipirte fremde Process entgegen, im Verfahren auf Einzieh- 
oder Lieferung dagegen haben wir es mit den Rudi- 
menten deutscher Processbildung der carolini- 
schen Klage von amtswegen zu thun. 

Dass der weitere über die Einleitung des Processes hinaus 
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sich erBtreckende Processgang ein gleichartiger ist aad 
durch den Unterschied, ob der Thäter durch Einzidi- oder 
Liefernng, durch Dennntiation oder Inquisition „kündbar' 
wnrde, nicht berührt wird, kann an dem Wesen der Sache 
nichts ändern ; darin liegt vielmehr das hochinteressante Mo<* 
ment, auf das wir hiemit die Aufmerksamkeit der Processoa- 
listen lenken wollen* 

Doctrin, Praxis und Gesetzgebung sind thätig, um einem 
fremden. Processe, dessen Vorzüge ebenso sehr anerkannt als 
seine Schattenseiten bei der damaligen Geistesbildung über- 
sehen werden mussten — den Weg zu bahnen. Ihnen stellte 
sich die Schöpfung Eines Mannes entgegen, der entschlossen 
ist, heimisches Recht, und wäre es auch nur heimische Formen- 
gestaltung, zur Geltung zu bringen. Der Wurf gelingt, es 
steht die Carolina der fremden Processlehre gegenüber und 
jetzt erst beginnt der natürliche Amalgamirungsprocess zwischen 
fremdem und heimischem Rechte, der zu der jahrhundertelangen, 
dauernden Herrschaft des gemeinen deutschen Inquisitionspro- 
cesses führt, in dem die Sparen germanischer Rechtsbildung, 
fixirt durch die Carolina, sich so schwer verwischen Hessen. 
Und gerade das Institut der Untersuchungshaft ist es, welches, 
wie wir später zeigen werden, dazu ausersehen ist, den Elemen- 
ten deutscher Processbildung die letzte Zufluchtsstätte zu bieten. 

Die Ergreiftmg des ThäUrs ist der unverwüstliche Granit- 
block deutscher Rechtsbildung in dem vollendeten Neubau der 
Processgestaltung; in dieser Ergreifung, die eine ganze um- 
ständliche Procedur zu ersetzen berufen wird, bleibt dem Pro- 
cesse ein charakteristisches Merkmal germanischer Rechtsbil- 
dung gewahrt, das in keiner Phase des Entwicklungsprocesses 
verloren geht, vielmehr berufen erscheint, bei einer spätem 
Neubildung, die auf alte Frindpien zurückgreift, eine sehr 
wichtige Rolle zu spielen. 

Doch kehren wir zur Darstellung des Processes der 
Ferdinandaea zurück. 



Digitized by 



Google 



157 

Die UnterscheidoDg bezüglich der Art der Einleitung^ 
von der wir oben des Weitem gesprochen haben, bei Seite 
gesetzt, haben wir zwei Hanptformen ^ des Processes zn nnter- 
scheiden: die Privatanklage and den Process von Amtswegen, 
welch letzterer genau dieselbe Yerfahrungsart aufweist, mag 
Ergreifung auf frischer That, Einziehung, Inquisition oder De- 
nuntiation die Basis zu demselben abgegeben haben. Der 
Anklageprocess, der in den Bestimmungen der Artikel 9 — 11 
seine Regelung findet, erscheint bis auf die mit dem pein- 
lichen Verfahren begrifflich verbundenen Nachtheile für 
den Beklagten, als Oefängniss, Tortur, endlichen Bechttag in 
der Form des unpartheiischen Oedings dem Civilprocesse in 
allen Stücken nachgebildet. Der Kläger hat eine ordent- 
liche peinliche Klage, welche den Namen des Klägers und 
B^lagten, die begangene That mit allen Umständen der Zeit und 
des Ortes enthalten soll, in duplo bei dem Landgerichte zu 
überreichen. Hierauf i'st der Beklagte, dem die Klage insinuirt 
wurde, zn hören. Gesteht er, so ist sofort zum Erkenntnisse 
zu schreiten; längnet er aber entweder gänzlich oder erheb- 
liche Umsttode, oder bringt er endlich peremptorische Ein- 
reden oder Entschuldigungen vor, so wird sofort ein Beiurtheil 
gefällt, durch welches dem einen oder andern Theile der Be- 
weis mit Vorbehalt der Gegenbeweisung aufgetragen wird. 
Die Partheien haben sodann den ihnen aufgetragenen Beweis 
mittels eingelegter Weisartikel und Fragstücke anzutreten, haben 
über die durchgeführte Beweisung und Gegenbeweisung ganz 
nach den Vorschriften des Civilprocesses die Probations- und 
Impugnationsschriften zu überreichen, worauf das Ürtheil gefällt 
wird. Dasselbe lautet entweder 

ä) auf Verurtheilung, wenn der Kläger seine Klage voll- 
ständig und klar erwiesen hat — Art. 18 § 1, 

b) auf Anlegung der peinlichen Frage — Art 18, 2, 

c) auf vollständige Freisprechung und Verurtheilung des 
Klägers in die Kosten. 



Digitized 



by Google 



158 

Die Dennntiation (Art. 21) hat stattzufinden, „wenn 
der Verfolger Unkosten, Gefahr und anderer Beschwerden hal- 
ber nicht leichtlich klagen will**, die Dennntianten müssen eines 
ehrbaren Thun und Wandels sein und mnss sich ihre Denan- 
tiation auf glaubwürdige Anzeigungen stützen. 

Der Denuncirte wird sodann von dem Landgerichtsherm 
vernommen — sind Indicien zur peinlichen Frage vorhanden, 
80 übergeht der Process in die Inquisition ; mangels derselben 
wird dem Belangten die Purgation auferlegt. 

Das Hauptverfahren ist die Inquisition. Auf 
„einkommene erhebliche Anzeigung — obschon sonstens kein 
Klag oder Denunciation vorkäme auch ungehindert sich der 
Thäter mit denen Interessirten etwann verglichen haben möchte, 
ist die Obrigkeit diese von Amiswegen darumm zu thun schul- 
dig, damit die Frommen in Sicherheit und die Bö- 
sen in Forcht der Nachstellungund Straf erhalten, 
das Land auch von schädlichen Leuten gereinigt 
werde.*' 

Dieses Princip berechtigte den Richter ^^ bei jedwedem 
Verfahren nebenher inquisitorisch vorzugehen, wodurch dem 
Wesen der Sache nach der Inquisitionsprocess zur allgemeinen 
Geltung gelangte. 

Die Inquisition soll summarie oder generaliter oder aber 
spedaliter geschehen; „generaliter, da insgemein auf eine vor- 
gegangene böse That und deren Umstände ohne Anzeig und 
Argwohn auf eine gewisse Person nachgeforscht wird^; die 
Specialinquisition geht dagegen auf Grund gemeiner oder be- 
sonderer Indicien gegen eine bestimmte Person. Dieselbe 
nimmt mit der Erhebung des corpus delicti^ ihren Anfang, 
setzt sich in der gefänglichen Einziehung und in dem Verhöre 
des Inquirirten fort und erreicht.)/ in der Erkenntniss, ob die 
Indicien zur peinlichen Frage hinreichen, ihren Höhepunkt. 
Ist die peinliche Frage erfolglos geblieben, so hat der lEUchter 
den Beschuldigten los und ledig zu sprechen, weil er sich von 
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den Indidis durch ausgestandene Tortur genug purgirt hat; 
hat aber der Beschuldigte ein Bekenntniss abgelegt, so erfolgt 
nach vorangegangener eingebender Berathung die Publication in 
der Ceremonie des unpartheiischen Gedings. 



Wenden wir uns nun zu den von der Ferdinandaea ge- 
troffenen Bestimmungen Aber die Untersuchungshaft, so 
finden wir ein ungemein reiches Materiale vor und es lässt 
sich behaupten, däss kaum Ein österr. Gesetz dieser Frage 
mehr Sorgfalt gewidmet hat, als gerade diese Landgerichts- 
ordnung Ferdinand HI. 

Die Wichtigkeit, welche der Untersuchungshaft beigemessen 
wird^ tritt schon in den Bestimmungen des Einführungspatentes 
zu Tage. 

„Insonderheit aber sollen die Landtgerichter auch 

mit notwendigen Gerichtsdienem und Gefängnussen versehen 
sein, damit in gählingen Zeiten kein Mangel erscheine und die 
bösen Leut wegen übel bestellten Landtgerichtes nicht ent- 
rinnen, sie sollen auch hierinnen schieinig verfah- 
ren und die arme Leut auch nit einen Tag (ver- 
geblich und ohne wichtige Ur sach in denen Ge- 
fängnissen ligen und leiden lassen.** 

Ausser diesen allgemeinen Bestimmungen, die von der 
Bedeutsamkeit, welche damals die Untersuchungshaft für den 
Process erlangt hatte, ein wichtiges Zeugniss geben, finden wir 
mit Berufung auf das Yerhältniss zwischen Landgericht und 
Grundobrigkeit die Verhaftung einerseits im Sinne der Carolina 
und der ihr nachgebildeten bereits gesohilderteo Territorial- 
ordnungen des 16. Jahrhunderts geregelt; andererseits Be- 
stimmungen der fremden Processlehre über die gefängliche 
Einziehung im Denu ntiations- und Inquisitionspro- 
cesse, denen wir eine besondere Aufmerksamkeit zu widmen 
haben. 
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In dem eigentlichen Inqüisitionsprocesse tritt uns näm- 
lich die Untersnchangshaft als integrirender Be- 
standtheil des ganeen Processorganismus ent- 
gegen. 

Vom Standpunkte des eigentlichen Inqnisitionsprocesses 
betrachtet müssen wir ans das Verfahren in nachstehender 
Gliederung aufsteigend vorstellen: 1) Stadium der General- 
inquisition, 2) Stadium der Specialinquisition, 3) der Gefangen- 
nahme und 4) der Befragung. Auf „einkommende . Brhebliche 
Anzeigung" hat jedwede Obrigkeit thätig zu werden und zu- 
nächst generaliter nachzuforschen; ist man des .corpus 
delicti^ versichert und sind Anjzeigungen wider eine bestimmte 
Person als Thäter vorhanden, dann tritt das Verfahren in das 
Stadium der Specialinquisition ; auf diese Specialinquisititfa folgt 
die gefängliche Einziehung und an diese schliesst sich in 
organischer Gliederung die gtttige und sodann die pein- 
liche Befragung. 

Der gefänglichen Einziehung sind die ausführlichsten ins 
minutiöseste gehenden Bestimmungen gewidmet. Die Rechts- 
titel zur gefänglichen Einziehung' sind auf das sorgsamste be- 
zeichnet, in Klassen geschieden und in ihrer vielfachen Ge- 
staltung ausgeführt. Da werden vor Allem die allgemeinen 
Indicien von den besondern geschieden. Bezüglich dw all- 
gemeinen, bei allen Verbrechen vorkommenden Indicien wird 
statuirt^ dass ein Unterschied zwischen „denen" Personen zu 
halten sei. 

Adelige nnverläumdete Personen und solche, die von 
männigUch für ehrbar gehalten werden, bei denen auch zugleich 
keine Gefahr des Austrittes ist, die sollen — ausser es sei 
die That gar offenbar, auch das Laster sehr gross — nicht 
alsobalden — sogleich — ins wirkliche Gefängniss gelegt wer- 
den; was aber gemeine, sonderlich uaangesessene, streichende 
Leute seind, wo man sich auch des Austretens zu besorgen. 
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deren kann man sich wohl, anch wo man noch im Zweifel 
stehet, versichern, 26 Art. § 1 n. 2. 

Sind diese besondem Fälle nicht vorhanden, so werden 
Anzeigungen hestimMteh* Grades nud bestimmter Stärke zur 
Einziehung erfordert; und es gilt als Regel, daas die An- 
mgungen mr Haft ewischen dm Anzeigungen fswr Speciälinqui- 
sition und' jenen mr peinlichen Frage die Mitte halten sollen. 
Die sorgsame Classificirung in der Abmessung der Stärke 
der Indicien ergibt sich aus der Yergleichung einzelner gleich- 
gearteter Verdacbtsgründe. So ist z. B. das einfache G^ständ- 
niss des Mitschuldigen (Art. 23 § 3) genttgend zur Specialinqui- 
sition; zur Gefängniss genügt ein solches nur dann, wenn es 
auf Jemanden geht^ von welchem die üebelthat wohl zu ver- 
muthen, „er auch derentwegen im Verdacht oder Geschrey ist^ 
(Art. 26 §. 12). Zur peinlichen Frage bedarf es jedoch noch 
einer mehrem Unterstfitzung ; da müssen alle Umstände, „wie 
und welcher Gestalt der Mitschuldige „geholfen^, angeführt 
werden, das Yerhältniss zwischen dem Geständigen und An- 
geschuldigten muss jedes Bedenken ausschliessen, es muss 
endlich eine Confrontation vorangegangen sein (Art. 25 §.5). 
'Aehnliche sorgfältige Abstufungen lassen sich auch bei den 
I andern Indicien nachweisen« 

Eine nicht minder sorgfältige Erörterung erfahren die 
besondern Judicien.* Der Definition eines jeden Verbre- 
chens folgt nämlich eine Darstellung der auf die Procedur 
\ wegen desselben Bezug habenden Indicien und wird auch hier 

mit ängstlicher Sorgfalt die beliebte Dreitheilung in Indi- 
cien zur Specialinquisition, zar Gefängniss und zur 
peinlichen Frage durchgeführt, so dass dem richterlichen 
Ermessen rücksichtlich der Nothwendigkeit oder Zweckmässig- 
keit der Verhaftung auch nicht der mindeste freie Spielraum 
! ' gewährt erscheint; überall tritt der theoretisirende Standpun kt 

I klar hervor, damit das Recht des Verfolgten auf Wahrung 

^ seiner Freiheit, aber auch das Recht des Staates, sich des 
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Beschaldigten zur Erreichang bestimmter Zwecke 
zu bemächtigen, in keinem Pankte yerletzt werden könne. 

Dieser Oesichtspunkt tritt auch in den anderweitigen Bestim- 
mungen der Ferdinandaea, die sie zur Regelung der Untersachungs- 
haft normirtv klar hervor. So lässt sich der 27. Art über d^ . 
Zweck der Oeüangennehmmig nachstefaends ans: ^Weilen die 
Oeftngnnss allein zor Yersicherang and nicht zur Straf an- 
gsehen ist, als sollen die Gefangene nicht in stinkende zur 
Straff angseihene ^[otter noch in die alten, tiefen Thum ge- 
worffei), sondern in solchen Oefängnnssen aufbehalten werden, 
wo sie ohne Gefahr des Lebens und der Gesundheit verbleiben 
können^; dieser humanen Vorschrift stellt sich aber auch be- 
reits eine anderweitige Bestimmung gegenüber, gemäss deren 
die genaueste Durdisuchung des Gefangenen, das Forschen 
nach Briefen, Waffen und Werkzeugen zum Zwecke vollstän- 
diger Absperrung und Isolirung den Gerichten zur Pflicht ge- 
macht erscheint. 

Die üntersuchungshcrft ist mit Einem Worte m einem 
Processmittel erhoben^ das den Zu/eck hat, bei der Erforschung 
der Wahrheit mümwirken. 

VI. Josef I. neve peinliche HcUsgerichtsordnung für Böhmen, 
Mähren und Schlesien vom 16, Juli 1707. 

Die Intention des Gesetzgebers geht dahin, durch 
dieses Gesetz „den dem allgemeinen Wesen sehr 
nutzbaren Inquisitionsprocess zu formen und ver- 
Ij^sslicb einzuführen." 

Wir finden daher auch zunächst die Bestimmung^ dass 
der Anklageprocess nur mehr ex privilegio vel ezemptione zu- 
zqIas8e^ sei und sich ^uf jene Fälle zu beschränken habe, in 
denen Landesverfassung oder Stadtrecht der zu verfolgenden 
Person das Becht, nur mittels Anklage verfolgt zu werden, ^ 
gewahrt haben; in allen andern Fällen soll es für eine all- 
gemeine Regel gehalten werden, dass es dem Gerichte ob- 
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liegt, die Inquisition von amtswegon Torzanehmen, ja dass es 
ihm unbenommen bleibe, selbst bei Yorhandensein eines An- 
klägers, wenn es dies fflr gnt nnd vertrftglich ftnde, ,|die 
Hände einzuschlagen^, d. i. beinebens wegen des yerttbten Yer- 
brechens thätig zn werden. 

Von dem wesentlichsten Einflüsse anf die Art der Ein- 
leitung des In quisitionsprocesses ist die persönliche Eigenschaft 
des durch Denuntiation oder „gemeinen Ruf'' Beinzichtigten. 
Ist nämlich die einer b^angenen That berüchtigte Person nur 
„ein Laudiaufer, Faulentzer oder eine dergleichen Person, 
welche sonsten keinen guten Nam^n hätte'^..« mit Einem Wort 
eine Person, zu der man sich einer solchen That wohl ver- 
sehen kann, so bedarf es nur eines wohlgegründeten Rufes 
oder etwelcher wahrscheinlicher Anzeigungen zur Special- 
inquisition. Ist aber der Berüchtigte eine ehrliche wohl- 
verhaltene adelige, im Bürgerstande angesessene oder in einer 
andern Würde stehende Person, so muss der nachforschende 
Richter „unausbleiblich^' vorher eine genügsame General- 
nachforschung anstellen. 

In der Phase der Generalinquisition spielt bereits die 
summarische Vernehmung der Zeugen und des Beschuldigten 
die Hauptrolle. 

Die Zeugen werden citirt und wenn sie erscheinen, ohne 
Eid über die That und den muthmasslichen Thäter vernommen. 
Nur dann, wenn es das Gericht für gut findet, sind bei diesem 
summarischen Examen die Zeugen vor wirklicher Befragung 
mit dem „gemeinen^* Zeugeneid zu belegen. Es wird ihnen 
die strengste Geheimhaltung zur Pflicht gemacht, „diamit der 
Thäter nicht vor der Zeit von der Untersuchung Nachricht er- 
halten nnd zur Eludirung der lüdicii sich auf flüchtigen Füss 
setzen möge.** 

Die summarische Yemehmüng^ des Beschuldigtem itöhliesst 
sich an dessen Ergreifung und gefflngliche Einziehunja^ und an 
die sofort vorzunehmende Hiaos- und Personsdurohsuchuiig un- 
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mittelbar aä und unterscheidet sieh wesentlich von dem arti- 
cnllrten Verhöre der Speciaünqoisition. 'Die Tendenz eines, 
solchen Verhörs geht nämlich geradezu auf Erlangung eines 
Geständnisses: „indem zum öftern ein so eilfertiges Examen 
mehr herausbringet als hernach, wann der Inquisit Zeit genug 
gehabt seine Mflssethaten durch erdichtete Unwahrheiten und 
fest gefasste Verstockung zu bemänteln" (Art. 4 § 8). 

Die weitere Grundlage der Specialinquisition bildet die 
genaue Erhebung des corpus delicti, d. i. „die ordentliche ge- 
richtliche Untersuchung der geschehenen Missethat.^ Sie wird 
in solennester umständlichster Weise je nach der Art des ver- 
übten Verbrechens vor mindestens zwei Gerichts- oder 
andern beschworenen Personen durchgeftthrt und setzt bereits 
die Beeidigung der Damnificaten, Sachverständigen und That- 
zeugen voraus* 

Nun erst folgt die articulirte Vernehmung des Beschul- 
digten — das ordentliche Examen des Inquisiten tlber vor- 
gelegte Fragstücke und diesem wieder das ordentliche 
Verhör Jener, „welche zur vollkommenen Zeugniss — zur 
Ueberweisung gebraucht werden sollen". 

Nach abgenommenem Zeugniss, dem die Auflegung des 
Zeugeneides jederzeit voranzugehen hat, erfolgt die Confron- 
tation. 

Nunmehr wird auch der selbstthätigen Vertheidignng des 
Inquisiten durch Führung von Entlastungszeugen, durch Bei- 
gebung eines Advocaten, der eine Defensionsschrift zu ver- 
fassen und zu fertigen hat, Baum gegeben und sodann auf 
Grund der „inrotulirten" Acten das Erkenntniss gefällt. Letz- 
teres ist eine „absolute Sentenz'^, wenn e^ Freisprechung oder 
Verurtheilung ausspricht, lautet es aber auf Purgation, pein- 
liche Frage etc., so hat es die Form eines Beinrtheils, dem 
ein weither Abspmch zu folgen hat. 

Das verurtheilende Erkenntniss hat dem Inquisiten an 



Digitized by 



Google 



165 

gew((hn)icher Gerichtsstelle deatlich vorgelesen — und wie 
jeder Orten gebräuchlich, öffentlich pablicirt zu werden. 

Gegen ein jedes Strafartheil ist die Appellation mit auf- 
schiebender Wirkung an das königlicjie Obergericht und Appel-- 
lationstribunal ob dem Prager Schlosse, an welche auch alle 
Belehrungsersuchen in casibus dnbüs et ardnis zu richten 
sind — als zulässig erklärt und zur Anbringung derselben 
sind erstreckbare ordentliche Appellationsfristen eingeräumt. 

Bezfiglich der von der Josefinischen .Halsgerichtsordnung 
rflcksichtlich der Untersuchungshaft niedergelegten Bestimmungen 
ist Folgendes heryorzuheben. 

In dem nur mehr ex priyilegio vel exemptione zu- 
lässigen Anklagsprocesse kann zwar der Kläger des Beklagten 
alsbaldige Verarrestirung begehren, doch ist ihm solche nicht 
ehender zu gestatten^ noch vor die Hand zu nehmen, als bis 
das Gericht sothane Inhafftirung vor Recht und billig erkennet ; 
von einer Verwahrung des Klägers, wie sie die Ferdinandaea 
noch ausdrücklich statuirt, findet sich keine Spur mehr 
vor; der streng inquisitorische Charakter des Processes hatte 
dieses Symbol der processualen Gleichstellung zwischen Kläger 
und Beklagtem beseitigt. 

Im Inquisitionsprocesse hat die Verhaftung sof or t zu erfol- 
gen, „wenn der Thäter auf offener Missethat und wie man gemei- 
niglich zu sagen pflegt, auf handhafter That ergriffen wurde ^ (Art. 
IV. § 3), oder aber wenn wegen der persönlichen Eigenschaft des 
Th&ters — von dem man sich einer solchen That wohl ver- 
sehen kann — das Verfahren sofort zur Specialinquisition 
fahrte; in andern Fällen bedarf es zur Verhaftung redlicher 
Anzeigungen und genauer Vorerhebung des corpus delictL 

Sind solche vorhanden, so bjeginnt mit der Verhaftung 
die Speciälioqnisition, während in der Ferdinandaea, wie wir 
oben gesehen haben, die Verhaftung als höheres Process- 
Stadium der Einleitung der Specialinquisition im Allgemeinen 
erst nachzufolgen hatte. 
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Diese wichtige Differenz der beiden citirten Gesetze 
erklärt sich aus der grossen Bedeatang, welche die samma- 
rische Yemehmang, die mit dem Beschuldigten sofort nach 
seiner Verhaftung Yorznnehmen war, erlangte. 

Die bereits offen zn Tage tretende Tendenz darch lieber* 
raschang des Beschuldigten ihn zn Geständnissen zu bewegen, 
und die Besorgniss, dass er ohne summarisches Verhör Zeit 
gewinnen könnte, seine Missethaten durch erdichtete Unwahr- 
heiten zn bemänteln, musste das Streben herbeiführen, die 
Verhaftung möglichst rasch der Vorübung der Missethat nach- 
folgen zu lassen und so mit derselben die Specialinquisition 
einzuleiten, während die Ferdinandaea eines andern als des 
articulirten Verhöres des Beschuldigten noch nicht erwähnt. 

Auch in anderer Richtung tritt das Bestreben zu Tage, 
von der Haft als einem Pressionsmittel zur Erlangung von 
Geständnissen wirksamen Gebrauch zn machen. 

Die Gefangenen sollen bei ihrer Einziehung nicht nur 
auf das genaueste an Leib und Kleidern untersucht werden, 
wie dies auch die Ferdinandaea anordnete; es soll auch im 
Gefängnisse die strengste Aufsicht über sie geführt werden, 
damit eine jede Gommunication mit der Aussenwelt, mit Freun- 
den und Bekannten verhindert werde. 

Diese strenge Absonderung sollte, insbesondere vor dem 
summarischen Examen, das in der Josefina die Hauptrolle 
spielte, durchgeführt werden. Einer Entlassung eines bereits 
verhafteten Üebelthäters gegen genügsame Caution wird nir- 
gends Erwähnung gethan und vom freien Geleite (salvus con- 
dnctus) soll der massigste Gebrauch gemacht werden. 

Nur die königlich böhmische Hofkanzlei sollte über ein- 
geholtes Gutachten der Appellationskammer ein solches freies 
Geleite zu ertheilen befugt sein, und selbst dieses sollte dem 
Beschuldigten keinen absolut wirksamen Schutz gewähren, denn 
„wann in decursu inquisitionis der Inquisit überwiesen und zu 
beferchten wäre, damit er nicht flüchtig wurde, in diesem Fall 
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des Gelaiths ungeachtet das Gericht auf ihn zu greiffen und 
sich mit ihme zu versichern befugt sein**. 



Werden die letzt dargestellten zwei Provincialordnung^n 
mit den früher skizzirten Gesetzen mit Rücksicht auf das In- 
stitut der Untersuchungshaft mit einander verglichen, so ergibt 
sich, dass der Unterschied zwischen den beiden Gruppen in 
ihrer Stellung zu dem fremden Inquisition sprocesse 
gelegen ist. 

Die österreichischen Provincialordnungen des 16. Jahrhun- 
derts lassen den fremden Inquisitionsprocess als solchen noch nicht 
recipirt erscheinen; als das ihnen zunächst liegende Vorbild 
erscheint die Carolina, von der wir bereits erwähnt haben, 
dass sie in ihrer Gesammtheit dazu bestimmt war, dem fremden 
Processe entgegenzuarbeiten. 

Anders die Ferdinandaea und die Halsgerichtsordnung 
Josef L; während die erstere, wie wir sahen, denselben den 
übrigen Processarten gleichberechtigt zur Seite stellt, erklärt 
die Josefin^ es als ihre Hauptaufgabe, ihn als rQgelniäasige 
Verfahrungsart zu statuiren. 

Die Art und Weise, in welcher diese Receptioii sich 
vollzieht, ist von hoher Wichtigkeit und muss insbesondere mit 
Rücksicht auf das Institut der Untersuchungshaft genau in Be- 
dacht gezogen werden. Bei näherem Eingehen auf die Sache 
stellt sich nämlich heraus, dass der ursprünglich fremde Process 
nach den. Grundsätzen der Carolina bearbeitet und in organische 
Verschmelzung mit derselben zu einem neuen Gesainmtgebilde 
umgescha£fen wurde, das den Process der Carolina zu ersetzen 
berufen war. 

Die Schöpfung des so gestalteten gemeinrechtlichen Inqui- 
sitioDsprocesses auf den Grundlagen und unter steter Berücksich- 
tigung der Carolina ist das Verdienst der grossei) Juristen 
des 17. Jahrhunderts, des Dreigestirnes Carpzow, Brunemann 
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und Ladovici. Vornehmlich ist es Ersterer, der durch seine 
Werke ffir die Entwicklang des Crlminalprocesses in den deut- 
schen Landen kaum eine geringere Beden tnng erlangt hat, als 
Schwarzenberg durch seine Bambergensis ; während letzterer 
dem eindringenden Verfahren gegenüber die Formen zu 
wahren wusste, vollzog Carpzow den Umschmelzongsprocess zwi- 
schen heimischem und fremdem Rechte und legte so den dauern- 
den Orund zum neuen Gebäude, das berufen erscheint, noch in 
unsere Tage trotzig hineinzuragen und dessen Trümmerhaufen 
noch manchen festen Baustein zum Neubau zu liefern im Stande 
sein werden. 

So weist die Ferdinandaea in den meisten Bestimmungen 
den Einfluss carp0owischer Lehren auf, während die Josefina 
sich vollständig an die Arbeiten Brunemanns anschliesst. 

Die Durchführung des durch diese Rechtslehrer fundirten 
Inquisitionsprocesses konnte auf die Entwicklung der Untersu- 
chungshaft nicht ohne uachhaltigen Einfluss bleiben. 

So sehen wir bei den der Carolina nachgebildeten Ordnun- 
gen nach dem Vorbilde des römischen „recipere^ die ,,An* 
nähme**, i. c. Gef^ngennehmung des Belangten als Requisit 
des peinlichen Verfahrens überhaupt figurirea, der Verfolgte 
musste ins Gefängniss, weil peinlich gegen ihn verfahren 
werden sollte, die überkommene Symbolik des altdeutschen 
Verfahrens konnte nur in der Gefangenschaft den Ausdruck 
für den Zustand des Reats erblicken, in welchem Jener sich 
befand, über dem eine peinliche Anklage schwebte. 

Anders bei den beiden letztgenannten Ordnungen, die den 
fremden Inquisitionsprocess bereits gänzlich oder doch zum 
guten Theilc durchgeführt habeur Hier haben wir es nicht 
mehr blos mit einem Sicherungsmittel wider die Flucht des Inqni- 
siten, und mit einer äusserlichen Kennzeichnung des Reatszustan- 
des zu thun; hier tritt uns die Haft als eines jeher In- 
stitute entgegen, die schon im Laufe des Verfahrens 
die Grade der Schuld wahrscheinlichkeit zum Ausdrucke 
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bringen, die ferner berufen sind, an der Thfttigkeit 
der Üeberweisang in hervorragender Weise mit- 
zuwirken» 

Itemm sehen wir auch als Moment rechtmässiger Gefangen- 
nahme nicht mehr Judicien schlechthin, wie in der Carolina, 
sondern bestimmte concreto Indicien gewisser Stärke 
hervortreten, finden die Lehre von den Indicien mit Rttcksicht 
auf die Untersuchungshaft wesentlich erweitert und ergänzt und 
finden endlich genau die Fälle verzeichnet, wann der Richter 
zur Verhaftung schreiten dfirfe, während die Carolina und die 
ihr nachgebildeten Ordnungen das „ Annehmen ** noch schlecht- 
hin an die Einleitung des peinlichen Verfahrens ttberhaupt zu 
knüpfen bestrebt erscheinen* 

Nunmehr sollte nicht das . peinliche Verfahren überhaupt 
^ur „Annebmung" des Verfolgten führeQ, sondern qrst. ^ine 
idurch das peinliche Verfahren bereits gewonnene Wahrschein- 
lichkeit der Ueberweisnng. 

Ebenso prägnant tritt hier bereits das zweite charakte- 
ristische Moment der Captur hervor, jenes nämlich, wornach 
von der Untersuchungshaft zur Erlangung eines Geständnisses 
ein wirksamer Gebrauch gemacht werden sollte, 

Hiedurch tritt aber die Untersuchungshaft in eine neu)e 
Entwicklangsphase, deren umfassende Darlegung um so mehr 
dem II. Theile unserer Darstellung vorbehalten bleiben kann, 
als, wie gezeigt werden soll, die ersten gasammtösterrei- 
chischen Oesetzgebungsacte eben auf den zwei letztgedachten 
Provincialordnungen der Josefina und der Ferdinandaea ruhen. 
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